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 Beschlussempfehlung und Bericht
 des Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (15. Ausschuss)

 zu der Unterrichtung
 – Drucksache 17/8426 Nr. A.46 –

 Vorschlag  für  eine  Verordnung  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über
 Regeln und Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen
 der Union im Rahmen eines ausgewogenen Ansatzes sowie zur Aufhebung der
 Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
 KOM(2011) 828 endg.; Ratsdok. 18010/11

 A.  Problem

 Der  Verordnungsvorschlag  schränkt  das  Konzept  des  „ausgewogenen  Ansatzes“
 bei  der  Bekämpfung  von  Fluglärm  durch  das  einseitige  Herausstellen  einzelner
 Maßnahmeoptionen  wie  Betriebsbeschränkungen  deutlich  ein.  Das  Kontroll-
 und  Vetorecht  der  Kommission  ist  nicht  sachgerecht  und  geht  deutlich  über  das
 gemäß  dem  Subsidiaritätsprinzip  zulässige  Maß  an  Kompetenz  hinaus.  Durch
 das  Setzen  EU-übergreifender  Rahmenbedingungen  und  verschärfter  Kriterien
 wären  Mitgliedstaaten  nicht  mehr  in  der  Lage,  anhand  der  jeweiligen  örtlichen
 Gegebenheiten  und  lokalen  Auswirkungen  über  Lärmschutz  und  Betriebs-
 beschränkungen  zu  entscheiden.  Das  erklärte  Ziel  der  Verordnung,  die  Zahl  der
 von  den  Auswirkungen  von  Fluglärm  betroffenen  Menschen  in  den  Mitglied-
 staaten  zu  begrenzen  oder  zu  reduzieren,  wird  durch  eine  zusätzliche  Prüfungs-
 instanz  nicht  besser  erreicht.  Der  Europäischen  Kommission  soll  nach  den  Arti-
 keln  11  und  12  des  Verordnungsvorschlags  die  Befugnis  zur  Änderung
 wesentlicher  Bestandteile  der  Verordnung  übertragen  werden,  obwohl  wesent-
 liche  Vorschriften  der  Verordnung  wie  die  Festlegung  von  Lärmhöchstwerten
 nur  aufgrund  eines  Gesetzgebungsverfahrens  geändert  werden  dürfen.  Die
 Definition  von  „knapp  die  Vorschriften  erfüllenden  Luftfahrzeugen“  soll  von
 „Kapitel  3  minus  5EPNdB“  auf  „Kapitel  3  minus  10EPNdB“  (de  facto  ICAO-
 Kapitel  4)  verschärft  werden,  womit  die  Gefahr  bestünde,  dass  von  einer  solchen
 neuen  Regelung  Luftfahrzeuge  erfasst  würden,  die  dem  aktuellen  Kapitel  4  des
 ICAO-Annex  16  zugeordnet  sind.  Diesbezüglich  haben  jedoch  alle  ICAO-Mit-
 gliedstaaten  die  Einführung  von  Betriebsbeschränkungen  ausgeschlossen.  Der
 Verordnungsvorschlag  schreibt  den  Mitgliedstaaten  gemäß  Artikel  3  nicht  nur
 das  Einrichten  einer  für  den  Erlass  von  Betriebsbeschränkungen  zuständigen
 Behörde,  sondern  auch  einer  unabhängigen  Beschwerdestelle  vor.  Das  Installie-
 ren  einer  solchen  Beschwerdestelle  ist  nicht  erforderlich  und  würde  den  Aufbau
 unnötiger  Bürokratie  und  Verwaltungsebenen  bedeuten.  Der  Bedarf  für  eine
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grundlegende  Überarbeitung  der  bestehenden  Richtlinie  ist  nicht  gegeben,  und
 deren Grundcharakter muss erhalten bleiben.

 B.  Lösung

 Annahme  einer  Entschließung,  mit  der  der  Deutsche  Bundestag  die  Bundes-
 regierung  auffordert,  in  den  weiteren  Verhandlungen  auf  europäischer  Ebene  auf
 eine  Rücknahme  des  Verordnungsvorschlags  hinzuwirken  bzw.  für  den  Fall,
 dass  keine  Mehrheit  für  eine  Ablehnung  des  Verordnungsvorschlags  zustande
 kommt,  in  den  weiteren  Verhandlungen  auf  europäischer  Ebene  auf  maßgeb-
 liche  Verbesserungen  des  Verordnungsvorschlags  hinzuwirken;  sich  dafür  ein-
 zusetzen,  dass  der  Verordnungsvorschlag  dahingehend  verändert  wird,  dass  die
 Mitgliedstaaten  bei  der  Prüfung  von  Betriebsbeschränkungen  weiterhin  der
 spezifischen  Situation  eines  Flughafens  Rechnung  tragen  und  geeignete  indivi-
 duelle  Lösungen  für  Lärmprobleme  entwickeln  können;  die  Befugnisse  der
 Kommission  auf  das  notwendige  Maß  zu  beschränken  und  die  Handlungsspiel-
 räume  auf  nationaler  und  regionaler  Ebene  zu  erhalten  und  in  den  weiteren  Ver-
 handlungen  zum  Verordnungsvorschlag  zu  verdeutlichen,  dass  das  grundsätz-
 lich  begrüßenswerte  Ziel  einer  einheitlichen  Anwendung  des  „ausgewogenen
 Ansatzes“  zur  Verminderung  von  Lärmproblemen  für  die  betroffenen  Bürger
 einer  gleichwertigen  Würdigung  aller  vorgesehenen  Elemente  bedarf  und  auf
 eine einseitige Fokussierung auf Betriebsbeschränkungen zu verzichten ist.

 Annahme  einer  Entschließung  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  DIE  LINKE.  und
 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD.

 C.  Alternativen

 Annahme von Entschließungen mit abweichendem Inhalt.

 D.  Kosten

 Wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 in  Kenntnis  der  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426  Nr.  A.46  folgende  Ent-
 schließung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes anzunehmen:

 ,1.  Der Deutsche Bundestag begrüßt

 –  die  Anerkennung  des  Ruhebedürfnisses  der  Bürger  in  den  Mitgliedstaaten
 der  Europäischen  Union  und  die  im  Vorschlag  für  eine  Verordnung  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  Regeln  und  Verfahren  für
 lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  auf  Flughäfen  der  Union  im  Rah-
 men  eines  ausgewogenen  Ansatzes  sowie  zur  Aufhebung  der  Richtlinie
 2002/30/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates,  KOM(2011)
 828  endg.;  Ratsdok.  18010/11,  formulierte  Zielsetzung,  Verbesserungen
 für die von Fluglärm betroffenen Bürger zu erreichen;

 –  die  Bestrebungen  der  Europäischen  Union,  ein  harmonisiertes  Konzept
 für  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  auf  Grundlage  des  von  der
 ICAO  definierten  Konzeptes  des  „ausgewogenen  Ansatzes“  als  Teil  der
 Lärmschutzmaßnahmen an europäischen Flughäfen einzuführen.

 2.  Der Deutsche Bundestag stellt jedoch fest,

 –  dass  der  Verordnungsvorschlag  das  Konzept  des  „ausgewogenen  Ansat-
 zes“  bei  der  Bekämpfung  von  Fluglärm  durch  das  einseitige  Herausstellen
 einzelner  Maßnahmeoptionen  wie  Betriebsbeschränkungen  deutlich  ein-
 schränkt.  Das  Ziel  einer  einheitlichen  Anwendung  des  „ausgewogenen
 Ansatzes“  bedarf  einer  gleichwertigen  Würdigung  aller  darin  vorgesehe-
 nen  Elemente  und  nicht  einer  einseitigen  Fokussierung  auf  Betriebsbe-
 schränkungen;

 –  dass  das  Kontroll-  und  Vetorecht  der  Kommission  nicht  sachgerecht  ist
 und  deutlich  über  das  gemäß  Subsidiaritätsprinzip  zulässige  Maß  an
 Kompetenz  hinausgeht.  Durch  das  Setzen  EU-übergreifender  Rahmenbe-
 dingungen  und  verschärfter  Kriterien  sind  Mitgliedstaaten  nicht  mehr  in
 der  Lage,  anhand  der  jeweiligen  örtlichen  Gegebenheiten  und  lokalen
 Auswirkungen  über  Lärmschutz  und  Betriebsbeschränkungen  zu  ent-
 scheiden;

 –  dass  das  erklärte  Ziel  der  Verordnung,  die  Zahl  der  von  den  Auswirkun-
 gen  von  Fluglärm  betroffenen  Menschen  in  den  Mitgliedstaaten  zu  be-
 grenzen  oder  zu  reduzieren,  durch  eine  zusätzliche  Prüfungsinstanz  nicht
 besser erreicht wird;

 –  dass  der  Europäischen  Kommission  nach  Artikel  11  und  12  des  Verord-
 nungsvorschlags  die  Befugnis  zur  Änderung  wesentlicher  Bestandteile
 der  Verordnung  übertragen  wird,  obwohl  wesentliche  Vorschriften  der
 Verordnung  wie  die  Festlegung  von  Lärmhöchstwerten  nur  aufgrund
 eines Gesetzgebungsverfahrens geändert werden dürfen;

 –  dass  die  Definition  von  „knapp  die  Vorschriften  erfüllenden  Luftfahrzeu-
 gen“  von  „Kapitel  3  minus  5EPNdB“  auf  „Kapitel  3  minus  10EPNdB“
 (de  facto  ICAO-Kapitel  4)  verschärft  werden  soll  und  somit  die  Gefahr
 besteht,  dass  von  einer  solchen  neuen  Regelung  Luftfahrzeuge  erfasst
 würden,  die  dem  aktuellen  Kapitel  4  des  ICAO-Annex  16  zugeordnet
 sind.  Diesbezüglich  haben  jedoch  alle  ICAO-Mitgliedstaaten  die  Einfüh-
 rung  von  Betriebsbeschränkungen  ausgeschlossen.  Insofern  wird  Artikel  4
 Absatz  4  des  Verordnungsvorschlags  als  zwingend  erforderlich  angese-
 hen, der diesem Umstand Rechnung trägt;
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– dass der Verordnungsvorschlag den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 3
nicht nur das Einrichten einer für den Erlass von Betriebsbeschränkungen
zuständigen Behörde, sondern auch einer unabhängigen Beschwerdestel-
le vorschreibt. Das Installieren einer solchen Beschwerdestelle ist nicht
erforderlich und würde den Aufbau unnötiger Bürokratie und Verwal-
tungsebenen bedeuten;

– dass in abschließender Betrachtung der Bedarf für eine grundlegende
Überarbeitung der bestehenden Richtlinie nicht gegeben ist und deren
Grundcharakter erhalten bleiben muss.

3.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

 –  in  den  weiteren  Verhandlungen  auf  europäischer  Ebene  auf  eine  Rücknah-
 me  des  Verordnungsvorschlags  hinzuwirken.  Da  der  Bedarf  für  eine
 grundlegende  Überarbeitung  der  Richtlinie  nicht  erkennbar  ist,  lehnt  der
 Deutsche  Bundestag  den  Verordnungsvorschlag  in  dieser  Form  ab.  Sollte
 absehbar  keine  Mehrheit  für  eine  Ablehnung  des  Verordnungsvorschlags
 zustande  kommen,  fordert  der  Deutsche  Bundestag  die  Bundesregierung
 auf,  in  den  weiteren  Verhandlungen  auf  europäischer  Ebene  auf  maßgeb-
 liche Verbesserungen des Verordnungsvorschlags hinzuwirken;

 –  sich  dafür  einzusetzen,  dass  der  Verordnungsvorschlag  dahingehend  ver-
 ändert  wird,  dass  die  Mitgliedstaaten  bei  der  Prüfung  von  Betriebsbe-
 schränkungen  weiterhin  der  spezifischen  Situation  eines  Flughafens
 Rechnung  tragen  und  geeignete  individuelle  Lösungen  für  Lärmprobleme
 entwickeln können;

 –  die  Befugnisse  der  Kommission  auf  das  notwendige  Maß  zu  beschränken
 und  die  Handlungsspielräume  auf  nationaler  und  regionaler  Ebene  zu  er-
 halten;

 –  in  den  weiteren  Verhandlungen  des  Verordnungsvorschlages  zu  verdeut-
 lichen,  dass  das  grundsätzlich  begrüßenswerte  Ziel  einer  einheitlichen
 Anwendung  des  „ausgewogenen  Ansatzes“  zur  Verminderung  von  Lärm-
 problemen  für  die  betroffenen  Bürger  einer  gleichwertigen  Würdigung  al-
 ler  vorgesehenen  Elemente  bedarf  und  auf  eine  einseitige  Fokussierung
 auf Betriebsbeschränkungen zu verzichten ist.‘

 Berlin, den 8. Februar 2012

 Der Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

 Dr. Anton Hofreiter  Peter Wichtel
 Vorsitzender  Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Peter Wichtel
 I.  Überweisung

 Die  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426  Nr.  A.46  wur-
 de  am  23.  Januar  2012  gemäß  §  93  der  Geschäftsordnung  an
 den  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  zur
 federführenden  Beratung  sowie  an  den  Ausschuss  für  Um-
 welt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit,  den  Ausschuss  für
 Tourismus  und  den  Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der
 Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen.

 II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

 Die  Unterrichtung  beinhaltet  im  Wesentlichen  den  Vorschlag
 für  eine  neue  Verordnung,  welche  die  geltende  Richtlinie
 2002/30/EG  ersetzen  soll.  Mit  der  Verordnung  soll  die  Er-
 reichung  bestimmter  Lärmminderungsziele  auf  einzelnen
 Flughäfen  sowie  die  Beurteilung  ihrer  Interdependenz  mit
 anderen  Umweltzielen  erleichtert  werden  und  es  sollen  be-
 sonders  kosteneffiziente  Lärmminderungsmaßnahmen  aus-
 gewählt  werden.  Dabei  soll  unter  anderem  eine  Spezifizie-
 rung  von  Zielen  und  Instrumenten  zur  Bekämpfung  des
 Fluglärms  erfolgen.  Zudem  sind  eine  Definition  von  „knapp
 die  Vorschriften  erfüllenden  Luftfahrzeugen“  und  von  Re-
 geln  für  den  Erlass  von  Betriebsbeschränkungen  für  diese
 Luftfahrzeuge,  eine  Festlegung  und  Zuweisung  der  Zustän-
 digkeiten,  eine  Auflistung  allgemeiner  Anforderungen  für
 die  Lärmbekämpfung,  eine  Festlegung  von  Verfahrensregeln
 für  den  Erlass  lärmbedingter  Betriebsbeschränkungen  an
 großen  Flughäfen,  eine  Spezifizierung  der  zu  konsultieren-
 den  Kreise,  eine  Harmonisierung  von  Daten  und  Methoden,
 eine  Spezifizierung  von  Notifizierungs-  und  Einführungsan-
 forderungen  sowie  die  Möglichkeit,  die  Bezugswerte  für
 Lärmnormen  im  Ausschussverfahren  an  den  technischen
 Fortschritt  anzupassen,  vorgesehen.  Der  Verordnungsent-
 wurf  sieht  Informationspflichten  gegenüber  der  Kommission
 (Artikel  6)  und  Kontrollbefugnisse  der  Kommission  (Arti-
 kel  10)  sowie  Rechtsakte  zur  Befugnisübertragung  an  die
 Kommission vor (Artikel 11 und 12).

 III.  Stellungnahmen der mitberatenden
 Ausschüsse

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  hat  die  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426
 Nr.  A.46  in  seiner  63.  Sitzung  am  25.  Januar  2012  beraten
 und empfiehlt deren Kenntnisnahme.

 Der  Ausschuss  für  Tourismus  hat  die  Unterrichtung  in  sei-
 ner  47.  Sitzung  am  25.  Januar  2012  beraten  und  empfiehlt
 deren Kenntnisnahme.

 Der  Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der  Europäischen
 Union  hat  die  Unterrichtung  in  seiner  56.  Sitzung  am  25.  Ja-
 nuar  2012  beraten  und  hat  in  dieser  Sitzung  die  Frist  zur
 Abgabe  einer  begründeten  Stellungnahme  gemäß  Protokoll
 Nr.  2  des  Vertrags  von  Lissabon  (Anwendung  der  Grund-
 sätze  der  Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit)  am
 8.  Februar  2012  zur  Kenntnis  genommen  und  den  Antrag  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  auf  Ausschussdrucksache  17(21)900
 mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU,  SPD  und

 FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 abgelehnt.  In  seiner  57.  Sitzung  am  8.  Februar  2012  hat  der
 Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der  Europäischen  Union
 die  Unterrichtung  erneut  beraten.  Er  empfiehlt  mit  den  Stim-
 men  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stim-
 men  der  Fraktionen  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  der  SPD,  den
 Entschließungsantrag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP
 auf  Ausschussdrucksache  17(21)929  anzunehmen.  Weiterhin
 empfiehlt  er,  die  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426
 Nr.  A.46 (Ratsdok. 18010/11) zur Kenntnis zu nehmen.

 IV.  Beratungsverlauf  und  Beratungsergebnisse  im
 federführenden Ausschuss

 Der  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  hat
 die  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426  Nr.  A.46  in  seiner
 63.  Sitzung  am  25.  Januar  2012  im  Hinblick  auf  die  Grund-
 sätze  der  Subsidiarität  und  der  Verhältnismäßigkeit  beraten.
 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  hat  dazu  folgenden  Entschlie-
 ßungsantrag,  betreffend  eine  Stellungnahme  gemäß  Artikel  6
 des  Protokolls  Nr.  2  zum  Vertrag  von  Lissabon  eingebracht
 (Ausschussdrucksache 17(15)323):

 Der Ausschuss wolle beschließen:

 In  Kenntnis  der  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426
 wolle  der  Bundestag  folgende  Entschließung  gemäß  Proto-
 koll  Nr.  2  zum  Vertrag  von  Lissabon  i.  V.  m.  §  11  IntVG  an-
 nehmen:

 Der  Vorschlag  für  eine  Verordnung  des  Europäischen  Par-
 laments  und  des  Rates  über  Regeln  und  Verfahren  für  lärm-
 bedingte  Betriebsbeschränkungen  auf  Flughäfen  der  Union
 im  Rahmen  eines  ausgewogenen  Ansatzes  sowie  zur  Aufhe-
 bung  der  Richtlinie  2002/30/EG  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  KOM(2011)828  endg.,  Ratsdok.-Nr.
 18010/11  verletzt  nach  Auffassung  des  Deutschen  Bundes-
 tages  die  Grundsätze  der  Subsidiarität  und  Verhältnis-
 mäßigkeit  gemäß  Artikel  6  des  Protokolls  Nr.  2  zum  Vertrag
 von Lissabon.

 Mit  Artikel  10  des  Entwurfs  der  Verordnung  möchte  sich  die
 Kommission  eine  Kontrollbefugnis  für  Betriebsbeschrän-
 kungen  verschaffen,  die  es  ihr  auch  erlauben  würde,  die
 Entscheidungen  über  diese  Betriebsbeschränkungen  für
 sechs  Monate  auszusetzen.  Innerhalb  dieser  sechs  Monate
 soll  dann  die  Kommission  die  Möglichkeit  haben,  endgültig
 über  die  geplante  Betriebsbeschränkung  zu  entscheiden.  In
 Abs.  3  ist  lediglich  vorgesehen,  dass  Rat  und  der  betreffende
 Mitgliedstaat  von  der  Entscheidung  der  Kommission  unter-
 richtet  werden.  Ein  Widerspruch  hingegen  ist  nicht  vorgese-
 hen.

 Nach  Artikel  2  des  Entwurfs  der  Verordnung  wird  deutlich,
 dass  unter  die  Bestimmungen  der  Verordnung  auch  Nacht-
 flugverbote  fallen  sollen.  So  fallen  unter  die  Definition  von
 Betriebsbeschränkungen  in  Absatz  7  auch  „Betriebsbe-
 schränkungen,  die  den  Betrieb  ziviler  Luftfahrtzeuge  in  be-
 stimmten Zeiträumen einschränken“.
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Nachtflugverbote  aber  werden  in  Deutschland  vielfach,  so
 am  neuen  Flughafen  in  Berlin-Brandenburg  BER  und  in
 Frankfurt  a.M.  FRA,  nicht  von  den  antragstellenden  Behör-
 den  beantragt,  sondern  nachträglich  durch  Gerichte  ange-
 ordnet.  Konkrete  bestehende  Nachtflugverbote  an  deutschen
 Flughäfen  sind  somit  das  Ergebnis  eines  behördlichen  oder
 gerichtlichen  Abwägungsprozesses.  Die  Abwägungskrite-
 rien,  die  einen  Schutz  aller  verletzten  Rechtsgüter  gewähr-
 leisten sollen, sind nicht in der Verordnung enthalten.

 Durch  diese  Praxis  ergibt  sich  eine  Unvereinbarkeit  mit  der
 vorgesehenen Kontrollbefugnis:

 Entweder  die  planende  Behörde  meldet  eine  geplante  Be-
 triebsbeschränkung  an  bzw.  die  Kommission  prüft,  bevor  es
 eine  gerichtliche  Entscheidung  gibt.  Dann  wäre  es  z.  B.
 möglich,  dass  die  Kommission  die  in  FRA  beantragten  17
 nächtlichen  Flüge  genehmigen  würde.  Unklar  ist,  wie  es
 sich  nach  einer  anderslautenden  gerichtlichen  Entschei-
 dung  verhielte,  die  z.  B.  gar  keine  Flüge  zwischen  0.00  Uhr
 und 5.00 Uhr zulassen würde.

 Im  anderen  Fall  würde  die  Kommission  erst  nach  einer  ge-
 richtlichen  Entscheidung  prüfen.  Dann  würde  die  Kommis-
 sion  direkt  höchstrichterlich  getroffene  Entscheidungen
 prüfen müssen.

 Dies  wirft  erhebliche  juristische  Fragen  auf,  weil  in  dieser
 Verordnung  keinerlei  konkrete  Vorgaben  für  Grenzwerte
 oder  Nachtflugverbote  gibt.  Zudem  sind  auch  die  nationalen
 Gerichte  bei  ihren  Entscheidungen  an  das  europäische
 Recht gebunden.

 Es  ist  ferner  nicht  erkennbar,  warum  im  Falle  der  Betriebs-
 beschränkungen  an  Verkehrsflughäfen  von  dem  üblichen
 Verfahren  abgewichen  werden  soll,  dass  der  Kommission
 selbstverständlich  ein  nachträgliches  Prüfungsrecht  zusteht,
 ob das europäische Recht korrekt angewendet wird.

 Die  bestehende,  sehr  differenzierte  nationale  Gesetzgebung
 mitsamt  ihren  hohen  Anforderungen  an  standortspezifische
 Lösungen  darf  nicht  per  Federstreich  durch  intransparente,
 bürokratische  Eingriffe  ersetzt  werden,  die  nicht  rechtssi-
 cher  sind.  Benötigt  wird  stattdessen  ein  grundlegend  ande-
 rer  Ansatz  auf  Basis  der  EU-Umgebungslärm-Richtlinie.
 Dort  ist  der  Schutz  aller  Anwohner  an  europäischen  Flug-
 häfen  festzuschreiben  mit  Grenzwerten  und  Kernruhezeiten
 für  den  Schutz  der  Nachtruhe  sowie  der  Verpflichtung,  eine
 Lärmminderungsplanung  an  allen  Flughäfen  einzuführen.
 Den  Mitgliedstaaten  ist  darüber  hinaus  die  Möglichkeit  ein-
 zuräumen,  zum  Schutz  von  Mensch  und  Natur  weitergehen-
 de  Vorschriften  zum  Betriebsregime  eines  Flughafens  zu  er-
 lassen.

 Die  Fraktion  der  CDU/CSU  sprach  sich  gegen  den  Ent-
 schließungsantrag  der  Fraktion  DIE  LINKE.  aus  und  kün-
 digte  einen  Entschließungsantrag  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  an,  welcher  bewirken  solle,  dass  der  Verord-
 nungsentwurf  verbessert  werde  und  dessen  problematische
 Teile nicht realisiert würden.

 Die  Fraktion  der  SPD  beklagte,  dass  kein  ausreichender
 zeitlicher  Vorlauf  für  die  Prüfung  der  Frage  einer  Subsidiari-
 tätsrüge  bestanden  habe.  Es  sei  ein  sehr  weitgehender  Ein-
 griff  in  die  nationale  Souveränität,  wenn  man  das  Recht,  über
 Betriebsbeschränkungen  zu  entscheiden,  an  die  EU  abtrete.
 Zwar  könne  man  die  Bundesregierung  auffordern,  sich  für

 einen  Verzicht  auf  dieses  Element  des  Entwurfs  in  Verhand-
 lungen  einzusetzen,  es  sei  aber  nicht  einzusetzen,  dass  man
 nur  ein  schwächeres  Instrument  einsetze,  wenn  man  das  stär-
 kere  Instrument  der  Subsidiaritätsrüge  zur  Verfügung  habe.
 Bei  dem  Entschließungsantrag  der  Fraktion  DIE  LINKE.
 werde  sie  sich  der  Stimme  enthalten,  da  keine  ausreichende
 Zeit zur Prüfung gegeben gewesen sei.

 Die  Fraktion  der  FDP  wies  darauf  hin,  dass  die  EU  den
 Vollzug  einer  nationalen  Betriebsbeschränkung  nur  aus-
 setzen  könne,  wenn  diese  dem  Unionsrecht  widerspreche.
 Man  sehe  daher  zwar  –  wie  auch  die  Bundesregierung  –  in
 Bezug  auf  die  Verordnung  Veränderungsbedarf,  halte  es
 aber  für  klüger,  dass  „scharfe  Schwert“  der  Subsidiaritäts-
 rüge  nicht  zu  benutzen,  sondern  auf  Verhandlungen  zu  set-
 zen.  Es  sei  nicht  von  vornherein  unvernünftig,  eine  Mög-
 lichkeit  vorzusehen,  dem  EU-Recht  widersprechende
 Maßnahmen  rückgängig  zu  machen,  ohne  erst  ein  Verfahren
 vor dem Europäischen Gerichtshof führen zu müssen.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  stellte  fest,  es  bestehe  aufgrund
 des  Verordnungsentwurfs  die  Besorgnis,  dass  die  EU  kur-
 zerhand  in  Entscheidungen  eingreife,  welche  in  Deutsch-
 land  nach  langwierigen  gerichtlichen  Auseinandersetzungen
 bzw.  einer  schwierigen  politischen  Kompromisssuche  zu-
 stande  gekommen  seien.  Sie  sehe  die  Gefahr,  dass  die  EU  in
 solchen  Fällen  eine  abweichende  Abwägung  treffe  und  wirt-
 schaftlichen  Interessen  vor  dem  Schutz  der  Gesundheit  Vor-
 rang  einräume.  Darin  sehe  sie  einen  schweren  Verstoß  ge-
 gen  das  Subsidiaritätsprinzip  und  daher  sei  auch  das
 Instrument der Subsidiaritätsrüge angemessen.

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  führte  aus,  sie
 sehe  den  Verordnungsentwurf  kritisch,  wenn  auch  aus  ande-
 ren  Gründen  als  die  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP.  Sie
 bemängelte,  dass  man  nicht  ausreichend  Zeit  gehabt  habe,
 zu  prüfen,  ob  die  Subsidiaritätsrüge  das  geeignete  Instru-
 ment  sei,  die  Mängel  des  Verordnungsentwurfs  zu  besei-
 tigen.  Es  sei  besorgniserregend,  dass  es  nach  dem  Entwurf
 möglich  sein  solle,  Lärmschutzmaßnahmen  unter  dem  Ge-
 sichtspunkt  der  Kosteneffizienz  zu  verhindern.  Dies  ent-
 spreche nicht ihren Vorstellungen.

 Der  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  hat
 den  Entschließungsantrag  der  Fraktion  DIE  LINKE.  auf
 Ausschussdrucksache  17(15)323  mit  den  Stimmen  der  Frak-
 tionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Frak-
 tion  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD
 und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

 In  seiner  64.  Sitzung  am  8.  Februar  2012  hat  der  Ausschuss
 für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung  die  Vorlage  erneut
 beraten.

 Die  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  haben  dazu  einen
 Entschließungsantrag  eingebracht  (Ausschussdrucksache
 17(15)334),  dessen  Inhalt  sich  aus  Beschlussempfehlung
 ergibt.

 Die  Fraktion  der  SPD  dazu  hat  folgenden  Entschließungsan-
 trag eingebracht (Ausschussdrucksache 17(15)336) :

 Der Ausschuss wolle beschließen:

 In  Kenntnis  der  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426
 Nr.  A.46  wolle  der  Deutsche  Bundestag  folgende  Entschlie-
 ßung  gemäß  Artikel  23  Absatz  3  des  Grundgesetzes  anneh-
 men:
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Der  Bundestag  lehnt  den  Vorschlag  für  eine  Verordnung  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  Regeln  und
 Verfahren  für  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  auf
 Flughäfen  der  Union  im  Rahmen  eines  ausgewogenen  An-
 satzes  sowie  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  2002/30/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (im  Folgenden  Be-
 triebsbeschränkungsVO) ab.

 Er dient nicht den Zielen einer ausgewogenen Luftverkehrs-
 politik,  die  Lärmbelastung  an  Flughäfen  der  Union  zu  redu-
 zieren  und  gleichzeitig  die  internationale  Wettbewerbsfähig-
 keit  zu  wahren.  Der  Bundestag  ist  skeptisch,  ob  der  Entwurf
 der  BetriebsbeschränkungsVO  in  der  vorliegenden  Fassung
 im  Ergebnis  einen  Beitrag  zur  Erreichung  dieser  Ziele  leis-
 tet.

 Der  Verordnungsentwurf  steht  in  seinem  Regelwerk  natio-
 nalen  Regelungen  nach  dem  Fluglärmrecht  und  dem  Immis-
 sionsschutzrecht  entgegen.  Darüber  hinaus  könnte  der  vor-
 gelegte  Verordnungsentwurf  einen  bürokratischen  Aufwand
 nach  sich  ziehen,  der  in  keinem  angemessenen  Verhältnis  zu
 dem zu erwartenden Erfolg steht.

 Der  Bundestag  fordert  daher  die  Bundesregierung  auf,  den
 Verordnungsentwurf  abzulehnen  und  darauf  hinzuwirken,
 dass  er  grundsätzlich  überarbeitet  wird.  Das  Ziel  muss  es
 sein,  dass  das  nicht  sachgerechte  Kontroll-  und  Vetorecht
 der  Europäischen  Kommission  eingeschränkt  wird  und  das
 komplizierte  und  langwierige  Antragsverfahren  zur  Bewer-
 tung  von  Betriebsbeschränkungen  vereinfacht  wird.  Sofern
 dies  nicht  gelingt,  ist  der  Verordnungsentwurf  endgültig  ab-
 zulehnen.

 Begründung:

 Der  Bundestag  lehnt  eine  einseitige  Ausrichtung  des  Lärm-
 schutzes  auf  das  Kriterium  der  Kosteneffizienz  ab.  Es  sollte
 wie  in  Deutschland  eine  ausgewogene  Abwägung  zwischen
 den  Belangen  der  Anwohnerinnen  und  Anwohner  und  der
 ökonomischen  Wettbewerbsfähigkeit  bei  der  Bewertung  von
 Betriebsbeschränkungen  erfolgen.  Grundsätzlich  muss  da-
 bei  geprüft  werden,  auf  welche  Art  und  Weise  die  Interessen
 der  Bevölkerung  bei  Wahrung  der  Wirtschaftlichkeit  beson-
 ders in der Nacht eine größere Bedeutung erhalten können.

 Die  Anwohnerinnen  und  Anwohner  von  Flughäfen  könnten
 durch  geplante  Regelungen  der  Verordnung  erhebliche
 negative  Nachteile  erfahren.  Bisher  ist  nicht  eindeutig  gere-
 gelt,  welchen  rechtsverbindlichen  Status  bereits  auf  natio-
 naler  Ebene  erlassene  Betriebsbeschränkungen  haben  wer-
 den.  Neue  Betriebsbeschränkungen  sind  der  Kommission
 vor  ihrer  Anwendung  nach  Artikeln  7  und  10  des  Verord-
 nungsentwurfs  zur  Kenntnis  bzw.  zur  Prüfung  vorzulegen.
 Im  Falle  ihrer  Änderung  könnte  die  Kommission  die  Be-
 triebsbeschränkungen  künftig  ggf.  aussetzen  oder  eine  Än-
 derung verlangen.

 Die  für  die  Europäische  Kommission  geplanten  weit-
 reichenden  Kontrollbefugnisse  und  damit  mögliche  Befug-
 nis,  Betriebsbeschränkungen  auszusetzen  oder  zu  streichen,
 wird  vom  Bundestag  daher  kritisch  gesehen.  Damit  könnten
 auf  nationaler  Ebene  durch  Gerichte  und  Behörden  veran-
 lasste  Betriebsbeschränkungen  an  einem  Flughafen  im  Hin-
 blick  auf  Kapazitätseinbußen  und  Wettbewerbszerrungen  im
 europäischen Kontext ausgesetzt werden.

 Durch  die  detaillierte,  mehrstufige  und  langwierige  Rege-
 lung  zur  Bewertung  von  Betriebsbeschränkungen,  die  der
 Verordnungstext  vorsieht,  kann  es  zu  großen  Zeitverzöge-
 rungen  kommen.  Die  Kommission  behält  sich  ein  umfang-
 reiches  Kontroll-  und  Vetorecht  bei  der  Bewertung  von
 lärmbedingten  Betriebsbeschränkungen  vor.  Der  Bundestag
 sieht dies nicht als sachgerecht an.

 Der  Bundestag  sieht  den  Aufbau  zusätzlicher  bürokrati-
 scher  Strukturen  und  einer  neuen  zusätzlichen  Verwaltungs-
 ebene  kritisch.  Der  Verordnungsentwurf  regelt  im  Artikel  3,
 dass  die  Mitgliedstaaten  nicht  nur  eine  für  den  Erlass  von
 Betriebsbeschränkungen  zuständige  Behörde,  sondern  auch
 eine  unabhängige  Beschwerdestelle  einrichten  sollen.  Der
 Bundestag  hält  die  Einrichtung  einer  Beschwerdestelle
 nicht für erforderlich.

 Neben  der  Kommission  nach  §  32b  des  Luftverkehrsgeset-
 zes  sind  an  vielen  Verkehrsflughäfen  in  Deutschland  Flug-
 lärmschutzbeauftragte  bestellt,  die  auch  die  Aufgabe  einer
 Beschwerdestelle wahrnehmen.

 Der  Bundestag  weist  darauf  hin,  dass  in  Deutschland  für
 die  Lärmberechnungen  im  Zusammenhang  mit  dem  Gesetz
 zum  Schutz  gegen  Fluglärm  sowie  zur  Umsetzung  der  Um-
 gebungslärmrichtlinie  bereits  zwei  verschiedene  Berech-
 nungsverfahren  angewendet  werden.  Keinesfalls  sollte  nun-
 mehr  mit  dem  Verweis  auf  den  ECAC-Bericht  Doc.  29  (aus
 dem  Jahr  1997)  ein  weiteres  Berechnungsverfahren  im  Vor-
 griff  auf  die  fortzuschreibende  Umgebungslärmrichtlinie
 eingeführt werden.

 Der  Bundestag  fordert,  den  Handlungsspielraum  im  Hin-
 blick  auf  die  Berücksichtigung  spezifischer  regionaler  Ge-
 gebenheiten  des  Flughafens  zu  erhalten,  damit  weiterhin
 den  Mitgliedstaaten  ermöglicht  wird,  der  spezifischen  Situa-
 tion  eines  Flughafens  Rechnung  zu  tragen  und  geeignete  in-
 dividuelle Lösungen für Lärmprobleme zu entwickeln.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  hat  folgenden  Entschließungsan-
 trag eingebracht (Ausschussdrucksache 17(15)335):

 In  Kenntnis  der  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426
 Nr.  A.46  wolle  der  Ausschuss  folgende  Entschließung  ge-
 mäß Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes annehmen:

 I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 1.) Die Zielrichtung der Verordnung ist falsch

 Das  Luftverkehrspaket  der  Europäischen  Kommission,  das
 neben  dieser  Verordnung  aus  zwei  weiteren  Verordnungen
 und  einer  Mitteilung  besteht,  betrachtet  den  Luftverkehr
 ausschließlich  unter  den  Gesichtspunkten  der  europäischen
 Wirtschaft,  der  Förderung  der  Wettbewerbsfähigkeit,  der
 optimierten  Nutzung  des  europäischen  Flughafennetzes  und
 der Ausschöpfung des Wachstumspotenzials.

 Ausgangsthese  ist  die  These,  dass  der  kapazitative  Bedarf
 des  Luftverkehrs  nicht  mehr  gedeckt  werden  kann.  Dass  die-
 ser  Bedarf  wegen  des  ungebremsten  Wachstums  des  Luftver-
 kehrs  sich  nicht  mit  den  Anforderungen  des  Klimaschutzes
 vereinbaren  lässt  und  ein  ungebremstes  Wachstum  des  Luft-
 verkehrs  an  den  Flughafen-Standorten  zu  sozial  unzumutba-
 ren  Lärmbelastungen  führen  würde,  lässt  die  Europäische
 Kommission hier völlig außer Acht.

 Das  formulierte  Ziel  dieser  Verordnung  ist  nicht  mehr
 Lärmschutz.  Mit  dieser  Verordnung  soll  alleine  erreicht



Drucksache 17/8618 – 8 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
werden,  dass  die  kosteneffizientesten  Lösungen  beim  Lärm-
 schutz  umgesetzt  werden.  Aus  der  Folgeabschätzung  wird
 deutlich,  dass  die  einzige  Rahmenbedingung  bei  der  Unter-
 suchung  der  verschiedenen  Politik-Optionen  war,  dass  die
 Folge nicht weniger Lärmschutz sein dürfe.

 2.  Der  Verordnungsentwurf  enthält  eine  Reihe  unklarer
 Regelungen

 a)  Der  Deutsche  Bundestag  begrüßt,  dass  zukünftig  ein  Aus-
 schluss  von  den  Flugzeugen  an  Flughäfen  möglich  ist,  die
 die  Grenzwerte  des  Kapitels  3  um  10  dB(A)  unterschreiten.
 Allerdings  soll  nicht  sofort  allen  entsprechend  lauten  Ma-
 schinen  die  Flughafennutzung  verweigert  werden  dürfen,
 sondern  nur  20%  der  Flotte  einer  Airline.  Hier  ist  völlig  un-
 klar,  wie  es  bei  Airlines  mit  wenigen  oder  nur  einem  Flug-
 zeugen gehandhabt werden soll.

 b)  Der  Ausschluss  von  nur  knapp  die  Vorschriften  erfüllen-
 den  Flugzeugen  ist  explizit  nur  für  die  unter  diese  Verord-
 nung  fallenden  Verkehrsflughäfen  vorgesehen.  Unklar  ist,
 ob  der  Ausschluss  dieser  Maschinen  auch  an  kleineren
 Flughäfen  zulässig  sein  soll.  Ansonsten  droht  lediglich  eine
 Verlagerung  der  lauten  Maschinen  auf  kleinere  Flughäfen,
 die  z.T.  näher  an  dicht  besiedelten  Gebieten  liegen.  Im  End-
 effekt  könnten  also  mehr  und  nicht  weniger  Menschen  er-
 heblichem Fluglärm ausgesetzt sein.

 c)  Die  Flughäfen  werden  dazu  verpflichtet,  umfangreiche
 Angaben  zum  Lärmschutz  zu  machen  (Anlage  1).  Darunter
 sind  alle  Lärmschutzmaßnahmen  zu  verstehen,  die  den  Zu-
 gang  oder  die  Kapazität  eines  Flughafens  einschränken.
 Nachtflugverbote  aber  werden  in  Deutschland  vielfach,  so
 am  neuen  Flughafen  in  Berlin-Brandenburg  BER  und  in
 Frankfurt  a.M.  FRA,  nicht  von  den  antragstellenden  Behör-
 den  beantragt,  sondern  nachträglich  durch  Gerichte  ange-
 ordnet.  In  den  Planungen  des  Flughafens  findet  sich  dem-
 nach  das  Nachtflugverbot  nicht.  Da  sich  die  vorgesehene
 Kontrollmöglichkeit  der  Kommission  nach  Artikel  10  auch
 auf  diesen  Angaben  zum  Lärmschutz  beruht  ist  unklar,  ob
 aus  Sicht  der  Kommission  für  das  gerichtlich  angeordnete
 Nachtflugverbot  dann  keine  geeignete  Grundlage  vorläge
 und  sie  möglicherweise  ein  solches  Nachtflugverbot  unter-
 sagen könnte.

 3.  Kontrollbefugnis  der  Kommission  verstößt  nach  Auffas-
 sung  des  Deutschen  Bundestages  die  Grundsätze  der  Sub-
 sidiarität  und  Verhältnismäßigkeit  gemäß  Artikel  6  des  Pro-
 tokolls Nr.  2 zum Vertrag von Lissabon.

 Mit  Artikel  10  des  Entwurfs  der  Verordnung  möchte  sich  die
 Kommission  eine  Kontrollbefugnis  für  Betriebsbeschrän-
 kungen  verschaffen,  die  es  ihr  auch  erlauben  würde,  die
 Entscheidungen  über  diese  Betriebsbeschränkungen  zu-
 nächst  für  sechs  Monate  auszusetzen  und  dann  innerhalb
 dieser  sechs  Monate  endgültig  über  die  Zulässigkeit  der  Be-
 triebsbeschränkung  zu  entscheiden.  Rat  und  betreffender
 Mitgliedstaat  müssen  von  der  Entscheidung  der  Kommis-
 sion  lediglich  unterrichtet  werden,  ein  Widerspruch  ist  nicht
 vorgesehen.  Zu  den  Betriebsbeschränkungen  zählen  auch
 Nachtflugverbote  Bestehende  Nachtflugverbote  an  deut-
 schen  Flughäfen  sind  aber  überwiegend  das  Ergebnis  eines
 behördlichen  oder  gerichtlichen  Abwägungsprozesses.  Dies
 wirft  erhebliche  juristische  Fragen  auf  und  stellt  die  deut-
 schen  Gerichte  zudem  unter  den  völlig  unzulässigen  Ver-
 dacht, sich nicht an das europäische Recht zu halten.

 Dies  gilt  umso  mehr,  als  in  der  Verordnung  keinerlei  kon-
 krete  Vorgaben  für  Grenzwerte  oder  Nachtflugverbote  ent-
 halten  sind.  Es  sind  keine  Schutzziele  definiert,  ab  wann
 Fluglärm  schädlich  im  Sinne  der  Verordnung  ist  und  einen
 entsprechenden Handlungsbedarf auslöst.

 Es  ist  ferner  nicht  erkennbar,  warum  im  Falle  der  Betriebs-
 beschränkungen  an  Verkehrsflughäfen  von  dem  üblichen
 Verfahren  abgewichen  werden  soll,  das  der  Kommission  ein
 nachträgliches  Prüfungsrecht  zusteht,  ob  das  europäische
 Recht korrekt angewendet wird.

 Die  bestehende,  sehr  differenzierte  nationale  Gesetzgebung
 mitsamt  ihren  hohen  Anforderungen  an  standortspezifische
 Lösungen  darf  nicht  per  Federstreich  durch  intransparente,
 bürokratische  Eingriffe  ersetzt  werden,  die  nicht  rechts-
 sicher  sind.  Benötigt  wird  stattdessen  ein  grundlegend  an-
 derer  Ansatz  auf  Basis  der  EU-Umgebungslärm-Richtlinie.
 Dort  ist  der  Schutz  aller  Anwohner  an  europäischen  Flug-
 häfen  festzuschreiben  mit  Grenzwerten  und  Kernruhezeiten
 für  den  Schutz  der  Nachtruhe  sowie  der  Verpflichtung,  eine
 Lärmminderungsplanung  an  allen  Flughäfen  einzuführen.
 Den  Mitgliedstaaten  ist  darüber  hinaus  die  Möglichkeit  ein-
 zuräumen,  zum  Schutz  von  Mensch  und  Natur  weitergehen-
 de  Vorschriften  zum  Betriebsregime  eines  Flughafens  zu  er-
 lassen.

 Das  Luftverkehrsgesetz  in  Verbindung  mit  den  entsprechen-
 den  Planfeststellungsbeschlüssen  und  gerichtlichen  Be-
 schlüssen  ist  in  der  Lage,  das  Problem  der  Betriebs-
 beschränkungen  standortspezifisch,  konkret  auf  die  Belas-
 tungen der einzelnen Flughäfen zugeschnitten zu regeln.

 Der  Deutsche  Bundestag  fordert  die  Bundesregierung  auf,
 sich  im  Zuge  der  Verhandlungen  im  EU-Rat  dafür  einzuset-
 zen, dass

 1.  die  Regelungen  zum  Ausschluss  lauter  Flugzeuge  bei
 mindestens  -  10  dB(A)  Abstand  zum  Grenzwert  für  Kapi-
 tel  III  –  Flugzeuge  bleiben;  eindeutig  festgehalten  wird,
 dass  dies  auf  allen  Flughäfen  der  Europäischen  Union  mög-
 lich ist, und

 2.  die  in  Artikel  10  vorgesehene  Kontrollbefugnis  ersatzlos
 gestrichen wird,

 3.  entweder  in  dieser  Verordnung  oder  andernorts  im  Euro-
 päischen  Recht,  vorzugsweise  in  der  Umgebungslärmricht-
 linie,  verbindliche,  EU-weit  gültige  Grenzwerte  zum  Schutz
 der  Menschen  vor  Flug-  und  Verkehrslärm  allgemein  veran-
 kert werden

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  hat  folgenden
 Entschließungsantrag  eingebracht  (Ausschussdrucksache
 17(15)332):

 Der Bundestag wolle beschließen:

 I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 Der  Bundestag  hält  den  Vorschlag  für  eine  Verordnung  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  Regeln  und
 Verfahren  für  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  auf
 Flughäfen  der  Union  im  Rahmen  eines  ausgewogenen  An-
 satzes  sowie  zur  Aufhebung  der  Richtlinie  2002/30/EG  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  (im  Folgenden  Be-
 triebsbeschränkungsVO)  für  nicht  geeignet,  die  Lärmbelas-
 tung  an  Flughäfen  der  Europäischen  Union  zu  reduzieren.
 Der  Verordnungsentwurf  ist  vor  allem  auf  wirtschaftliche



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 9 – Drucksache 17/8618
Belange  ausgerichtet,  allen  voran  auf  die  Ausweitung  der
 Kapazitäten  an  europäischen  Flughäfen.  Die  Verbesserung
 des  Lärmschutzes  spielt  dabei  nur  eine  untergeordnete  Rol-
 le.  Zudem  steht  der  durch  die  Regelungen  des  Verordnungs-
 vorschlags  verursachte  Aufwand  in  keinem  angemessenen
 Verhältnis zu dem zu erwartenden Erfolg.

 II.  Der  Deutsche  Bundestag  fordert  daher  die  Bundesregie-
 rung auf,

 sich  für  eine  grundsätzliche  Überarbeitung  des  Verord-
 nungsvorschlags  für  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen
 auf  Flughäfen  der  Union  einzusetzen  und  im  Rahmen  der
 laufenden  Verhandlungen  auf  Ratsebene  als  wesentliche  Be-
 lange  im  Sinne  des  §  9  Absatz  4  des  Gesetzes  über  die  Zu-
 sammenarbeit  von  Bundesregierung  und  Deutschem  Bun-
 destag  in  Angelegenheiten  der  Europäischen  Union
 durchzusetzen, dass

 ●  zur  Lärmminderung  die  wirksamsten  und  nicht  die  kos-
 teneffizientesten  Maßnahmen  bzw.  Maßnahmenkombina-
 tion ausgewählt werden können,

 ●  Betriebsbeschränkungen  als  bevorzugtes  Mittel  zur
 Lösung  von  Lärmkonflikten  ausgewählt  werden  können
 und nicht als „letztes Mittel der Wahl“,

 ●  bei  der  Abwägung  der  unterschiedlichen  Belange  der
 Gesundheit  der  durch  Fluglärm  betroffenen  Bürgerinnen
 und  Bürger,  insbesondere  in  der  Nacht,  eine  höhere  Be-
 deutung  beizumessen  ist,  als  den  wirtschaftlichen  und
 verkehrlichen Belangen,

 ●  Schutzziele  vorgegeben  werden,  ab  denen  Fluglärm  als
 schädlich  im  Sinne  der  Verordnung  zu  werten  ist  und  ent-
 sprechenden  Handlungsbedarf  auslöst  (insbesondere
 europaweit  gültige  Grenzwerte  für  die  Lärmpegel  an
 Flughäfen),

 ●  das  nicht  sachgerechte  Kontroll-  und  Vetorecht  durch  die
 Europäische  Kommission  auf  ein  vernünftiges  Maß  be-
 schränkt wird.

 Der  Bundestag  fordert  anderenfalls  die  Bundesregierung
 auf,  im  Ordentlichen  Gesetzgebungsverfahren  den  Vor-
 schlag der Europäischen Kommission abzulehnen.

 Darüber  hinaus  fordert  der  Bundestag  die  Bundesregierung
 auf,  sich  bei  der  Überarbeitung  des  Verordnungsvorschla-
 ges dafür einzusetzen, dass

 1.  im  Rahmen  der  Überarbeitung  des  Verordnungsvorschla-
 ges  klargestellt  wird,  dass  Maßnahmen  zur  Bewertung
 und  Bekämpfung  von  Fluglärm  an  den  einzelnen  Flug-
 häfen  der  nach  Artikel  3  benannten  zuständigen  Behörde
 obliegen  und  dass  Lärmminderungsmaßnahmen  erfor-
 derlich  werden,  wenn  die  zuvor  bewertete  Lärmsituation
 die  Durchführung  entsprechender  Maßnahmen  erfordert,

 2.  die  für  die  Europäische  Kommission  vorgesehenen  weit-
 reichenden  Kontrollbefugnisse  und  die  Befugnis  zur  Aus-
 setzung  von  Betriebsbeschränkungen  gestrichen  werden.
 da  damit  Nachtflugbeschränkungen  und  -verbote  im  Hin-
 blick  auf  Kapazitätseinbußen  und  Wettbewerbszerrungen
 ausgesetzt  werden  könnten  und  zeitliche  Beschränkungen
 des Betriebs kaum noch durchsetzbar wären.,

 3.  lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  mindestens  auf
 dem  Niveau  der  bereits  bestehenden  Betriebsbeschrän-
 kungen  angesetzt  werden  und  die  Mitgliedstaaten  Hand-

 lungsspielraum  für  darüberhinausgehende  Regelungen
 erhalten.  Es  ist  klarzustellen,  dass  bereits  erlassene  Be-
 triebsbeschränkungen  bestehen  bleiben,  auch  wenn  sie
 nicht nur unwesentlich geändert werden sollen,

 4.  keinesfalls  mit  dem  Verweis  auf  den  ECAC-Bericht
 Doc.  29  (aus  dem  Jahr  1997)  ein  weiteres  Berechnungs-
 verfahren  im  Vorgriff  auf  die  fortzuschreibende  Umge-
 bungslärmrichtlinie  eingeführt  wird,  da  in  Deutschland
 für  die  Lärmberechnungen  im  Zusammenhang  mit  dem
 Gesetz  zum  Schutz  gegen  Fluglärm  sowie  zur  Umsetzung
 der  Umgebungslärmrichtlinie  bereits  zwei  verschiedene
 Berechnungsverfahren angewendet werden,

 5.  das  komplizierte  und  langwierige  Antragsverfahrens  zur
 Einführung  von  Betriebsbeschränkungen  vereinfacht
 wird,

 6.  der  Anwendungsbereich  der  Verordnung  auf  Flughäfen
 mit  weniger  als  50  000  Flugbewegungen  pro  Jahr  ausge-
 weitet wird,

 7.  die  Gruppe  der  sogenannten  „knapp  die  Vorschriften  er-
 füllenden  Luftfahrtzeuge“  deutlich  stärker  ausgeweitet
 wird,  so  dass  ein  relevanter  Anteil  der  heute  lautesten
 Flugzeuge erfasst wird,

 8.  die  Möglichkeit  erhalten  bleibt,  weiterhin  Differenzierun-
 gen  für  den  Abzug  bestimmter  Luftfahrtzeuge  vornehmen
 zu  können,  die  über  die  Kategorien  der  Internationalen
 Zivilluftfahrtorganisation  ICAO  hinausgehen,  um  auf  die
 Bedürfnisse  der  einzelnen  Flughafenstandorte  spezifisch
 reagieren zu können.

 Begründung:

 Der  Text  der  Verordnung,  insbesondere  die  Ablehnung  der
 Betriebsbeschränkungen  als  gleichberechtigtes  Mittel  zur
 Lärmreduzierung,  lässt  befürchten,  dass  Kosteneffizienz,  die
 Effizienz  des  Luftverkehrsnetzes  und  die  Furcht  vor  Wettbe-
 werbsverzerrungen  die  allein  ausschlaggebenden  Argumen-
 te  für  Maßnahmen  sind  und  nicht  daneben  auch  der  als
 klares  Ziel  definierte  Schutz  der  betroffenen  Bevölkerung
 vor Fluglärm.

 Nach  Auffassung  der  Europäischen  Kommission  stehen
 Europas  Flughäfen  vor  einer  Kapazitätskrise.  Bis  zum  Jahr
 2030  wird  mit  einer  Verdoppelung  des  Luftverkehrsvolu-
 mens  in  Europa  gerechnet.  Es  wird  davon  ausgegangen,
 dass  ein  großer  Teil  dieser  Nachfrage  mangels  Flughafen-
 kapazität  nicht  gedeckt  werden  kann.  Aus  diesem  Grund
 vertritt  die  Europäische  Kommission  die  Auffassung,  dass
 lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  zu  unerwünschten
 Begleiterscheinungen  auf  die  Kapazität  führen.  Es  ist  daher
 zu  befürchten,  dass  mit  der  Verordnung  angestrebt  wird,
 lärmbedingte  Betriebsbeschränkungen  zu  reduzieren  und
 gleichzeitig einheitlich auf europäischer Ebene zu regeln.

 Nach  der  Definition  in  dem  Verordnungsvorschlag  ist  eine
 „Lärmminderungsmaßnahme“  jede  Maßnahme,  die  sich
 auf  die  Lärmsituation  in  der  Umgebung  von  Flughäfen  aus-
 wirkt  und  für  die  die  Grundsätze  des  „ausgewogenen  Ansat-
 zes“  der  ICAO  gelten.  Für  Betriebsbeschränkungen  sieht
 der  Verordnungsvorschlag  vor,  dass  sie  nur  als  letztes  Mittel
 der  Lärmminderung  ergriffen  werden  dürfen.  Die  Praxis
 zeigt  jedoch,  dass  Betriebseinschränkungen  (z.  B.  Nacht-
 flugverbot)  das  erste  Mittel  der  Wahl  sind,  um  die  Nachbar-
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schaft  und  die  betroffenen  Regionen  schnell  und  wirkungs-
 voll vor Fluglärm zu schützen.

 Für  die  Fluglärm-Betroffenen  in  der  Umgebung  von  Flug-
 häfen  hätte  die  Verordnungsregelung  erheblich  negative
 Auswirkungen.  Denn  insbesondere  bleibt  unklar,  wie  mit  be-
 reits  erlassenen  Betriebsbeschränkungen  verfahren  wird,
 wenn  sie  nicht  nur  unwesentlich  (vgl.  Artikel  5  Absatz  5)  ge-
 ändert  werden  sollen.  Neue  Betriebsbeschränkungen  sind
 der  Europäischen  Kommission  vor  ihrer  Anwendung  nach
 den  Artikeln  7  und  10  zur  Kenntnis  bzw.  zur  Prüfung  vorzu-
 legen.  Im  Falle  ihrer  Änderung  könnte  die  Europäische
 Kommission  die  Betriebsbeschränkungen  künftig  ggf.  aus-
 setzen  und  eine  Änderung  verlangen.  Damit  können  faktisch
 alle  Nachtflugbeschränkungen  und  -verbote  von  den  betrof-
 fenen  Flughafenbetreibern  mit  Erfolg  beklagt  werden.  Eine
 zukünftige  Ausweitung  von  Nachtflugverboten  oder  Flug-
 betriebsbeschränkungen  in  schützenswerten  Zeiten  wäre
 damit  ausgeschlossen.  Bisherige  akzeptierte  Lärmminde-
 rungsmaßnahmen  könnten  somit  wieder  aufgehoben
 werden.

 Der  Verordnungsvorschlag  enthält  keinerlei  Vorgaben,
 wann  Fluglärm  als  (gesundheits-)schädlich  i.  S.  d.  Verord-
 nung  zu  werten  ist  und  entsprechenden  Handlungsbedarf
 auslöst.  Die  Definition  von  Zielwerten  für  die  Lärmpegel  an
 Flughäfen  bzw.  des  „Lärmminderungsziels“,  wie  in  Artikel  4
 Absatz  1  Buchstabe  b  gefordert,  kann  nicht  den  einzelnen
 Mitgliedstaaten  und  einer  Einzelfallbetrachtung  jedes  in
 Frage  kommenden  Flughafens  überlassen  werden.  Auch  mit
 Blick  auf  die  in  Artikel  5  Absatz  3  geforderte  regelmäßige
 Bewertung  der  Lärmsituation  wird  eine  eigene  nationale
 Definition benötigt.

 Durch  die  detaillierte,  mehrstufige  und  langwierige  Rege-
 lung  zur  Einführung  von  Betriebsbeschränkungen,  die  der
 Verordnungstext  vorsieht,  kann  es  zu  großen  Zeitverzöge-
 rungen,  wenn  nicht  gar  zur  Vermeidung  von  Beschränkun-
 gen auf Grund der Komplexität dieses Verfahrens kommen.

 Nach  Artikel  3  sollen  die  Mitgliedstaaten  nicht  nur  eine  für
 den  Erlass  von  Betriebsbeschränkungen  zuständige  Behör-
 de,  sondern  auch  eine  unabhängige  Beschwerdestelle  ein-
 richten.  Der  Bundestag  hält  die  Einrichtung  einer  Be-
 schwerdestelle  nicht  für  erforderlich.  Der  Aufbau  unnötiger
 Bürokratie  und  Verwaltungsebenen  sollte  vermieden  wer-
 den.  Neben  der  Europäischen  Kommission  nach  §  32b  des
 Luftverkehrsgesetzes  sind  an  vielen  Verkehrsflughäfen  in
 Deutschland  Fluglärmschutzbeauftragte  bestellt,  die  auch
 die  Aufgabe  einer  Beschwerdestelle  wahrnehmen.  Daher
 besteht  weder  ein  Bedürfnis  für  die  in  Artikel  3  geforderte
 Beschwerdestelle  noch  für  das  in  Artikel  5  Absatz  4  be-
 schriebene  weitere  Gremium.  Zudem  ist  es  jedem  Bürger
 frei  gestellt,  sich  im  Beschwerdefall  an  die  für  die  Überwa-
 chung  des  Flughafens  zuständige  Behörde  oder  den  Peti-
 tionsausschuss  beim  Landtag  als  unabhängiges  Gremium  zu
 wenden.  Statt  unnötige  Bürokratie  und  Verwaltungsebenen
 zu  schaffen,  sollte  der  wirksame  Einsatz  bestehender  Instru-
 mente gestärkt werden.

 Bei  der  Bewertung  von  Betriebsbeschränkungen  soll  neben
 den  Anforderungen  an  die  Gesundheit  der  Flughafenan-
 wohner  auch  die  Kosteneffizienz  und  die  Auswirkungen  auf
 die  Luftverkehrskapazität  umfangreiche  Berücksichtigung
 erfahren.  Dabei  lässt  der  Verordnungsvorschlag  offen,  wie
 die  Kosteneffizienz  zu  ermitteln  ist  und  was  einer  durch  die

 Betriebsbeschränkungen  verursachten  Kostensteigerung
 des  Luftverkehrs  gegen  gerechnet  werden  darf.  Denkbar
 wäre  hier  z.  B.  eine  Verrechnung  mit  lärmbedingten  Ge-
 sundheitskosten  oder  mit  dem  möglichen  Wertverlust  von
 Immobilien.  Der  Anhang  II  des  Verordnungsvorschlags  be-
 nennt keine konkreten Maßstäbe.

 Grundsätzlich  zu  begrüßen  ist  die  erleichterte  Möglichkeit,
 besonders  laute  Flugzeuge  außer  Dienst  zu  stellen.  Diese
 Anpassung  der  Eingriffsschwellen  auf  die  aktuell  lautesten
 Luftfahrzeuge  war  dringend  erforderlich.  Allerdings  ist  die
 Aktualisierung  der  veralteten  Definition  für  „knapp  die  Vor-
 schriften  erfüllende  Luftfahrzeuge“  so  eng  gefasst,  dass  nur
 ein  ganz  geringer  Anteil  der  aktuell  eingesetzten  Flugzeug-
 flotte  unter  dieser  Gruppe  fällt  und  die  Maßnahmen  hier-
 durch  nur  viel  zu  geringe  Lärmminderungswirkung  entfal-
 ten können.

 Eine  Analyse  des  Umweltbundesamtes  kam  beispielsweise
 zu  dem  Ergebnis,  dass  mit  der  Neuregelung  zwar  die  Luft-
 fahrzeug-Baumuster  DC  103  sowie  MD  83  erfasst  wären,
 nicht  jedoch  die  immer  noch  häufig  eingesetzten  Muster  B
 747-400  oder  MD  11.  Der  Verordnungsentwurf  bietet  damit
 nur  ganz  geringe  Anreize  für  eine  Verbesserung  der  tech-
 nischen  Ausstattung  heutiger  Flugzeuge  und  zementiert  da-
 durch  weiterhin  den  Status  Quo.  Das  Ziel,  dem  technischen
 Fortschritt  durch  die  Ausweitung  der  bisherigen  Regelung
 Rechnung  zu  tragen,  wird  mit  der  aktuellen  Anpassung  nicht
 erreicht.

 Differenzierungen  für  den  Abzug  bestimmter  Luftfahrtzeuge,
 die  über  die  Kategorien  der  Internationalen  Zivilluftfahrtor-
 ganisation  ICAO  hinausgehen,  müssen  möglich  bleiben,  um
 auf  die  Bedürfnisse  der  einzelnen  Flughafenstandort  spezi-
 fisch reagieren zu können.

 Der  Anwendungsbereich  des  neuen  Verordnungsentwurfs  ist
 sehr  eingeschränkt,  da  er  lediglich  Flughäfen  mit  mehr  als
 50.000  Flugbewegungen  im  Jahr  einbezieht.  Für  eine  effek-
 tive  Anwendung  der  Verordnung  ist  eine  Ausweitung  des  An-
 wendungsbereichs erforderlich.

 Die  Fraktion  der  CDU/CSU  stellte  fest,  die  in  dem  Verord-
 nungsentwurf  vorgesehenen  Kontroll-  und  Eingriffsrechte
 der  Kommission  seien  nicht  sachgerecht  und  gingen  deut-
 lich  über  das  hinaus,  was  nach  dem  Subsidiaritätsgrundsatz
 hinnehmbar  sei.  Die  Kategorisierung  der  Kapitel-3-Flug-
 zeuge,  welche  nach  dem  Entwurf  faktisch  Kapitel-4-Flug-
 zeuge  würden,  trage  man  ebenfalls  nicht  mit.  Man  lehne  den
 vorliegenden  Verordnungsentwurf  insgesamt  ab.  Ein  Bedarf
 für  eine  grundlegende  Überarbeitung  der  bestehenden
 Richtlinie  sei  nicht  gegeben.  Falls  sich  eine  Verordnung
 nicht  verhindern  lasse,  solle  die  Bundesregierung  zumindest
 auf  erhebliche  Änderungen  hinwirken.  Es  müsse  insbeson-
 dere  sichergestellt  werden,  dass  auch  künftig  der  besonde-
 ren  Situation  des  jeweiligen  Flughafens  Rechnung  getragen
 werden  könne  und  man  geeignete  individuelle  Lösungen  zur
 Lärmproblematik  entwickeln  könne.  Die  Befugnisse  der
 Kommission  sollten  auf  das  Notwendigste  beschränkt  wer-
 den,  um  die  Handlungsspielräume  der  Mitgliedstaaten  zu
 erhalten.

 Die  Fraktion  der  SPD  wies  darauf  hin,  dass  in  allen  einge-
 brachten  Anträgen  gegen  den  Verordnungsentwurf  Beden-
 ken  hinsichtlich  der  Beachtung  des  Subsidiaritätsprinzips
 geäußert  würden.  Auch  im  Bundesrat  gebe  es  entsprechende
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Bedenken.  Es  sei  daher  zu  überlegen,  ob  man  nicht  in  sol-
 chen  Fällen  doch  zum  Mittel  der  Subsidiaritätsrüge  greifen
 solle.  Sie  sei  dagegen,  dass  die  EU  in  der  in  dem  Entwurf
 vorgesehenen  Weise  in  die  Rechtssetzung  und  Rechtspre-
 chung  der  Mitgliedstaaten  eingreife.  Bedauerlich  sei,  dass
 es  nicht  gelungen  sei,  auch  hierzu  einen  gemeinsamen  An-
 trag  zu  erreichen.  Sie  wies  darauf  hin,  dass  der  Regelungs-
 inhalt  der  Verordnung  an  mehreren  Stellen  im  Widerspruch
 zu  den  dort  genannten  Zielsetzungen  stehe.  So  werde  der
 Verordnungsentwurf  beispielsweise  nicht  zu  einer  Erleichte-
 rung  von  Betriebsbeschränkungen  führen,  sondern  zu  einer
 Erschwerung.

 Die  Fraktion  der  FDP  begrüßte  das  Ziel,  Regelungen  zum
 Schutz  des  Ruhebedürfnisses  der  Bürger  in  der  EU  einheit-
 lich  anzuwenden.  Der  vorgelegte  Verordnungsentwurf  stehe
 aber  im  Widerspruch  zu  dem  Grundsatz  der  Subsidiarität
 und  greife  unzulässig  in  die  Rechte  der  Mitgliedstaaten  ein.
 Zudem  unterschieden  sich  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen
 Mitgliedstaaten  und  es  müsse  möglich  bleiben,  den  jewei-
 ligen  Besonderheiten  des  Einzelfalls  Rechnung  zu  tragen.
 Dies  müsse  auf  der  Ebene  der  Mitgliedstaaten  bzw.  der
 Bundesländer erfolgen.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  erklärte,  sie  begrüße,  dass  die
 Frage  der  Verletzung  des  Subsidiaritätsgrundsatzes  durch
 den  Verordnungsentwurf  heute  in  einem  anderen  Licht  gese-
 hen  werde  als  in  der  letzten  Sitzung,  in  welcher  ihr  Antrag
 zu  einer  Subsidiaritätsrüge  abgelehnt  worden  sei.  Sie  beton-
 te,  dass  die  Lärmschutzinteressen  der  Bevölkerung  nicht  zu-
 gunsten  wirtschaftlicher  Überlegungen  zurückgestellt  wer-
 den  dürften.  Insbesondere  sehe  sie  die  Gefahr,  dass
 Nachtflugverbote  auf  der  Grundlage  der  vorgeschlagenen
 Verordnung  ausgehebelt  werden  könnten.  Es  sei  jedenfalls
 nicht  hinnehmbar,  dass  man  die  Instrumente  aus  der  Hand
 gebe,  mit  dem  man  dem  Lärmschutz  größere  Beachtung
 verschaffen könne.

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  vertrat  die
 Auffassung,  dass  es  dem  Verordnungsentwurf  in  Wirklich-

 keit  darum  gehe,  ausreichende  Kapazitäten  der  Flughäfen
 auf  Dauer  zu  gewährleisten  und  zu  diesem  Zweck  die  kos-
 tengünstigsten  Lärmschutzmaßnahmen  zu  bevorzugen.  Es
 dürfe  aber  nicht  sein,  dass  der  Lärmschutz  betriebswirt-
 schaftlichen  Gesichtspunkten  untergeordnet  werde  und  da-
 durch  nicht  die  wirksamsten  Maßnahmen  für  den  Lärm-
 schutz  ergriffen  würden.  Bedenklich  seien  vor  allem  die
 vorgesehenen  Regelungen,  welche  eine  Überprüfung  und
 Aussetzung  von  Betriebsbeschränkungen  ermöglichten.  Die
 Bestimmungen  zu  den  „knapp  die  Vorschriften  erfüllenden
 Luftfahrzeugen“ seien nicht weitgehend genug.

 Der  Ausschuss  für  Verkehr,  Bau  und  Stadtentwicklung
 hat  den  Entschließungsantrag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(15)334  mit  den
 Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die
 Stimmen  der  Fraktionen  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  der  SPD
 angenommen.

 Er  hat  den  Entschließungsantrag  der  Fraktion  der  SPD  auf
 Ausschussdrucksache  17(15)336  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der
 Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN abgelehnt.

 Den  Entschließungsantrag  der  Fraktion  DIE  LINKE.  auf
 Ausschussdrucksache  17(15)335  hat  er  mit  den  Stimmen
 der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen
 der  Fraktion  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktio-
 nen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

 Mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP
 gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  DIE  LINKE.  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  der  SPD  hat  er  den  Entschließungsantrag  der  Frak-
 tion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(15)332 abgelehnt.

 Die  Unterrichtung  auf  Drucksache  17/8426  Nr.  A.46  hat  er
 zur Kenntnis genommen.
 Berlin, den 8. Februar 2012

 Peter Wichtel
 Berichterstatter
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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS 

1. Immer mehr EU-Bürger leiden unter dem von Luftfahrzeugen auf oder in der Nähe 
von Flughäfen ausgehenden Lärm, insbesondere während der Nacht. Zur Minderung 
unerwünschter Folgen ist daher eine aktive Lärmbekämpfungsstrategie notwendig. 
Allerdings müssen dabei die Interessen der betroffenen Bürger und andere Belange 
sorgfältig gegeneinander abgewogen und die Auswirkungen auf die Kapazität des 
gesamten Luftverkehrsnetzes gebührend berücksichtigt werden. 

Tabelle 1: Prognosen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) über die 
von Fluglärm betroffenen Menschen in Europa (in Millionen) – ohne grundlegende 

betriebliche und technische Verbesserungen1 

Geräuschpegel / 
Jahr 2006 2016 2026 2036 

> 55 DNL 2,63 3,47 4,48 5,79 

> 60 DNL 0,799 1,14 1,53 2,12 

> 65 DNL 0,23 0,32 0,43 0,66 

2. Betriebsbeschränkungen können erhebliche Auswirkungen auf den Geschäfts- und 
den Flugbetrieb haben, da sie den Zugang zu den Flughäfen einschränken. 
Entscheidungen über lärmbedingte Betriebsbeschränkungen sollten daher kohärent, 
durch Fakten untermauert und robust sein, damit sie von allen Beteiligten 
mitgetragen werden können. 

3. Zur Gewährleistung der einheitlichen Anwendung von Lärmminderungsmaßnahmen 
auf Flughäfen hat die ICAO mit dem so genannten „ausgewogenen 
Lärmschutzansatz“ eine Reihe von Grundsätzen und Leitlinien beschlossen, die die 
ICAO-Vertragsstaaten dazu auffordern, 

• den Fluglärm durch die Auswahl einer aufgrund örtlicher Gegebenheiten 
optimalen Kombination von Maßnahmen zu mindern, und zwar durch (1) 
Reduzierung des Lärms an der Quelle (leisere Luftfahrzeuge), (2) optimale 
Flächennutzung (Flächennutzungsplanung und -verwaltung in der Umgebung 
von Flughäfen), (3) lärmmindernde Betriebsverfahren (besondere Start- und 
Landebahnen, Strecken oder Verfahren) sowie (4) lärmbedingte 
Betriebsbeschränkungen (z. B. Nachtflugverbote oder Außerdienststellung 
lauter Luftfahrzeuge); 

• die kosteneffizienteste Maßnahmenkombination auszuwählen; 

                                                 
1 Quelle: CAEP/8, Informationspapier 8: ausgedrückt als durchschnittliche Tag-Nacht-Geräuschpegel 

(DNL) – Baseline-Szenario, ohne grundlegende technische oder betriebliche Verbesserungen, ICAO 
European Regio. 
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• lärmbedingte Betriebsbeschränkungen nur dann aufzuerlegen, wenn die 
zuständige Behörde anhand von Studien und Konsultationen feststellen konnte, 
dass ein Lärmproblem besteht und durch eine Betriebsbeschränkung 
kosteneffizient gelöst werden kann. 

4. Ziel dieser Verordnung ist die einheitliche Anwendung lärmbedingter 
Betriebsbeschränkungen im Rahmen des „ausgewogenen Ansatzes“ in der EU, so 
dass das Risiko internationaler Rechtsstreitigkeiten für den Fall, dass 
Luftfahrtunternehmen aus Drittländern von Lärmminderungsmaßnahmen auf EU-
Flughäfen betroffen sind, deutlich reduziert wird. Darüber hinaus werden die 
zuständigen Behörden besser in der Lage sein, die lautesten Luftfahrzeuge des 
Flottenbestands außer Dienst zu stellen. Mit der vorgeschlagenen Verordnung wird 
die Richtlinie 2002/30/EG aufgehoben, durch die es gelang, einen internationalen 
Rechtsstreit zu beenden und erste Schritte zur Harmonisierung von 
Lärmbekämpfungsmaßnahmen zu unternehmen, wobei unter anderem auch das 
Problem der damals lautesten Luftfahrzeuge angegangen wurde. Das Instrument 
muss allerdings an die aktuellen Erfordernisse des Luftfahrtsystems und das 
zunehmende Lärmproblem angepasst werden. 

5. Die Verordnung wird für einen robusteren Lärmbewertungsprozess sorgen. Alle 
Schritte des Bewertungsprozesses werden klar präzisiert, damit der ausgewogene 
Ansatz unionsweit einheitlicher angewendet werden kann. Der Vorschlag legt jedoch 
keine Zielwerte für Lärmpegel fest, die weiterhin von nationalen und örtlich 
geltenden Vorschriften abhängen. Vielmehr soll ein System geschaffen werden, das 
dazu beiträgt, diese Zielwerte auf kosteneffiziente Weise zu erreichen. 

6. Im Rahmen der ICAO unterstützt die EU aktiv die Entwicklung neuer Lärmnormen 
für Luftfahrzeuge und investiert durch Rahmenprogramme und das Projekt „Clean 
Sky“2 in neue Technologien. Allerdings liegt die Zuständigkeit für die 
Flächennutzungsplanung und die zugehörigen Lärmschutz- und 
Kompensationsprogramme auf nationaler oder kommunaler Ebene. 

7. Lärmmindernde Betriebsverfahren werden in unterschiedlicher Form auf allen 
Flughäfen angewendet: aus Lärmschutzgründen bevorzugte Strecken (z. B. Überflug 
der am geringsten besiedelten Gebiete), Schubkraftmanagement (zunehmende 
Schubleistung führt zu höherem Geräuschpegel, ermöglicht aber auch steilere 
Steigflüge) oder besondere Maßnahmen am Boden (z. B. spezielle Rollwege bzw. 
Start- und Landebahnen). Die EU leistet entsprechende Beiträge mit ihren 
Rechtsvorschriften zum einheitlichen europäischen Luftraum, deren Ziel die 
Festlegung umweltbezogener Leistungsziele für Flugsicherungsorganisationen ist, 
sowie den zugehörigen Forschungsprogrammen SESAR und „Clean Sky“. 

8. Abbildung 1 zeigt, dass auf europäischen Flughäfen vorrangig 
Lärmminderungsverfahren angewendet werden. Häufig gelten daneben aber auch 
Betriebsbeschränkungen. Auf den 224 untersuchten EU-Flughäfen3 gelten die 

                                                 
2 Die gemeinsame Technologieinitiative „Clean Sky” ist eines der bisher größten europäischen 

Forschungsprojekte. Das Budget beträgt schätzungsweise 1,6 Mrd. EUR, die im Zeitraum 2008-2013 
von der Europäischen Kommission und der Industrie zu gleichen Teilen aufgebracht werden.  

3 Die Boeing-Datenbank „Airports with Noise Restrictions” ist öffentlich zugänglich unter: 
http://www.boeing.com/commercial/noise/listcountry.html. Obwohl derzeit nur 69 Flughäfen unter die 
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folgenden Beschränkungen: 116 mit Sperrstunden4, 52 mit Lärmhöchstwerten, 51 
mit Beschränkungen für Luftfahrzeuge aufgrund der Kapitel-3-Lärmnorm, 38 mit 
Lärmquoten und 7 mit Lärmbudgets. 

Abb. 1: Derzeit bestehende lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen in Europa 
(EU und Drittländer) 

 

Quelle: Boeing-Datenbank 
Anmerkungen  
APU: reglementierter Betrieb des Hilfstriebwerks (Auxiliary Power Unit, APU) (zum Start der 
Haupttriebwerke) 
NAP: Lärmaktionsplan (Noise Action Plan) 
Stg3-Ch3: Außerdienststellung der lautesten Luftfahrzeuge, die lediglich die frühere ICAO-Lärmnorm 
erfüllen, siehe Beschreibung in Kapitel 3 des betreffenden ICAO-Anhangs. 

• EU-Bestimmungen über lärmbedingte Betriebsbeschränkungen 

9. Mit diesem Vorschlag soll der Grundgedanke des ausgewogenen Ansatzes der ICAO 
gestärkt werden, indem dessen Säulen enger miteinander verbunden und die 
einzelnen Schritte des Entscheidungsprozesses bei der Erwägung von 
Betriebsbeschränkungen geklärt werden. 

10. Die kohärente Anwendung dieses Ansatzes dürfte dazu führen, dass die 
kosteneffizientesten Lösungen gefunden werden, die auf die spezifische Situation des 
jeweiligen Flughafens zugeschnitten sind. Bei der Bewertungsmethode wird auch 
gebührend berücksichtigt werden, inwieweit sich Lärmminderungsmaßnahmen auf 
das gesamte Netz auswirken. 

                                                                                                                                                         
Richtlinie fallen, werden noch weitere hinzukommen, deren Verkehrsaufkommen künftig noch weiter 
steigen wird. Deshalb wurden in dem Überblick 224 Flughäfen berücksichtigt. 

4 Sperrstunden dienen der Einschränkung des Flugbetriebs für einen bestimmten Zeitraum (lärmbedingte 
Verkehrsbeschränkungen). 
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11. Die aktuellen Vorschriften gelten für etwa 70 europäische Flughäfen mit mehr als 
50 000 Bewegungen ziviler Unterschall-Strahlflugzeuge pro Kalenderjahr. 

• Vereinbarkeit mit der Luftfahrtpolitik und anderen Zielen der Union 

12. Die Initiative steht mit anderen Teilen der europäischen Luftfahrtpolitik und der 
allgemeinen Umweltpolitik im Einklang. 

13. Die europäische Luftfahrtindustrie sollte in nachhaltiger Weise wachsen, bei der 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Aspekte in einem ausgewogenen Verhältnis 
zueinander stehen. Lärmminderungsmaßnahmen können die Kapazität des 
Luftverkehrsnetzes am Boden und in der Luft erheblich beeinträchtigen. Durch den 
Vorschlag werden die Lärmminderungsmaßnahmen sowie die Anforderungen an 
Flughafenkapazität und Flugeffizienz im einheitlichen europäischen Luftraum und 
die Einführung einer leistungsbezogenen Regulierung im Flugverkehrsmanagement 
stärker miteinander in Einklang gebracht. Der Vorschlag folgt dem Prinzip des Gate-
to-Gate-Konzepts. 

14. Der Vorschlag wird zur Erstellung der nationalen Fluglärm-Aktionspläne beitragen, 
die die Mitgliedstaaten aufgrund der Richtlinie 2002/49/EG beschließen müssen. 

2. ANHÖRUNG INTERESSIERTER KREISE UND FOLGENABSCHÄTZUNG 

• Anhörung interessierter Kreise 

Anhörungsmethoden, angesprochene Sektoren und allgemeines Profil der Befragten 

15. Die wesentlichen Interessengruppen im Bereich Fluglärm und Luftverkehr sind die 
in Flughafennähe lebenden und in lokalen Gemeinschaften zusammengeschlossenen 
Bürger sowie Flughäfen, Luftfahrzeugbetreiber (mit Luftfracht als spezifischer 
Nische), Luftfahrzeughersteller, lokale Behörden (darunter auch Planungsbehörden 
mit übergeordnetem Wirtschaftsinteresse) und unabhängige Lärmgremien. Diese 
Interessengruppen wurden ausführlich konsultiert: 

• 2007 sammelte der externe Berater die Antworten auf Fragebögen und führte 
mit verschiedenen Interessengruppen Befragungen über die Anwendung der 
Richtlinie 2002/30/EG durch; 

• 2008 führte die Kommission eine offene Konsultation über Ansätze für eine 
Änderung der Richtlinie durch; 

• 2010 wurde Kontakt zu allen Interessengruppen aufgenommen, die an der 
Konsultation bereits mitgewirkt hatten, und der Kreis der Beteiligten 
ausgeweitet. 

Zusammenfassung der Antworten 

16. Die Mitgliedstaaten betonten, dass die Flexibilität bei der Bewertung von 
Lärmproblemen aufrechterhalten und für Übergangsregelungen gesorgt werden 
muss, damit Doppelarbeiten vermieden (z. B. Wiederverwendung von 
Umweltprüfungen) und die beiden Richtlinien 2002/30/EG und 2002/49/EG enger 
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aufeinander abgestimmt werden, so dass dieselben Bewertungen beiden Richtlinien 
gerecht werden. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass beim Einsatz von Methoden 
und Maßnahmen dem internationalen Kontext Rechnung getragen werden muss. 

17. Die Vertreter der lokalen Gemeinschaften, namentlich der Aviation Environment 
Federation, die Lärm- und Umweltaktionsgruppen aus dem Vereinigten Königreich, 
Frankreich und Deutschland repräsentieren, unterstrichen die Notwendigkeit einer 
geeigneten Regulierung (d. h. kein bloßes Vertrauen auf Leitlinien) auf der 
Grundlage von Lärmgrenzwerten. Sie wiesen zudem auf die Bedeutung von 
Betriebsbeschränkungen zur Verringerung der Lärmbelastung sowie von Anreizen 
für den Austausch der lautesten Luftfahrzeuge hin. Ferner müsse die Definition für 
knapp die Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge erweitert werden, um eine 
tatsächliche Wirkung zu entfalten. 

18. Die Betreiber5, im Einzelnen der Verband europäischer Fluggesellschaften (AEA) als 
Vertreter der etablierten Luftfahrtunternehmen sowie die European Express 
Association, wiesen darauf hin, dass die Grundsätze des ausgewogenen Ansatzes der 
ICAO ordnungsgemäß (d. h. flughafenspezifisch) angewendet werden sollten, dass 
Betriebsbeschränkungen nur als letzte Möglichkeit zur Minderung festgestellter 
Lärmprobleme eingesetzt werden sollten, dass die Methode zu den 
kosteneffizientesten Maßnahmen führen und die Flächennutzungsplanung bei 
Entscheidungen über Betriebsbeschränkungen mit berücksichtigt werden sollte. Die 
Betreiber wünschten ferner eine weitere Präzisierung der Richtlinie und bekräftigten, 
dass die Definition für knapp die Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge geändert 
werden sollte, und zwar auf der Grundlage internationaler Bestimmungen, um 
Marktverzerrungen zu vermeiden. Sollten gesetzliche Regelungen notwendig sein, so 
ziehen die Betreiber eine Verordnung einer Richtlinie vor. 

19. Die durch die ACI vertretenen Flughäfen6 betonten, dass die Maßnahmen des 
ausgewogenen Ansatzes in vollem Umfang genutzt werden sollten und 
Möglichkeiten einer Ausweitung der Definition für knapp die Vorschriften erfüllende 
Luftfahrzeuge bestehen. 

20. Die unabhängige französische Fluglärmkommission (ACNUSA)7 plädierte für eine 
Ausweitung der Definition für knapp die Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge, die 
Verwendung von Parametern, die das Empfinden der betroffenen Bürger tatsächlich 
wiedergeben, verbesserte Modellierungen von Flughafenlärm sowie einen 
systematischeren Einsatz lärmarmer Betriebsverfahren, z. B. Anflüge mit stetiger 
Sinkrate (Continuous Descent Approach). 

21. Die Luftfahrtindustrie ist in den technischen Arbeitsgruppen der ICAO besonders 
stark an der Entwicklung neuer Lärmnormen beteiligt und konzentriert sich auf die 
Wechselbeziehungen möglicher Zielkonflikte zwischen Lärmminderung und CO2-

                                                 
5 Aussage der AEA, die aber den Standpunkt aller Betreiber wiedergeben dürfte, d. h. der ERA 

(Regionalflüge), der IACA (Freizeitflüge) und der ELFAA (Billigflüge), da sie in ähnlicher Weise 
betroffen sind. Lediglich die IACA verzeichnet möglicherweise einen höheren Nachtfluganteil. 

6 Die Vereinigung der Verkehrsflughäfen (ACI) verfügt über eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema. 
7 Die ACNUSA (zusammen mit ihrer wallonischen Schwesterorganisation) ist ein einzigartiges 

Gremium, das in beratender Funktion Lärmprobleme unabhängig von Behörden und Flughäfen 
behandelt. 
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Reduzierung sowie auf die langfristigen Perspektiven der Normentwicklung, deren 
Geschwindigkeit mit der technischen Durchführbarkeit Schritt halten muss. Darüber 
hinaus sollte auch der Wert der Flotte über die gesamte Lebensdauer der 
Luftfahrzeuge wettbewerbsneutral sein. 

22. Die lokalen Behörden der Konferenz der Flughafenregionen (Airport Regions 
Conference), die vornehmlich für die Flächennutzung zuständig sind, bekräftigten 
ihren Ansatz, das Problem unter dem Aspekt der Umweltbeanspruchung einer 
Region anzugehen, was die Flächennutzungsplanung, die Verwendung geeigneter 
Indizes, einen Vermittlungsprozess sowie die Notwendigkeit einschließt, die 
Anforderungen der Umgebungslärmrichtlinie und die Richtlinie über Flughafenlärm 
(2002/30/EG) stärker miteinander in Einklang zu bringen. 

23. Insgesamt sind die Vorschläge nicht weit von den Standpunkten entfernt, die in der 
Konsultationsrunde zum Ausdruck kamen. In den förmlichen Vorschlägen wird die 
wechselseitige Abhängigkeit der verschiedenen Lärmminderungsmaßnahmen betont, 
wobei Betriebsbeschränkungen nicht an erster Stelle stehen, sondern bei Bedarf als 
wichtiges und ergänzendes Element innerhalb einer breiteren Kombination 
kosteneffizienter Maßnahmen betrachtet werden sollten. Ferner wird die Definition 
für knapp die Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge strenger gefasst, so dass die 
zuständigen Behörden auch hier über ein effizientes Lärmminderungsinstrument 
verfügen. 

• Einholung und Nutzung von Expertenwissen 

Relevante wissenschaftliche/fachliche Bereiche 

24. Eine allgemeine Hintergrundstudie wurde durchgeführt, um die mit dieser Änderung 
verbundenen Auswirkungen quantitativ und qualitativ zu untersuchen. Darüber 
hinaus lieferte Eurocontrol aktuellere und detailliertere Informationen über die 
Anzahl der Flüge, die von „knapp die Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen“ 
durchgeführt werden. 

Methodik 

25. Der Berater führte eine eingehende Konsultation, hauptsächlich durch Befragung der 
verschiedenen Akteure, sowie Recherchearbeiten durch. Darüber hinaus wurden von 
Eurocontrol aktuelle Informationen aus einschlägigen Datenbeständen bereitgestellt. 

Zusammenfassung der Stellungnahmen und Gutachten 

26. Zu den wichtigsten Schlussfolgerungen gehört, dass die Richtlinie nicht zu der 
erhofften Harmonisierung des Entscheidungsprozesses geführt hat, wenngleich ihre 
Bedeutung im Hinblick auf die Beilegung eines internationalen Rechtsstreits8 und die 
Einführung einer EU-Zuständigkeit bei Betriebsbeschränkungen anerkannt wird. Die 
Richtlinie musste aktualisiert werden, um die Veränderungen in der 
Flottenzusammensetzung zu berücksichtigen, die verschiedenen Elemente des 
ausgewogenen Ansatzes stärker miteinander zu verknüpfen und neuen 
Rechtsinstrumenten zur Lärmbekämpfung Rechnung zu tragen, darunter der 

                                                 
8 Europäischen Staaten drohte ein offizielles Beschwerdeverfahren in der ICAO. 



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 21 – Drucksache 17/8618

 

DE 7   DE 

Umgebungslärmrichtlinie (2002/49/EG), der Entwicklung neuer Lärmnormen oder 
der leistungsbezogenen Regulierung im einheitlichen europäischen Luftraum. 

Form der Veröffentlichung der Stellungnahmen 

27. Der vollständige Bericht über die Studie ist auf der Website der GD MOVE 
veröffentlicht worden. 

3. RECHTLICHE ASPEKTE 

• Zusammenfassung der vorgeschlagenen Maßnahme 

28. Der Vorschlag umfasst eine neue Verordnung, die die geltende 
Richtlinie 2002/30/EG ersetzen soll. Mit der Verordnung werden die Bestimmungen 
jener Richtlinie präzisiert und vervollständigt. 

1. Spezifizierung von Zielen, um den Zusammenhang mit anderen Elementen des 
ausgewogenen Ansatzes zu betonen, sowie weiterer Instrumente zur Bekämpfung 
des Fluglärms. 

2. Festlegung und Zuweisung der Zuständigkeiten. 

3. Auflistung allgemeiner Anforderungen für die Lärmbekämpfung. 

4. Weitere Erläuterungen zum Lärmbewertungsprozess. 

5. Spezifizierung der zu konsultierenden Kreise. 

6. Harmonisierung von Daten und Methoden. 

7. Spezifizierung von Notifizierungs- und Einführungsanforderungen. 

8. Möglichkeit, die Bezugswerte für Lärmnormen im Ausschussverfahren an den 
technischen Fortschritt anzupassen. 

9 Unterstützung für die zuständigen Behörden. 

• Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage des Vorschlags ist Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union. 

• Subsidiaritätsprinzip 

29. Das Subsidiaritätsprinzip gelangt zur Anwendung, da der Vorschlag nicht unter die 
ausschließliche Zuständigkeit der Union fällt. Die Ziele des Vorschlags können von 
den Mitgliedstaaten allein nicht hinreichend verwirklicht werden. 

30. Die Ziele des Vorschlags können aus folgenden Gründen besser durch Maßnahmen 
der Union erreicht werden: 
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31. Ein harmonisiertes Konzept für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen als Teil der 
Lärmschutzmaßnahmen an europäischen Flughäfen trägt zu einem 
umweltverträglicheren Luftverkehr bei und schafft ein besser vorhersehbares 
Betriebsumfeld für Luftfahrtunternehmen und Flughafenbetreiber. Die einheitliche 
Bewertungsmethode dürfte zudem das Risiko von Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen Flughäfen oder Luftfahrtunternehmen sowie von schlechter Praxis 
verringern, die sich nicht nur auf die Kapazität des betreffenden Flughafens, sondern 
auf die Effizienz des gesamten Luftverkehrsnetzes auswirken können. 

32. Ein solches Konzept bietet kosteneffizientere Lösungen für Umweltprobleme an 
Flughäfen und befreit die Unternehmen, die definitionsgemäß ein internationales 
Netz betreiben, von einem Sammelsurium unterschiedlicher Lärmschutzvorschriften. 

• Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

33. Der Vorschlag steht mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in Einklang. Eine 
Verordnung beinhaltet zwar eine strenge Harmonisierung der anzuwendenden 
Methode, ermöglicht es aber den Mitgliedstaaten, der spezifischen Situation eines 
Flughafens Rechnung zu tragen und geeignete individuelle Lösungen für 
Lärmprobleme zu entwickeln. Die Vorschläge greifen den gewünschten 
Umweltschutzzielen oder den konkret ergriffenen Maßnahmen nicht vor. 

• Wahl des Instruments 

34. Vorgeschlagenes Instrument: Verordnung. 

35. Andere Instrumente wären aus folgenden Gründen nicht angemessen: 

• Gegenstand der Verordnung ist eine Lärmbewertungsmethode. Die 
vollständige Harmonisierung dieser Methode kann nur durch eine Verordnung 
gewährleistet werden. 

• Die vorgeschlagene Bewertungsmethode ist hinreichend flexibel, um der 
spezifischen Situation jedes Flughafens Rechnung zu tragen, und greift weder 
dem gewünschten Lärmschutzniveau, das die Mitgliedstaaten ihren Bürgern 
bieten möchten, noch der konkreten Auswahl kosteneffizienter Maßnahmen 
vor. 

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

36. Der Vorschlag hat keine zusätzlichen Auswirkungen auf den EU-Haushalt. Die mit 
der Kontrollbefugnis zusammenhängenden Kosten beinhalten keine Zusatzkosten 
verglichen mit den derzeitigen Aufwendungen für die Überwachung der Einhaltung 
geltender Rechtsvorschriften, einschließlich Kostenerstattungen für 
Ausschusssitzungen. Die Datenbanken mit Angaben zur Lärmschutzbescheinigung 
existieren bereits. Der Vorschlag enthält eine formellere Bezugnahme, um die 
Qualität der Daten und den Beteiligten den Datenzugang zu gewährleisten. Er ist 
zudem fester Bestandteil der bereits auf anderen Gebieten geleisteten Arbeiten – und 
entsprechender Budgets – zur Lärmbekämpfung, darunter Lärmschutzstandards der 
ICAO, einheitlicher europäischer Luftraum und SESAR. 
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5. WEITERE ANGABEN 

• Europäischer Wirtschaftsraum 

37. Der vorgeschlagene Rechtsakt ist von Bedeutung für den Europäischen 
Wirtschaftsraum und sollte deshalb auf den EWR ausgeweitet werden. 
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2011/0398 (COD) 

Vorschlag für 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

über Regeln und Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen 
der Union im Rahmen eines ausgewogenen Ansatzes sowie zur Aufhebung der 

Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

Das Europäische Parlament und der Rat – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 100 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission1, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses2, 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen3, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Ein Hauptziel der gemeinsamen Verkehrspolitik ist eine langfristig tragbare 
Entwicklung. Voraussetzung dafür ist ein umfassendes Konzept, das sowohl das 
reibungslose Funktionieren der Verkehrssysteme in der Union als auch den 
Umweltschutz sicherstellt. 

(2) Eine langfristig tragbare Entwicklung des Flugverkehrs erfordert auf Flughäfen mit 
besonderen Lärmproblemen Maßnahmen zur Reduzierung der Lärmbelästigung durch 
Luftfahrzeuge. Viele EU-Bürger sind hohen Lärmpegeln ausgesetzt, die die 
Gesundheit beeinträchtigen können. 

(3) Nachdem aufgrund der Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. März 2002 über Regeln und Verfahren für lärmbedingte 
Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Gemeinschaft5 und der Richtlinie 
2006/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zur 
Regelung des Betriebs von Flugzeugen des Teils II Kapitel 3 Band 1 des Anhangs 16 
zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt, 2. Ausgabe (1988)6 die 

                                                 
1 ABl. C […] vom […], S. […]. 
2 ABl. C […] vom […], S. […]. 
3 ABl. C […] vom […], S. […]. 
4 ABl. C […] vom […], S. […]. 
5 ABl. L 85 vom 28.3.2002, S. 40. 
6 ABl. L 374 vom 27.12.2006, S. 1.  
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lautesten Luftfahrzeuge außer Dienst gestellt wurden, sind neue Maßnahmen 
erforderlich, um den Behörden die Möglichkeit zu geben, im Rahmen des 
internationalen ausgewogenen Lärmschutzansatzes gegen die lautesten Luftfahrzeuge 
vorzugehen und die Lärmsituation an Flughäfen in der Union zu verbessern. 

(4) In der Entschließung A33/7 der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
wird für den Lärmschutz der Begriff des „ausgewogenen Ansatzes“ eingeführt und 
eine einheitliche Methode zur Bekämpfung des Fluglärms festgelegt. Der 
„ausgewogene Ansatz“ der ICAO sollte weiterhin das Fundament für 
Lärmschutzvorschriften im Luftverkehr als globaler Wirtschaftsbranche bilden. Der 
ausgewogene Ansatz erkennt den Wert einschlägiger rechtlicher Verpflichtungen, 
bestehender Vereinbarungen, geltender Gesetze und etablierter Strategien an und lässt 
diese unberührt. Infolge der Einbindung der internationalen Vorschriften des 
ausgewogenen Ansatzes in diese Verordnung ist davon auszugehen, dass ein deutlich 
geringeres Risiko internationaler Rechtsstreitigkeiten besteht für den Fall, dass 
Luftfahrtunternehmen aus Drittländern von lärmbedingten Betriebsbeschränkungen 
betroffen sein sollten. 

(5) In dem Bericht der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über 
lärmbedingte Betriebsbeschränkungen an EU-Flughäfen7 wird darauf hingewiesen, 
dass in der Richtlinie die Verteilung der Zuständigkeiten und die genauen Rechte und 
Pflichten der Betroffenen während des Lärmbewertungsprozesses präzisiert werden 
müssen, um sicherzustellen, dass zur Erreichung der Lärmminderungsziele 
kosteneffiziente Maßnahmen ergriffen werden. 

(6) Die Einführung lärmbedingter Betriebsbeschränkungen auf einzelnen Flughäfen in der 
Union durch die Mitgliedstaaten führt zu Kapazitätseinschränkungen, kann aber zu 
einer Verbesserung der Lärmsituation in der Umgebung von Flughäfen beitragen. Die 
ineffiziente Nutzung der vorhandenen Kapazitäten kann jedoch 
Wettbewerbsverzerrungen zur Folge haben oder die Effizienz des gesamten 
Luftverkehrsnetzes in der Union beeinträchtigen. Da die Ziele auf Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und sich deshalb besser 
durch die Union mittels harmonisierter Regeln für die Einführung von 
Betriebsbeschränkungen als Teil des Lärmminderungsprozesses verwirklichen lassen, 
darf die Union gemäß dem in Artikel 5 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union verankerten Subsidiaritätsprinzip Vorschriften erlassen. 
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
geht diese Verordnung nicht über das für die Erreichung dieser Ziele erforderliche 
Maß hinaus. Eine solche harmonisierte Methode legt keine Zielwerte für Lärmpegel 
fest, die weiterhin von der Richtlinie 2002/49/EG oder anderen europäischen, 
nationalen oder örtlich geltenden Vorschriften abhängen, noch wird damit der 
konkreten Auswahl von Maßnahmen vorgegriffen. 

(7) Lärmbewertungen sollten zwar regelmäßig stattfinden, allerdings nur dann zusätzliche 
Lärmbekämpfungsmaßnahmen zur Folge haben, wenn die Lärmminderungsziele durch 
die aktuelle Maßnahmenkombination nicht erreicht werden. 

                                                 
7 KOM(2008) 66. 
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(8) Während Kosten-Nutzen-Analysen durch einen Vergleich sämtlicher Kosten und 
Vorteile Aufschluss über die Auswirkungen auf den wirtschaftlichen Wohlstand 
insgesamt geben, sind Kostenwirksamkeitsanalysen auf die Frage ausgerichtet, wie 
sich ein bestimmtes Ziel am kosteneffizientesten erreichen lässt, wofür lediglich die 
Kosten miteinander verglichen werden müssen. 

(9) Lärmminderungsmaßnahmen sollten ausgesetzt werden können, um unerwünschte 
Auswirkungen auf die Flugsicherheit, die Flughafenkapazität und den Wettbewerb zu 
vermeiden. Beschwerden gegen lärmbedingte Betriebsbeschränkungen können sich 
auf Lärmminderungsziele, Bewertungsmethoden und die Auswahl kosteneffizienter 
Maßnahmen beziehen, dürfen aber zu keiner Aussetzung der Beschränkungen führen. 
Die Kommission sollte deshalb deutlich vor Anwendung der Maßnahmen ihre 
Kontrollbefugnis wahrnehmen und Maßnahmen, bei denen von unerwünschten oder 
irreversiblen Folgen auszugehen ist, aussetzen können. Es wird eingeräumt, dass die 
Aussetzung nur von begrenzter Dauer sein sollte. 

(10) Lärmbewertungen sollten sich auf bereits verfügbare Informationen stützen und 
garantieren, dass diese Informationen zuverlässig sind und den zuständigen Behörden 
und interessierten Parteien zur Verfügung stehen. Die zuständigen Behörden sollten 
die erforderlichen Überwachungs- und Durchsetzungsinstrumente einführen. 

(11) Es wird anerkannt, dass die Mitgliedstaaten aufgrund nationaler Rechtsvorschriften, 
die sich auf national anerkannte Lärmverfahren stützen, Entscheidungen über 
lärmbedingte Betriebsbeschränkungen erlassen haben, die möglicherweise (noch) 
nicht mit der im maßgeblichen Bericht Doc. 29 „Standardberechnungsmethode für 
Lärmkonturen um zivile Flughäfen“ der Europäischen Zivilluftfahrtkonferenz (ECAC) 
beschriebenen Methode voll im Einklang stehen und bei denen die international 
anerkannten Informationen über die Lärmwerte von Luftfahrzeugen nicht 
berücksichtigt wurden. Die Effizienz und Wirksamkeit einer Betriebsbeschränkung, 
zusammen mit der Effizienz und Wirksamkeit des entsprechenden Aktionsplans, 
dessen Bestandteil die Beschränkung ist, sollten jedoch anhand von Methoden 
beurteilt werden, die im ECAC-Bericht Doc. 29 und im ausgewogenen Ansatz der 
ICAO vorgeschrieben sind. Die Mitgliedstaaten sollten daher ihre nationalen 
Rechtsvorschriften hinsichtlich der Prüfung von Betriebsbeschränkungen mit dem 
ECAC-Bericht Doc. 29 voll in Einklang bringen. 

(12) Durch eine Zentralisierung lärmbezogener Informationen ließe sich der 
Verwaltungsaufwand sowohl für die Luftfahrzeug- als auch die Flughafenbetreiber 
erheblich reduzieren. Informationen dieser Art werden derzeit von den einzelnen 
Flughäfen bereitgestellt und verwaltet. Zu Betriebszwecken müssen ihnen diese Daten 
zur Verfügung gestellt werden. Die Datenbank über Lärmschutzzertifizierung der 
Europäischen Agentur für Flugsicherheit (nachstehend „die Agentur“) sollte als 
Validierungsinstrument für die auf die einzelnen Flüge bezogenen Daten der 
Europäischen Organisation zur Sicherung der Luftfahrt (Eurocontrol) verwendet 
werden. Bereits jetzt werden diese Daten systematisch für die zentrale 
Verkehrsflussregelung angefordert, bedürfen jedoch für die Zwecke dieser 
Verordnung und die leistungsbezogene Regulierung im Flugverkehrsmanagement 
einer Spezifizierung. Durch einen guten Zugang zu validierten Modellierungsdaten 
dürfte sich die Qualität der Kartierung von Lärmkonturen einzelner Flughäfen sowie 
strategischer Kartierungen verbessern. 
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(13) Um den kontinuierlichen Fortschritten der Triebwerks- und Flugwerktechnik sowie 
der Methoden zur Kartierung von Lärmkonturen Rechnung zu tragen, sollte der 
Kommission die Befugnis übertragen werden, Rechtsakte gemäß Artikel 290 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu folgenden Punkten zu 
erlassen: regelmäßige Aktualisierung der für die in dieser Verordnung genannten 
Luftfahrzeuge geltenden Lärmnormen und des Verweises auf das zugehörige 
Bescheinigungsverfahren; entsprechende Definitionsänderungen der Begriffe ‚knapp 
die Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge’ und ‚Zivilluftfahrzeuge’ sowie 
Aktualisierung des Verweises auf die Berechnungsmethode für Lärmkonturen. 
Insbesondere sollte die Kommission bei ihren vorbereitenden Arbeiten angemessene 
Konsultationen, auch von Sachverständigen, durchführen. Bei der Vorbereitung und 
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass die 
einschlägigen Dokumente dem Europäischen Parlament und dem Rat gleichzeitig, 
rechtzeitig und auf angemessene Weise übermittelt werden. 

(14) Um einheitliche Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung zu 
gewährleisten, sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen werden. 
Diese Befugnisse sollten gemäß der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren8, ausgeübt werden. 

(15) Für den Erlass von Durchführungsbeschlüssen darüber, ob die Mitgliedstaaten, die 
Betriebsbeschränkungen planen, diese auch dann einführen dürfen, wenn die 
Beschränkungen von der Kommission ausgesetzt wurden, sollte wegen des begrenzten 
Geltungsbereichs solcher Beschlüsse das Beratungsverfahren angewendet werden. 

(16) In Anbetracht der Notwendigkeit, die Lärmbewertungsmethode innerhalb des EU-
Luftverkehrsmarkts einheitlich anzuwenden, werden in dieser Verordnung 
gemeinsame Regeln für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen festgelegt. Die 
Richtlinie 2002/30/EG sollte daher aufgehoben werden –  

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand, Ziele und Anwendungsbereich 

1. In dieser Verordnung werden Regeln für die kohärente Einführung lärmbedingter 
Betriebsbeschränkungen auf einzelnen Flughäfen festgelegt, um im Einklang mit 
dem ausgewogenen Ansatz zu einer geringeren Lärmbelastung beizutragen und die 
Zahl der von den nachteiligen Auswirkungen des Fluglärms betroffenen Menschen 
zu begrenzen oder zu reduzieren. 

2. Mit dieser Verordnung werden folgende Ziele verfolgt: 

(a) Erleichterung der Erreichung bestimmter Lärmminderungsziele auf einzelnen 
Flughäfen, wie sie in Vorschriften der Union sowie nationalen und lokal 

                                                 
8 ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. 
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geltenden Vorschriften festgelegt sind, sowie Beurteilung ihrer Interdependenz 
mit anderen Umweltzielen; 

(b) Auswahl der kosteneffizientesten Lärmminderungsmaßnahmen im Einklang 
mit dem ausgewogenen Ansatz, um eine langfristig tragbare Entwicklung der 
Kapazität des Flughafen- und des Flugverkehrsmanagementnetzes unter 
Betrachtung des gesamten Flugwegs („Gate to Gate“) zu erreichen. 

3. Diese Verordnung gilt für zivil genutzte Luftfahrzeuge. 

Sie gilt nicht für Luftfahrzeuge, die einer militär-, zoll- oder polizeidienstlichen Verwendung 
oder ähnlichen Zwecken dienen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

(2) ‚Flughafen’ einen Flughafen mit mehr als 50 000 Flugbewegungen (Starts oder 
Landungen) ziviler Luftfahrzeuge pro Kalenderjahr, unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen Anzahl der Flugbewegungen der letzten drei 
Kalenderjahre vor der Lärmbewertung; 

(3) ‚ausgewogener Ansatz’ eine Methode, bei der die möglichen Maßnahmen, 
insbesondere Reduzierung des Fluglärms an der Quelle, 
Flächennutzungsplanung und -verwaltung sowie lärmmindernde 
Betriebsverfahren und Betriebsbeschränkungen, in einheitlicher Weise geprüft 
werden, um das Lärmproblem auf einem Flughafen auf die kosteneffizienteste 
Weise zu lösen; 

(4) ‚Luftfahrzeug’ ein Starrflügel-Luftfahrzeug mit einer höchstzulässigen 
Startmasse von 34 000 kg oder mehr oder mit einer für das betreffende 
Luftfahrzeugmuster zugelassenen maximalen Sitzzahl von 19 Fluggastsitzen, 
nicht gerechnet die ausschließlich für Besatzungsmitglieder vorgesehenen 
Sitze; 

(5) ‚knapp die Vorschriften erfüllendes Luftfahrzeug’ ein ziviles Luftfahrzeug, das 
die im Band I Teil II Kapitel 3 des Anhangs 16 zum Abkommen über die 
internationale Zivilluftfahrt (Abkommen von Chicago) festgelegten 
Höchstwerte um eine kumulative Marge von weniger als 10 EPNdB (Effective 
Perceived Noise in Dezibel) unterschreitet, wobei die kumulative Marge die in 
EPNdB ausgedrückte Zahl ist, die man durch Addieren der einzelnen Margen 
(d. h. der Differenzen zwischen dem bescheinigten Lärmpegel und dem 
zulässigen Lärmhöchstpegel) jeder der drei Referenzlärmmesspunkte, wie sie 
im Band I Teil II Kapitel 3 des Anhangs 16 zum Abkommen von Chicago 
festgelegt sind, erhält; 

(6) ‚Lärmminderungsmaßnahme’ jede Maßnahme, die sich auf die Lärmsituation 
in der Umgebung von Flughäfen auswirkt und für die die Grundsätze des 
ausgewogenen Ansatzes der ICAO gelten, einschließlich anderer, nicht 
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betriebsbezogener Maßnahmen, die die Zahl der vom Fluglärm betroffenen 
Menschen beeinflussen können; 

(7) ‚Betriebsbeschränkung’ eine Lärmminderungsmaßnahme, die den Zugang zu 
einem Flughafen oder die optimale Nutzung seiner Kapazität einschränkt, 
einschließlich Betriebsbeschränkungen, durch die knapp die Vorschriften 
erfüllende Luftfahrzeuge von bestimmten Flughäfen abgezogen werden sollen, 
sowie partieller Betriebsbeschränkungen, die den Betrieb ziviler Luftfahrzeuge 
in bestimmten Zeiträumen einschränken. 

Artikel 3 

Zuständige Behörden 

1. Die Mitgliedstaaten benennen für den Erlass von Betriebsbeschränkungen zuständige 
Behörden sowie eine unabhängige Beschwerdestelle. 

2. Die zuständigen Behörden und die Beschwerdestelle sind unabhängig von 
Organisationen, die von Lärmminderungsmaßnahmen betroffen sein könnten. 

3. Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission die Namen und Anschriften der 
benannten zuständigen Behörden und der Beschwerdestelle gemäß Absatz 1. 

Artikel 4 

Allgemeine Lärmschutzregeln für Luftfahrzeuge 

1. Die Mitgliedstaaten beschließen einen ausgewogenen Ansatz zur Bekämpfung von 
Fluglärm. Zu diesem Zweck 

(a) bewerten sie die Lärmsituation einzelner Flughäfen; 

(b) definieren sie das Lärmminderungsziel; 

(c) ermitteln sie Möglichkeiten zur Minderung der Lärmauswirkungen; 

(d) evaluieren sie die voraussichtliche Kosteneffizienz der möglichen Maßnahmen;  

(e) wählen sie die Maßnahmen aus; 

(f) konsultieren sie die Interessengruppen auf transparente Weise zu den geplanten 
Maßnahmen; 

(g) beschließen sie die Maßnahmen und notifizieren diese in angemessener Weise; 

(h) führen sie die Maßnahmen durch; 

(i) sorgen sie für ein Streitbeilegungsverfahren. 
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2. Bei der Ergreifung von Lärmminderungsmaßnahmen berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten folgende mögliche Maßnahmen, um die kosteneffizienteste 
Kombination zu bestimmen: 

(a) absehbare Auswirkung einer Reduzierung des Fluglärms an der Quelle 

(b) Planung und Verwaltung der Flächennutzung 

(c) betriebliche Verfahren zur Lärmminderung 

(d) Betriebsbeschränkungen, jedoch nicht als erstes Mittel. 

Falls erforderlich, können die möglichen Maßnahmen auch den Abzug knapp die Vorschriften 
erfüllender Luftfahrzeuge beinhalten. 

3. Im Rahmen des ausgewogenen Ansatzes können die Mitgliedstaaten die 
Lärmminderungsmaßnahmen je nach Luftfahrzeugmuster, Start- und 
Landebahnnutzung und/oder Zeitraum differenzieren. 

4. Unbeschadet Absatz 3 gelten Betriebsbeschränkungen, bei denen knapp die 
Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge vom Flughafen abgezogen werden, nicht für 
zivile Unterschallflugzeuge, die laut ihrer ursprünglichen Bescheinigung oder ihrer 
Neubescheinigung den Lärmstandards des Bands I Teil II Kapitel 4 des Anhangs 16 
zum Abkommen von Chicago entsprechen. 

5. Die aufgrund dieser Verordnung ergriffenen Maßnahmen oder Maßnahmenpakete 
für einen bestimmten Flughafen sind nicht restriktiver, als es zur Erreichung der für 
diesen Flughafen festgelegten Umweltziele notwendig ist. Betriebsbeschränkungen 
stellen keine Diskriminierung, insbesondere aufgrund der Nationalität, Identität oder 
Tätigkeit des Luftfahrzeugbetreibers, dar. 

6. Die aufgrund dieser Verordnung ergriffenen Maßnahmen tragen zur Erstellung der 
‚nationalen Fluglärm-Aktionspläne’ gemäß Artikel 8 der Richtlinie 2002/49/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates9 bei. 

Artikel 5 

Regeln für die Lärmbewertung 

1. Gemäß den Anforderungen der Richtlinie 2002/49/EG sowie nationaler oder lokaler 
Vorschriften führen die zuständigen Behörden regelmäßige Bewertungen der 
Lärmsituation an den Flughäfen ihres Gebiets durch. Die zuständigen Behörden 
können die Unterstützung des Leistungsüberprüfungsgremiums gemäß Artikel 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 691/2010 der Kommission10 in Anspruch nehmen. 

2. Für die Bewertung der aktuellen und der künftigen Lärmsituation verwenden die 
zuständigen Behörden die Methode, die Indizes und die Informationen in Anhang I. 

                                                 
9 ABl. L 189 vom 18.7.2002, S. 12.  
10 ABl. L 201 vom 3.8.2010, S. 1. 
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3. Ergibt die Bewertung der Lärmsituation, dass zur Erreichung oder Einhaltung der 
Lärmminderungsziele neue Maßnahmen erforderlich sind, so tragen die zuständigen 
Behörden dem Beitrag der einzelnen Maßnahmen im Rahmen des ausgewogenen 
Ansatzes gemäß Anhang I gebührend Rechnung. 

4. Die zuständigen Behörden sorgen dafür, dass auf geeigneter Ebene ein Forum für die 
technische Zusammenarbeit zwischen dem Flughafenbetreiber, dem 
Luftfahrzeugbetreiber und der Flugsicherungsorganisation in Bezug auf Maßnahmen 
geschaffen wird, die in deren Zuständigkeitsbereich liegen, und dass die 
Interdependenz von Lärmminderungs- und Emissionssenkungsmaßnahmen 
angemessen berücksichtigt wird. Die Mitglieder dieses Forums für technische 
Zusammenarbeit konsultieren regelmäßig die Anwohner oder deren Vertreter und 
erteilen den zuständigen Behörden technische Auskünfte und Ratschläge über 
Lärmminderungsmaßnahmen. 

5. Die Kosteneffizienz neuer Maßnahmen gemäß Absatz 3 wird von den zuständigen 
Behörden nach Maßgabe von Anhang II bewertet. Geringfügige Änderungen bereits 
bestehender Maßnahmen, die sich nicht wesentlich auf die Kapazität oder den 
Betrieb auswirken, stellen keine neue Betriebsbeschränkung dar. 

6. Die zuständigen Behörden konsultieren die Interessengruppen rechtzeitig und in 
fundierter Weise und gewährleisten dabei Offenheit und Transparenz hinsichtlich der 
Daten und der Berechnungsmethodik. Die Interessengruppen haben mindestens drei 
Monate Zeit zur Stellungnahme, bevor die neuen Maßnahmen erlassen werden. Zu 
den Interessengruppen gehören mindestens 

(a) die Vertreter der vom Fluglärm betroffenen Flughafenanwohner; 

(b) die betreffenden Flughafenbetreiber; 

(c) die Vertreter der von Lärmminderungsmaßnahmen möglicherweise betroffenen 
Luftfahrzeugbetreiber; 

(d) die betreffenden Flugsicherungsorganisationen; 

(e) der Netzmanager gemäß der Verordnung Nr. 677/2011 der Kommission11. 

7. Die zuständigen Behörden verfolgen und überwachen die Durchführung der 
Lärmminderungsmaßnahmen und werden gegebenenfalls tätig. Sie sorgen dafür, 
dass die einschlägigen Informationen den Flughafenanwohnern regelmäßig zur 
Verfügung gestellt werden. 

Artikel 6 

Informationen über Lärmwerte 

1. Grundlage von Entscheidungen über lärmbedingte Betriebsbeschränkungen ist der 
Lärmwert des Luftfahrzeugs, der durch das gemäß Band I des Anhangs 16 zum 

                                                 
11 ABl. L 185 vom 15.7.2011, S. 1. 
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Abkommen von Chicago, fünfte Ausgabe (Juli 2008), durchgeführte 
Bescheinigungsverfahren ermittelt wurde. 

2. Auf Verlangen der Kommission übermitteln die Luftfahrzeugbetreiber in Bezug auf 
ihre Luftfahrzeuge, die Flughäfen in der Union anfliegen, die folgenden 
lärmbezogenen Angaben: 

(a) Eintragungskennzeichen des Luftfahrzeugs; 

(b) Bescheinigung(en) über den Lärmwert des verwendeten Luftfahrzeugs 
zusammen mit der tatsächlichen höchstzulässigen Startmasse; 

(c) etwaige Veränderungen des Luftfahrzeugs mit Auswirkungen auf seinen 
Lärmwert; 

(d) Lärm- und Leistungsangaben zum Luftfahrzeug für 
Lärmmodellierungszwecke. 

Für jeden Flug, bei dem ein Flughafen in der Union angeflogen wird, übermitteln die 
Luftfahrzeugbetreiber Angaben zur verwendeten Lärmwertbescheinigung sowie das 
Eintragungskennzeichen. 

Die Daten werden kostenlos und gegebenenfalls in elektronischer Form unter 
Verwendung des vorgegebenen Formats bereitgestellt. 

3. Die Agentur prüft die Lärm- und Leistungsangaben für Lärmmodellierungszwecke 
gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates12. 

4. Die Daten werden in einer zentralen Datenbank gespeichert und den zuständigen 
Behörden, Luftfahrzeugbetreibern, Flugsicherungsorganisationen und 
Flughafenbetreibern zu Betriebszwecken zur Verfügung gestellt. 

Artikel 7 

Regeln für die Einführung von Betriebsbeschränkungen 

1. Betriebsbeschränkungen werden von den zuständigen Behörden sechs Monate im 
Voraus den Mitgliedstaaten, der Kommission und den interessierten Parteien zur 
Kenntnis gebracht, wobei diese Frist mindestens zwei Monate vor der Festlegung der 
Zeitnischen-Koordinierungsparameter für den betreffenden Flughafen und die 
jeweilige Flugplanperiode gemäß Artikel 2 Buchstabe m der Verordnung (EWG) 
Nr. 95/9313 des Rates endet. 

2. Nach der Bewertung gemäß Artikel 5 wird der Bekanntmachung der Entscheidung 
ein schriftlicher Bericht beigefügt, in dem die Gründe der Betriebsbeschränkung, das 
für den Flughafen gesteckte Umweltziel, die zur Erreichung dieses Ziels erwogenen 

                                                 
12 ABl. L 79 vom 19.3.2008, S. 1. 
13 ABl. L 14 vom 22.1.1993. 
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Maßnahmen sowie die voraussichtliche Kosteneffizienz der einzelnen erwogenen 
Maßnahmen und gegebenenfalls ihre grenzübergreifenden Auswirkungen 
beschrieben werden. 

3. Sollen durch die Betriebsbeschränkung knapp die Vorschriften erfüllende 
Luftfahrzeuge von einem Flughafen abgezogen werden, so werden auf dem 
betreffenden Flughafen sechs Monate nach Bekanntmachung keine neuen Dienste 
mit knapp die Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen mehr zugelassen. Die 
zuständigen Behörden legen die jährliche Anzahl der knapp die Vorschriften 
erfüllenden Luftfahrzeuge fest, die aus der Flotte der betroffenen 
Luftfahrtunternehmen des Flughafens abgezogen werden sollen, und berücksichtigen 
dabei das Alter der Luftfahrzeuge und die Zusammensetzung der gesamten Flotte. 
Unbeschadet Artikel 4 Absatz 3 dürfen nicht mehr als 20 % der knapp die 
Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeuge, mit denen das Luftfahrtunternehmen den 
Flughafen anfliegt, außer Dienst gestellt werden. 

4. Beschwerden gegen Entscheidungen über lärmbedingte Betriebsbeschränkungen 
werden nach nationalem Recht durchgeführt. 

Artikel 8 

Entwicklungsländer 

1. Die zuständigen Behörden können knapp die Vorschriften erfüllende Luftfahrzeuge, 
die in Entwicklungsländern zugelassen sind, von Lärmminderungsmaßnahmen 
ausnehmen, sofern diese Luftfahrzeuge 

(a) über ein Lärmzeugnis verfügen, das die Einhaltung der Höchstwerte gemäß 
Band I Kapitel 3 des Anhangs 16 zum Abkommen von Chicago bescheinigt, 

(b) in den fünf Jahren vor Inkrafttreten dieser Verordnung in der Union betrieben 
wurden, in dem Register des betreffenden Entwicklungslands eingetragen 
waren und weiterhin von einer in diesem Entwicklungsland ansässigen 
natürlichen oder juristischen Person betrieben werden. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten und die Kommission über die von ihnen nach Absatz 1 gewährten 
Ausnahmen. 

Artikel 9 

Freistellungen für einzelne Flüge unter außergewöhnlichen Umständen 

In Einzelfällen können die zuständigen Behörden auf Flughäfen in ihrem Gebiet einzelne 
Flüge von knapp die Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen, die aufgrund von 
Bestimmungen dieser Verordnung nicht zulässig wären, genehmigen. 

Diese Freistellungen beschränken sich auf 
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(a) Luftfahrzeuge, die im Einzelfall unter so außergewöhnlichen Umständen 
eingesetzt werden, dass die Verweigerung einer vorübergehenden Freistellung 
nicht gerechtfertigt wäre, 

(b) Luftfahrzeuge, die Flüge ohne Entgelt zum Zweck von Umbauten, Reparaturen 
oder Wartung durchführen. 

Artikel 10 

Kontrollbefugnis 

1. Unbeschadet anhängiger Beschwerdeverfahren kann die Kommission auf Ersuchen 
eines Mitgliedstaats oder von sich aus Entscheidungen über Betriebsbeschränkungen 
vor deren Anwendung überprüfen. Stellt die Kommission fest, dass die Entscheidung 
die Anforderungen dieser Verordnung nicht erfüllt oder dem Unionsrecht 
anderweitig widerspricht, kann sie die Entscheidung aussetzen. 

2. Die zuständigen Behörden übermitteln der Kommission Angaben, aus denen die 
Einhaltung dieser Verordnung hervorgeht. 

3. Die Kommission beschließt im Beratungsverfahren gemäß Artikel 13 Absatz 2, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Kriterien in Anhang II, ob die zuständige 
Behörde die Betriebsbeschränkung einführen darf. Die Kommission teilt ihren 
Beschluss dem Rat und dem betreffenden Mitgliedstaat mit. 

4. Ergeht innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der Angaben gemäß Absatz 2 
kein Beschluss der Kommission, kann die zuständige Behörde die geplante 
Betriebsbeschränkung anwenden. 

Artikel 11 

Delegierte Rechtsakte 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 12 delegierte Rechtsakte zu 
erlassen, in denen Folgendes festgelegt wird: 

(a) Definitionsänderungen für die Begriffe Luftfahrzeug gemäß Artikel 2 
Nummer 3 und knapp die Vorschriften erfüllendes Luftfahrzeug gemäß 
Artikel 2 Nummer 4; 

(b) Änderungen und Aktualisierungen der Lärmhöchstwerte gemäß Artikel 4 und 
Artikel 8 sowie des Bescheinigungsverfahrens gemäß Artikel 6 Absatz 1; 

(c) Änderungen der Methodik und des technischen Berichts gemäß Anhang I. 

Artikel 12 

Ausübung der Befugnisübertragung 
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1. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den im 
vorliegenden Artikel genannten Bedingungen übertragen. 

2. Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 11 gilt ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
auf unbestimmte Zeit. 

3. Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 11 kann vom Europäischen Parlament oder 
vom Rat widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der darin angegebenen Befugnisse. Er wird am Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem darin 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf 
nicht berührt. 

4. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 
gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 11 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, 
wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und 
den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische 
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine 
Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des 
Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 13 

Ausschuss 

1. Die Kommission wird von dem nach Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates14 eingesetzten Ausschuss unterstützt. 

Dabei handelt es sich um einen Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

3. Wird die Stellungnahme des Ausschusses im schriftlichen Verfahren eingeholt, so 
wird das Verfahren ohne Ergebnis abgeschlossen, wenn der Vorsitz dies innerhalb 
der Frist für die Abgabe der Stellungnahme beschließt oder eine einfache Mehrheit 
der Ausschussmitglieder es verlangt. 

Artikel 14 

Information und Überarbeitung 

                                                 
14 ABl. L 293 vom 31.10.2008, S. 3. 
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Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission auf Anforderung Informationen über die 
Durchführung dieser Verordnung. 

Spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung erstattet die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat Bericht über deren Durchführung. 

Dem Bericht werden erforderlichenfalls Vorschläge für eine Überarbeitung der Verordnung 
beigefügt. 

Artikel 15 

Aufhebung 

Die Richtlinie 2002/30/EG wird mit Inkrafttreten dieser Verordnung aufgehoben. 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG I 

Bewertung der Lärmsituation von Flughäfen 

Methodik: 

1. Die zuständigen Behörden verwenden Lärmbewertungsmethoden, die gemäß dem 
ECAC-Bericht Doc. 29 „Standardberechnungsmethode für Lärmkonturen um zivile 
Flughäfen“, dritte Ausgabe, entwickelt wurden. 

Indizes: 

1. Fluglärmauswirkungen werden mindestens in Form der Indizes Lden und Lnight gemäß 
ihrer Definition und Berechnung in Anhang I der Richtlinie 2002/49/EG beschrieben. 

2. Die zuständigen Behörden können zur Darstellung von Fluglärmbelästigung 
zusätzliche, wissenschaftlich fundierte Lärmindizes verwenden. 

Informationen zur Lärmbekämpfung: 

1. Aktueller Stand 

1.1 Beschreibung des Flughafens, darunter Angaben über Größe, Lage, Umgebung, 
Flugverkehrsaufkommen und Verkehrsmix. 

1.2 Beschreibung der Umweltverträglichkeitsziele für den Flughafen und vor dem 
Hintergrund des ganzen Landes. Dazu gehört auch eine Beschreibung der 
Fluglärmziele für den Flughafen. 

1.3 Angaben über Lärmkonturen des laufenden Jahres und der vergangenen Jahre, 
einschließlich der geschätzten Zahl der vom Fluglärm betroffenen Menschen. 

1.4 Beschreibung der im Rahmen des ausgewogenen Ansatzes bestehenden und 
geplanten Maßnahmen zur Fluglärmbekämpfung und ihrer Auswirkungen sowie ihr 
Beitrag zur Lärmsituation. Dies umfasst unter anderem: 

1.4.1. Bezüglich der Reduzierung an der Quelle: 

- Entwicklung der Luftfahrzeugflotte und technische Verbesserungen; 

- spezifische Pläne zur Flottenmodernisierung. 

1.4.2. Bezüglich der Flächennutzungsplanung und -verwaltung: 

- bestehende Planungsinstrumente, z. B. umfassende Planung und Erstellung von 
Lärmzonen; 

- bestehende Minderungsmaßnahmen, z. B. Bauvorschriften, 
Schallisolierungsprogramme und Maßnahmen zur Einschränkung der Nutzung 
lärmempfindlicher Gebiete; 

- Konsultationen zu Flächennutzungsmaßnahmen; 
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- die Verfolgung von Eingriffen. 

1.4.3. Bezüglich betrieblicher Lärmminderungsverfahren, soweit sie die Kapazität des 
Flughafens nicht einschränken: 

- die Bevorzugung bestimmter Start- und Landebahnen; 

- die Bevorzugung bestimmter Strecken; 

- die Nutzung lärmmindernder Start- und Anflugverfahren; 

- die Angabe, inwieweit diese Maßnahmen durch die in Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 691/2010 der Kommission genannten Umweltindikatoren geregelt sind. 

1.4.4. Bezüglich Betriebsbeschränkungen: 

- die Verwendung globaler Beschränkungen, z. B. Höchstgrenzen für Flugbewegungen 
oder Lärmquoten; 

- bestehende Finanzinstrumente, z. B. lärmbezogene Flughafengebühren; 

- die Verwendung luftfahrzeugspezifischer Beschränkungen, z. B. Abzug von knapp die 
Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen; 

- die Verwendung partieller Beschränkungen, bei denen zwischen Maßnahmen am Tage 
und nachts unterschieden wird. 

2. Prognose ohne neue Maßnahmen 

2.1 Gegebenenfalls Beschreibung des bereits genehmigten und des vorgesehenen 
Flughafenausbaus, z. B. Kapazitätserweiterung, Ausbau von Start- und Landebahn 
und/oder Abfertigungsgebäuden sowie geplanter künftiger Verkehrsmix und 
erwartetes Wachstum. 

2.2 Im Fall einer Erweiterung der Flughafenkapazität: Nutzen der zusätzlichen Kapazität 
für das gesamte Luftverkehrsnetz und die Region. 

2.3 Beschreibung der Auswirkungen auf die Lärmsituation ohne weitere Maßnahmen 
sowie der bereits zur Verbesserung der Lärmsituation im selben Zeitraum geplanten 
Maßnahmen. 

2.4 Voraussichtliche Lärmkonturen, einschließlich der Zahl der voraussichtlich vom 
Fluglärm betroffenen Menschen, mit Unterscheidung zwischen älteren 
Wohngebieten und Neubaugebieten. 

2.5 Abschätzung der Folgen und möglichen Kosten für den Fall, dass zunehmender 
Lärm erwartet wird und nichts gegen dessen Auswirkungen unternommen wird. 

3. Prüfung zusätzlicher Maßnahmen 

3.1 Zusätzliche mögliche Maßnahmen und Angabe der wichtigsten Auswahlgründe. 
Beschreibung der für eine weitere Analyse ausgewählten Maßnahmen und Angaben 
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zum Ergebnis der Kosten-Nutzen-Analyse, insbesondere zu den Kosten der 
Durchführung der Maßnahmen, der erwarteten Zahl der Nutznießer und dem 
zeitlichen Rahmen sowie eine Auflistung der einzelnen Maßnahmen nach dem Grad 
ihrer Gesamtwirksamkeit. 

3.2 Überblick über die möglichen Auswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen auf 
andere Flughäfen, Betreiber und sonstige Betroffene, was die Umwelt und den 
Wettbewerb betrifft. 

3.3 Begründung der Entscheidung für die bevorzugte Lösung. 

3.4 Nichttechnische Zusammenfassung. 
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ANHANG II 

Bewertung der Kosteneffizienz lärmbedingter Betriebsbeschränkungen 

Die Bewertung der Kosteneffizienz von geplanten lärmbedingten Betriebsbeschränkungen 
erfolgt unter weitestgehender Berücksichtigung folgender quantifizierbarer Faktoren: 

1) durch die geplanten Maßnahmen jetzt und künftig zu erwartende Lärmvorteile; 

2) Sicherheit des Flugbetriebs, einschließlich Risiken für Dritte; 

3) Kapazität des Flughafens; 

4) Auswirkungen auf das europäische Luftverkehrsnetz. 

Darüber hinaus können die zuständigen Behörden folgende Faktoren berücksichtigen: 

1) Gesundheit und Sicherheit der Flughafenanwohner; 

2) Umweltverträglichkeit, einschließlich der Interdependenz von Lärm und Emissionen; 

3) direkte und indirekte Auswirkungen sowie Katalysatoreffekte auf die Beschäftigung. 
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This report commits only the Commission’s services involved in its preparation and does not 
prejudge the final form of any decision to be taken by the Commission. 
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1. PROCEDURAL ISSUES AND CONSULTATION OF INTERESTED PARTIES 

Identification 

Lead DG: Directorate General for Mobility and Transport 

Agenda Planning: 2008/MOVE/054 

Proposal for a Regulation on rules and procedures with regard to the introduction of noise-related 
operating restrictions at EU airports which will repeal Directive 2002/30/EC of the European 
Parliament and of the Council of 26 March 2002 

1.1. Organisation and timing  

1. This impact assessment (IA) has been prepared in two phases. The first phase started in 
2007 with an external report assessing the implementation of Directive 2002/30/EC 
(hereinafter "the Directive")1. The Commission's assessment was presented in a report 
adopted in 20082 by which it has invited all stakeholders to provide comments. 
Subsequently the second phase of the IA cycle was initiated, consisting of the appropriate 
consultations of stakeholders, the establishment of a Commission Impact Assessment 
Steering Group (IASG). The Impact Assessment Board examined two draft IA reports 
already on 14 July 2008 and 9 October 2008 respectively.  

2. The current proposal forms part of a wider 'Airport Package' which is planned to include 
also proposals on airport slots, and groundhandling. The common trait of all of these 
proposals is their impact on airport capacity and hence on the performance of the European 
transport network. 

3. The IASG3 was reconvened, met five times and had the opportunity to comment on the 
final version of the IA report until 23 June 20114. Stakeholders were also given the 
opportunity to endorse or amend their earlier positions. 

1.2. Consultation and expertise 

4. The most affected stakeholders concerning noise and aviation are the airlines (with air 
cargo as specific niche), aircraft manufacturers, airports, community groups and 
independent noise councils. These stakeholders were intensely consulted as outlined 
below: 

– in 2007 the external consultant collected responses to questionnaires received, and made 
interviews with a range of stakeholders on the implementation of Directive 2002/30/EC; 

                                                 
1 MPD Group Ltd, (2007), "Study of Aircraft Noise Exposure at and around Community Airports: Evaluation of 

the Effect of Measures to Reduce Noise". 
2 COM(2008) 66, Report from the Commission to the Council and the European Parliament - Noise Operation 

Restrictions at EU Airports (Report on the application of Directive 2002/30/EC).  
3 The services involved in this group included the Secretariat-General, Legal Service, DG Climate Action, DG 

Employment, Social Affairs and Equal Opportunities, DG Enterprise and Industry, DG Environment, DG 
Health and Consumers, and DG Research. 

4 The IASG met on 27 May 2010, on 6 July 2010, on 2 September 2010, 19 October 2010 and on 17 June 2011. 
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– in 2008 the Commission organised an open consultation on the ways forward to 
amend the Directive on basis of the report referred to above; 

– in 2010, all stakeholders were again contacted to see whether the organisations 
wanted to endorse their 2008 positions or not, in particular to give their views on the 
possible amendments of the directive; in addition, the range of stakeholders was 
widened with (1) Autorité de Contrôle des Nuisances Aéroportuaires (ACNUSA), 
the French independent noise council; (2) the Aviation Environmental Federation, 
representing UK, DE, FR community action groups; and (3) the Aerospace and 
Defence industries Association in Europe (ASD). 

5. All in all, the aviation community, including the relevant community groups, have been 
fully able to contribute to the current proposal for the review of Directive 2002/30/EC. 
Their views have been assessed and appropriately taken into consideration. Appendix 1 
demonstrates that the general principles and minimum standards for consultation of the 
interested parties by the Commission were respected. The full details of the consultation 
are given in Appendix 2: Details of the consultation process and outcome.  

1.3. Results of the consultation of the Impact Assessment Board 

6. In the course of preparing this IA, the Impact Assessment Board delivered three opinions, 
on 14 July 2008, 9 October 2008 and 22 July 2011, respectively. This report has been 
improved to fully reflect the main recommendations for improvement made by the Board 
in its opinions. These recommendations related (1) to the policy context with a clarification 
of the scope of the addressed problems; (2) to the control function of the Commission; and 
(3) to other aspects of the problem definition. 

7. The report now explains the wider policy context of noise standards and indicates the role 
of operating restrictions as one of the available tools to mitigate noise nuisances in 
Appendix 3: Overview of international and EU policies affecting airport noise. The 
relationship between this directive and the preparation of noise actions plans under the 
Environmental Noise Directive 2002/49/EC was clarified. The information requirements 
for assessing the impact of noise restrictions were also highlighted with particular attention 
to potential effects.  

8. The problem definition is more focused and more limited in scope, so as to make realistic 
progress within a better-identified area of action. The Impact Assessment also develops 
now a range of realistic policy options with regard to the problem identified in relation to 
the Directive. 

9. Concerning the third main recommendation of the Board, the justification for the scrutiny 
right for the Commission is documented, pointing to the weaknesses of the current system 
and assessing alternatives.  

10. Finally, the revised IA report has also been fine-tuned on the basis of the more technical 
comments transmitted to DG MOVE. 
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2. PROBLEM DEFINITION 

2.1. Policy context 

11. In 2006, the European Council adopted the Renewed Sustainable Development Strategy of 
the European Union5 which sets as its operational objective "Reducing transport noise both 
at source and through mitigation measures to ensure overall exposure levels minimise 
impacts on health". 

12. On 28 March 2011, the Commission adopted the White Paper on Transport 'Roadmap to a 
Single European Transport Area – Towards a competitive and resource efficient transport 
system'6. The White Paper recognised that airports play a capital role in the aviation chain. 
Their well-functioning and efficiency is central for the successful delivery of the Single 
European Sky reform; and the White Paper called for a more efficient use of airport 
capacity to tackle the expected saturation of European skies and airports. In this respect, 
the Commission Staff Working Document accompanying the White Paper7 noted that 
aircraft noise is often the reason for the difficulty of expanding airport capacity at major 
European hubs. 

Noise policy in the EU 

13. Noise policy is a shared responsibility between the EU and the Member States. The local 
nature of noise problems does not mean that all action is best taken at local level, as 
sources of noise are not always of local origin. However, effective action is very dependent 
on strong local and national policies and these need to be more closely related to measures 
decided at Community level. 

14. For this reason and further to its 1996 Green Paper on Future Noise Policy8, the 
Commission developed a framework for noise policy, based on shared responsibility 
between the EU, national and local level, and including measures to improve the accuracy 
and standardisation of data to help improve the coherency of different actions. As part of 
the effort to tackle noise pollution, the European Union has laid down a common approach 
to avoiding, preventing or reducing on a prioritised basis the harmful effects of exposure to 
environmental noise. This approach is based on using common methods to map noise, on 
providing information to the public and on implementing action plans at local level.  

15. The Environmental Noise Directive 2002/49/EC9 serves as a basis for developing EU 
measures concerning noise sources. Aircraft noise is considered to be one of the major 
sources of noise.10 Directive 2002/49/EC aims to define a common approach to avoid, 
prevent or reduce the harmful effects, including annoyance, of environmental noise. 

                                                 
5 European Council, June 2006 
6 COM(2011) 144. 
7 Commission staff working document accompanying the White Paper - Roadmap to a Single European 

Transport Area – Towards a competitive and resource efficient transport system (SEC(2011) 391 final). 
8 COM(96)540 
9 Directive 2002/49/EC of the European Parliament and of the Council of 25 June 2002 relating to the 

assessment and management of environmental noise - Declaration by the Commission in the Conciliation 
Committee on the Directive relating to the assessment and management of environmental noise. 

10 Report from the Commission to the European Parliament and the Council concerning existing Community 
measures relating to sources of environmental noise, pursuant to article 10.1 of Directive 2002/49/EC relating 
to the assessment and management of environmental noise - COM(2004) 160 final. 
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Eventually it aims at developing European measures to reduce noise emitted by road, rail, 
aircraft, industrial equipment and mobile machinery. This directive covers airports with 
more than 50,000 movements. The noise assessments are based on harmonized indicators, 
assessment methods and noise mapping. For aviation, a reference is made to the relevant 
international guidance material11. 

                                                 
11 ECAC document 29. – report on standard method of computing noise contours around civil airports. 
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Figure 1: Interaction between the Directive and other EU policies 

Balanced approach to aircraft noise management at international level 

16. In 2001, the International Civil Aviation Organisation (hereinafter ICAO) Assembly 
endorsed the concept of a "balanced approach" to aircraft noise management12, 13. The 
Assembly in 2007 reaffirmed the "balanced approach" principle and called upon States to 
recognize ICAO’s role in dealing with the problems of aircraft noise.14 

17. The ICAO Balanced Approach offers a policy framework to reduce noise at airports in a 
cost-effective manner and using restrictions on operations15 not as a first resort, but only 
after consideration of other possible measures16. According to the definition adopted by the 

                                                 
12 Appendix C of Assembly Resolution A35-5 
13 Additional information is provided on the Balanced Approach in 

Appendix 3: Overview of international and EU policies affecting airport noise. 
14 Appendix C of Assembly Resolution A36-22 
15 Operating restrictions mean noise related actions that limit or reduce access of civil subsonic jet aeroplanes to 

an airport.  
16 ICAO Assembly Resolution A36-22 "Encourages States to […] not apply operating restrictions as a first 

resort but only after consideration of the benefits to be gained from other elements of the balanced approach 
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Organization, "the balanced approach to noise management developed by ICAO consists 
of identifying the noise problem at an airport and then analysing the various measures 
available to reduce noise through the exploration of four principal elements, namely 
reduction at source, land-use planning and management17, noise abatement operational 
procedures18 and operating restrictions, with the goal of addressing the noise problem in 
the most cost-effective manner"19. 

18. The Balanced Approach adds value through setting out a framework for authorities to 
pursue a consistent noise management policy, tailored to the characteristics of the airport. 
It is designed to provide a range of policy options for policy makers. It should lead to 
consultation of all actors involved and to evidence-based decision-making guided by the 
objective of cost-effectiveness in each case where the noise management policy is 
amended by the airports or competent authorities.  

Box 1: An example of good practice 

In 2007-2008, substantial political pressure was mounting from local and national politicians to introduce a 
complete night ban at Paris Charles De Gaulle airport (CDG), one of the main entry points into France and 
Europe. CDG has more than 500,000 flight movements a year, more than London and Frankfurt. It also is the 
European home base for FedEx and has intense night activities. At the same time, CDG operates a partial 
night curfew. The CDG 'heliotropolis', the 'city of the air' attracting more industrial activities and services, 
creates more than 12,000 direct jobs. 

With such political pressure to swiftly introduce a complete night ban as the only possible remedy, the 
French Directorate General for Civil Aviation (DGCA) started a process of intense consultation and analysis 
based on the Balanced Approach. A survey conducted among stakeholders revealed that most of the 
annoyance was in fact created by an increase in traffic during the 10-12pm time period when most people try 
to get to sleep, and over particular zones. On the basis of this result, the DGCA analysed the range of 
measures already in place. Indeed, for years, CDG had given equal attention to all four pillars of the ICAO 
Balanced Approach. The analysis showed that the potential of the reduction of noise at source and land use 
planning had already fully been utilized, together with that of operational measures. 

At the end of this 3-year consultation and analysis, the DGCA came up with a combination of measures 
which delivers better environmental protection and preserves long-term environmental sustainability. The 
number of people affected by a 50dB(A) air traffic noise level at night would decrease by 70% from the 
current 90,000 to 24,000 in 2017, whilst growth of air traffic is maintained. 

Beyond operational improvements, the measures also focus on the least noise performing aircraft. As from 
2012, all aircraft must satisfy chapter 3 minus 8; from 2014, the margin is increased to minus 10. The 
measure does not impact chapter 4 aircraft. 

19. In this context, the scope for EU action is limited by the regulatory framework set out at 
international level. Reduction at source means noise reduction through the adoption and 
implementation of the noise certification standards. The adoption and implementation of 
certification standards is within the authority of the ICAO. 

                                                                                                                                                                  
and in a manner which is consistent with Appendix E [on local noise-related operating restrictions at airports] 
to this Resolution and taking into account the possible impact of such restrictions at other airports" 

17 Land-use planning and management measures can be categorized as planning instruments (comprehensive 
planning, noise zoning, subdivision regulations, transfer of development rights, and easement acquisition), 
mitigating instruments (building codes, noise insulation programmes, land acquisition and relocation, 
transaction assistance, real estate disclosure, and noise barriers), financial instruments (capital improvements, 
tax incentives. 

18 ICAO's noise abatement procedures such as use of flight departure and approach routings or use of approach 
procedures are also contained in Annex 16. 

19 As established in ICAO Assembly Resolution A33-7. 
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20. In this respect, it is worth noting that ICAO has set progressively tighter certification 
standards for noise emissions from civil aircraft. Aircraft operating in Member States must 
conform to these standards, which are known as Chapters. The Chapters set maximum 
acceptable noise levels for different aircraft during landing and take-off. The Commission 
has systematically transposed ICAO noise standards into European law20 to reduce noise at 
source and promote the use of quieter aircraft: aircraft falling within Chapter 2 have been 
banned from operating within the EU since 1 April 2002, unless they are granted specific 
exemptions. The vast majority of civil aircraft now operating therefore fall within 
Chapters 3 and 4, i.e. they are less than half as noisy as the previous Chapter 2 aircraft. All 
new aircraft manufactured from 2006 onwards have to meet the requirements of Chapter 4.  

The Directive 

21. In this context, the Directive, acting under the umbrella of the Environmental Noise 
Directive, implements one of the four main pillars of ICAO's Balanced Approach to noise 
management at EU airports. This is because, in addition to the limitation described above, 
the scope for EU action with respect to certain type of measures such as land use planning, 
operational procedures or insulation programmes is limited further for subsidiarity and 
proportionality considerations.  

22. Within the regulatory framework described above, the aim of the Directive is to facilitate 
the introduction of operating restrictions in a consistent manner at airport level so as to 
limit or reduce the number of people significantly affected by the harmful effects of 
noise.21  

23. To this end, the Directive lays down a common framework of rules and procedures for the 
introduction of operating restrictions at Community airports, as part of a balanced 
approach on noise management. The purpose of this common framework is to safeguard 
environmental protection around EU airports in a way that is compatible with internal 
market requirements by considering similar operating restrictions at airports with broadly 
comparable noise problems. The common framework includes assessment of the noise 
impact at an airport and evaluation of the measures available to alleviate that impact, and 
selection of the appropriate mitigation measures with the goal of achieving the maximum 
environmental benefit most cost effectively.22  

24. More precisely, the Directive lays down rules on how to carry out in general the noise 
assessment process, which has to be taken into account prior to the introduction of noise 
related operations restrictions.23 Operating restrictions are defined as noise related actions 
that limit or reduce access of civil subsonic jet aeroplanes to an airport; and they include 
operating restrictions of a partial nature, affecting the operation of civil subsonic 
aeroplanes according to time period. Operating restrictions or noise related restrictions of 

                                                 
20 E.g. Council Directive 98/20/EC amending Directive 92/14/EEC on the limitation of operation of aeroplanes 

covered by Part II, Chapter 2, Volume 1 of Annex 16 to the Convention on International Civil Aviation. 
21 The objectives of Directive 2002/30/EC are set out in Article 1. In particular, states that "[the objectives of this 

Directive are] to "lay down rules for the Community to facilitate the introduction of operating restrictions in a 
consistent manner at airport level so as to limit or reduce the number of people significantly affected by the 
harmful effects of noise;[…] "to enable measures to be chosen from those available with the aim of achieving 
maximum environmental benefits in the most cost-effective manner". Directive 2002/30/EC, Art. 1(a) and Art. 
1(e)  

22 See Recital 7 of the Directive. 
23 See Article 5 of the Directive. 



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 53 – Drucksache 17/8618

EN 12   EN 

traffic can be inter alia curfews (limiting operations during a certain period of time), 
quotas, noise budget, noise level limits and restrictions on the operations of Chapter 3 
aircrafts24. 

25. In addition, the Directive also sets up specific rules on the introduction of operating 
restrictions aimed at the withdrawal of marginally compliant aircraft (hereinafter MCA). 
The latter are defined by the Directive as aeroplanes that have a cumulative margin of no 
more than 5 decibels in relation to Chapter 3 certification limits. The Directive also defines 
a time schedule of 5 years for the introduction of the total phase-out of MCA. Completely 
banning certain aircraft complying with ICAO certified noise standards from operations at 
specific airports is a strong policy instrument which could have far reaching economic 
consequences for airlines, unless an appropriate transition period is implemented enabling 
airlines to adapt to the new noise regime. This set of specific rules is aimed at ensuring an 
optimal targeting of operating restrictions on the noisiest aircraft and at the same time 
protect the legitimate economic interests of airlines and the citizens. 

26. Finally, the Directive sets out a procedure to be followed by the relevant authorities on the 
introduction of any new operating restriction. This procedure covers areas such as 
consultation of stakeholders, prior information of the Commission and other Member 
States and right of appeal. 

27. The Directive currently covers the 69 European airports as they have more than 50 000 
movements of civil subsonic jet aeroplanes per calendar year. 

Interaction between the Directive and the Balanced Approach 

28. The interaction between the Directive and the Balanced Approach is schematically 
presented in Figure 2. While instruments such as land-use planning and operational 
procedures are not directly covered in the Directive for subsidiarity and proportionality 
reasons, their interaction with operating restrictions must be recognised. This is because 
the Balanced Approach requires all other measures to be first taken into account before an 
operating restriction is implemented25. Reduction of noise at source is indirectly linked to 
the Directive, because the legislation defines a category of aircraft (the MCA) as a 
complementary measure on the basis of current noise standards. MCA can become subject 
to a total ban from an airport after their stepwise withdrawal over 5 years.  

                                                 
24 Further explanation is provided in Appendix 5: Explanation on noise abatement measures applied at EU 

airports. 
25 Ibid footnote 16. 
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Figure 2: Interaction between ICAO's Balanced Approach and the Directive26 

 

2.2. Description and scope of the problem  

29. Pursuant to Article 13 of the Directive, its review27 was undertaken in 2008. In light of the 
results of this review and of the ensuing stakeholder consultation, the Commission has 
come to the conclusion that, taking into account the intrinsic limitations to EU action set 
out above, the rules and procedures laid down by the Directive on the way EU airports 
introduce operating restrictions today are not applied in a consistent manner and their 
impact is limited28. This is particularly felt at two levels. First, the specific rules on MCA 
are no longer effective. Second, in the current legal framework, the analysis of available 
data shows that the assessment of possible noise-related measures by airports is not done in 
a consistent manner.  

30. This is confirmed not only by the results of the stakeholder consultation, but also by the 
results of a comparative analysis undertaken by the Commission.  

31. As shown in Figure 3, the measures primarily applied at European airports are noise 
abatement procedures. However, in addition, operating restrictions are used. Regarding the 
latter, the following restrictions have been introduced at the 224 EU airports assessed29 for 

                                                 
26 Further explanation is provided in Section 6 in Appendix 3: Overview of international and EU policies 

affecting airport noise. 
27 COM(2008) 66 final. 
28 See in this respect the Report from the Commission to the Council and the European Parliament - Noise 

Operation Restrictions at EU Airports (Report on the application of Directive 2002/30/EC) COM(2008)_66 
29 See also Appendix 5: Explanation on noise abatement measures applied at EU airports. The figure appears in 

DLR (2011), based on database maintained by Boeing. The database “Airports with Noise Restrictions” is 
publicly available. The information and the data on this website are provided directly by the airports 
themselves. http://www.boeing.com/commercial/noise/listcountry.html. Although only 69 airports are 
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this report: 116 curfews30, 52 noise limits, 51 restrictions targeted aircraft of the noise 
standard "Chapter 3", 38 noise quotas and 7 noise budgets.  

Figure 3: Overview of current European (EU and non-EU) airport noise restrictions31 

 

32. Additional analysis has been performed on the nature of the most prevalent operating 
restriction, curfew. As shown in Table 1, among the 69 airports currently covered by the 
Directive, approximately 70% operate curfews. Out of these 49 airports, around one-third 
operates a night ban on air traffic.  

Table 1: Overview of assessment results on curfews32 

 EU27 
airports % 

EU27 airports 
covered by the 

Directive 
% US 

airports % Japanese 
airports % 

Number of 
airports 224 100% 69 100% 229 100% 19 100% 

Number of 
curfews 116 52% 49 71% 53 23% 3 16% 

Number of 
night bans 61 27% 17 25% 11 5% 3 16% 

 

33. For comparison purposes, analysis has also been carried on airports in the United States 
and Japan. It appears that in the US there are approximately 50% less curfews for around 

                                                                                                                                                                  
currently covered by the Directive, more airports will fall within its scope with increased traffic foreseen for 
the future. Therefore an overview of all 224 airports is also provided. 

30 Curfews limit operations during a certain period of time (noise related restrictions of traffic). 
31 Further explanation is provided in Appendix 5: Explanation on noise abatement measures applied at EU 

airports. 
32 Ibid footnote 29. 
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the same number of airports as in the EU33. The number of night bans is less than 5% of 
the total. In Japan, only 1 in every 6 airports operates a curfew. The large number of 
curfews already in place in Europe compared to other major economies could indicate that 
the assessment required by the Directive is not applied in a consistent manner and 
operating restrictions are implemented too often as a first resort.  

2.2.1. The specific rules on MCA are no longer effective  

34. Stakeholders reported that the impact of the Directive on the targeting of operating 
restrictions on the noisiest aircraft through MCA is relatively limited. Indeed, over time, 
the number of MCA has become comparatively small due to their natural replacement 
following technological development. 

Obsolete definition of MCA 

35. As indicated above, a MCA is currently defined in the Directive as an aircraft 5 EPNdB34 
less noisy than the Chapter 3 standard called 'Chapter 3-5'35. The update of this definition 
would currently require completing a co-decision procedure. At the same time, the new 
noise standard of Chapter 4 was adopted in 2001 in ICAO and became applicable as from 
2006, when Chapter 2 aircraft, the older and very noisy aircraft, were totally banned from 
European skies. Chapter 4 (or higher) became the de facto fleet standard. Chapter 3 aircraft 
and especially MCA were systematically taken out of circulation due to autonomous fleet 
development and noise management policies. This leads to a situation where the current 
definition only covers a marginal fraction of the fleet and the measure has lost its 
effectiveness.  

36. As shown on Table 2, the share of aircraft not satisfying Chapter 4 requirements is steadily 
falling, from one fifth in 2002 to one tenth in 2010. Especially the number of movements 
of the noisiest aircraft types (Chapter 3 -5) has shrunk in 2010 to less than 0.3% of total 
movements. The night movements of noisy aircraft are however systematically higher than 
day movements due to their relatively larger share in freight operations. 

                                                 
33 In the US, decisions on operating restrictions are taken at the federal level on basis of the 'interstate commerce' 

principle. The FAA plays a dominant role in aviation. Firstly, as responsible for air navigation, it can elaborate 
operational improvements of noise procedures upfront in the noise management process. Secondly, the FAA 
takes the final decision on operating restrictions. This regulatory competence is financially supported through 
an Airport Investment Programme which finances airport investments, land use measures (even buying houses 
around airports) and insulation programmes. A corresponding mechanism does not exist in Europe. The 
administrative procedure in the US is quite burdensome if an airport intends to introduce operating restrictions. 
The FAA receives less than one application for a noise restriction per year. 

34 Effective Perceived Noise in decibels. 
35 Article 2 (d) of the Directive states that "‘MCA’ shall mean civil subsonic jet aeroplanes, that meet the 

certification limits laid down in Volume 1, Part II, Chapter 3 of Annex 16 to the Convention on International 
Civil Aviation by a cumulative margin of not more than 5EPNdB (Effective Perceived Noise in decibels), 
whereby the cumulative margin is the figure expressed in EPNdB obtained by adding the individual margins 
(i.e. the differences between the certificated noise level and the maximum permitted noise level) at each of the 
three reference noise measurement points as defined in Volume 1, Part II, Chapter 3 of Annex 16 to the 
Convention on International Civil Aviation;" 
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Table 2: Movements by aircraft in the EU according to noise standard – evolution 2002-1036 

 2002 
Day 

2002 
Night 

2006 
Day 

2006 
Night 

2010 
Day 

2010 
Night 

Ch3 -5 2.63% 3.03% 0.86% 1.40% 0.28% 0.54% 

Ch3 -8 0.41% 0.35% 0.30% 0.25% 0.17% 0.13% 

Ch3 -10 8.22% 9.32% 6.71% 8.23% 5.09% 6.90% 

Ch3 -U 9.67% 11.01% 7.63% 8.65% 3.83% 4.60% 

Ch3 20,94% 23,71% 15.51% 18.52% 9.37% 12.17% 

Absolute 1,714,014 415,914 1,476,931 425,484 420,369 232,887 

All absolute 8,187,250 1,754,283 9,525,282 2,297,712 9,454,100 2,341,800 

 

Inappropriate associated phasing-out period 

37. When the assessment of the potential noise reducing measures has shown that to achieve 
the noise objectives requires the introduction of restrictions aimed at withdrawal of MCA, 
Article 637 of the Directive defines a time schedule of 5 years for the introduction of the 
total phase-out. Subject to this phase-out schedule, the operation of these MCA aircraft can 
be restricted irrespective of the period of the day. This relationship is presented in Figure 4. 

Figure 4: Relationship between aircraft noise performance and applicable rules38 

 

                                                 
36 Ch3-5: aircraft 5dB less noisy than chapter 3; Ch3-8: aircraft 8dB less noisy than chapter 3; Ch3-10: aircraft 

10dB less noisy than chapter 3; Ch3-U: aircraft with different noise certification levels, the lowest falling 
within the chapter 3 band. A considerable proportion of these aircraft may satisfy chapter 4. Source: 
Eurocontrol. Further explanation is provided in Appendix 6: Data sources and limitations on information. 

37 COM (2008) 66 provides the following interpretation: "Article 6.1 of the Directive permits the introduction of 
“operating restrictions of a partial nature” on unspecified aircraft types, as part of the preferential hierarchy of 
actions within the Balanced Approach preceding the ‘last resort’ withdrawal of marginal Chapter 3 aircraft". 

38 ICAO Contracting States decided on phasing-out chapter 2 aircraft in 1990 with complete withdrawal by 2002. 
ICAO Resolution 37-18 and guidance stipulate that all aircraft should be allowed to fly as long as they satisfy 
chapters 3 or 4. Operating restrictions should not be imposed on chapter 3 aircraft, except as part of the 
Balanced Approach to noise management. In addition, noise measures can always be enhanced at night. 
Explanation of ICAO noise standards ("Chapters") is provided in Section 4 of Appendix 3: Overview of 
international and EU policies affecting airport noise. EPNdB refers to Effective Perceived Noise in decibels. 
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38. However, this phase-out period for operating restrictions on MCA has now become too 
long so as to render the targeting of operating restrictions on the noisiest aircrafts attractive 
and effective. To achieve the noise objectives, airports often apparently have to use the 
remaining possibilities, i.e. putting operating restrictions on less noisy aircraft or taking 
action such as noise abatement procedures, land-use planning.39 This could lead to the 
introduction of operating restrictions that are suboptimal in terms of cost-effectiveness, 
countering the objective of the Directive laid out in Article 1(e)40. Given the continuous 
growth of aviation in combination with the noise objectives, ever quieter planes need to be 
incentivised through focusing noise measures on the noisiest aircraft.  

2.2.2. The existing legal framework does not ensure that operating restrictions are considered at 
airports with broadly comparable noise problems in a consistent manner 

39. Stakeholders reported that, in the current legal framework, operating restrictions are 
considered differently at airports with broadly comparable noise problems, entailing the 
possibility of distortions of competition. Many airports have implemented operating 
restrictions as a first resort instead of only after assessing the range of alternative noise 
management instruments. 

40. Given that the current legal framework implements one of the four main pillars of ICAO's 
Balanced Approach to noise management, the problem referred to above implies that the 
Balanced Approach is not applied in a consistent manner at EU airports41 (see in this 
respect Box ).  

Box 2: Case studies on the incorrect application of the Balanced Approach 

Not taking account of safety consideration 

Case 1: There is a notable case in Europe where noise rules preventing overflight of an adjacent State’s territory may 
have partly contributed to a major civil aviation disaster. It is not known if a safety assessment was carried out when 
such noise rules were originally considered. 

Case 2: In 2003-04, a Member State government installed a microphone in order to monitor and, if necessary, impose 
fines on aircraft on approach (around 2-3 miles from threshold) at large airport. "Approach" is a very safety-critical 
phase of the flight where the pilot is following standard operating procedures, and where wind and weather can be more 
influential over noise than pilot techniques. For example, gear, flap and thrust are being chosen for the safe operation of 
flight and not for noise purposes. This kind of measure had been previously considered for an airport in another 
Member State, but was rejected on grounds of safety. It would have been safer and more effective to encourage low 
power-low drag techniques and to publish guidance on these. The noise rule was eventually withdrawn. 

Lack of awareness of practice elsewhere in the EU 

Many airports have total night time restrictions while at others (e.g. airports around London) scientific studies dictate 
that for the quietest jets, sleep disturbance may be minimal (insignificant), and hence that some movements should be 
allowed. It could be that these and other restrictions are based on complaints, and not noise impact and therefore reflect 
the incorrect application of the Balanced Approach. 

                                                 
39 Article 5 of the Directive states "When a decision on operating restrictions is being considered, the 

information as specified in Annex II shall, as far as appropriate and possible, for the operating restrictions 
concerned and for the characteristics of the airport, be taken into account." 

40 Ibid footnote 21. 
41 Ibid footnote 16. 
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Ineffective land-use planning  

Land-use planning is an essential pillar of the Balanced Approach. However, many airports have inappropriate 
development (residential, schools and hospitals) that were permitted without integrated land-use and airport planning. 
As noise contours temporarily shrink due to reduction at source (i.e. use of less noisy aircraft), encroachment of the 
airport is often allowed to fill the temporary ease in noise annoyance. This produces problems for airport growth in the 
longer term. At one European airport a major initiative is been undertaken to build a new airport in a green field 
location largely because of the failure of land use planning protection.  

Unachievable rules  

For at least one ECAC42 airport, aircraft are fined for straying off track without any international (ICAO) guidance on 
what accuracy of Standard Instrument Departure (SID) navigation is safely achievable. Sometimes there is no 
transparent assessment of the flyability of the SID (routes) before such rules are implemented. The fines can even be 
imposed in cases where the pilot is instructed to leave the SID by air traffic control.  

Regulating using a specified solution instead of a desired performance  

An EU airport has noise departure procedures that are imposed in its operating permit. These rules remain in place for 
10 years before review. This long timeframe before review and implementation of noise management instrument based 
on mandated procedures rather than on desired noise outcomes means that more people are being unnecessarily 
impacted by noise and it is not in line with the Balanced Approach. 

41. The principal risks associated with this situation are the lack of consistency and cost-
effectiveness of introducing operating restrictions. In other words, reduction of noise 
pollution is achieved at a higher cost than necessary for the airports undertaking the 
operating restrictions, for the airlines obliged to comply with such measures, and for the 
surrounding communities which depend on these airports. 

42. Indirectly, this situation also harms regional development and has repercussions for the 
European transport system as a whole by limiting airport capacity. It may also accelerate 
the need for investment in new airport infrastructure (with attendant costs and impacts), 
and risk the accelerated transposition of noise impact to areas not presently affected (e.g. 
around smaller airports).The scope of the initiative is therefore to improve the functioning 
of the existing Directive and, more specifically, the functioning of the two main 
instruments of the Directive (i.e. the set of rules and procedures for the introduction of 
operating restrictions at Community airports as well as the specific rules on the 
introduction of operating restrictions aimed at the withdrawal of Marginally Compliant 
Aircraft (MCA)). 

The causes  

43. Over the last 10 years, EU legislation has evolved and Member States are now required to 
deal with a range of EU instruments relating to noise43. Furthermore complexity in 
assessing noise issues has grown as markets have completely opened up, widening and 
deepening the European air transport network. The steps in the (national) noise assessment 
process are explained in Box . 

                                                 
42 Founded in 1955 as an intergovernmental organisation, the European Civil Aviation Conference (ECAC) seeks 

to harmonise civil aviation policies and practices amongst its Member States and, at the same time, promote 
understanding on policy matters between its Member States and other parts of the world. ECAC is composed 
of 44 Member States. 

43 A brief overview of existing legislation in the field is provided in 
Appendix 3: Overview of international and EU policies affecting airport noise. 
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Box 3: Description of noise assessment process  

The noise assessment process may be triggered on a regular basis by national or EU legislative 
requirements (like the Environmental Noise Directive or performance plan under the Single 
European Sky legislation) or by particular events, e.g. a decision on a building a new runway. 
Normally, the process starts with a declaration by the competent authorities setting the objectives 
for noise reduction in a wider context of regional development.44  

As a second step, in light of the declared objectives for noise reduction, the authority should 
consider a range of noise abatement measures during the preparation phase to achieve the aims. The 
technical measures should ideally be prepared in full collaboration between airports, airlines and air 
navigation service providers. The impact of alternative measures should thereafter be assessed using 
evidence from noise mapping: a model calculates the noise contours in light of existing and 
projected aircraft noise performance and traffic volumes. Experts views suggest that the preparation 
phase is often incomplete: either because only a limited number of noise abatement instruments are 
considered, because not all affected airlines are involved in the assessment 45, or because there is 
not sufficient modelling underpinning the results. The cost of undertaking this assessment ranges 
from around €20,000 to €100,000, depending on the size of the airport and depending on the 
modelling efforts, which may cost up to €50,000, for multi-airport and multi-runways 
configurations.46  

A stakeholder consultation is held as the next phase on the different possible measures in order to 
get the views of interested parties. However in many cases no consultation is organised, as the 
measures are not perceived or defined as operating restrictions (e.g. a new operational measure 
which de facto restricts access to the airport or limits the optimal capacity should be considered as 
an operating restriction). 

After assessing the observations, as a fourth step, the airports select certain measures to abate noise 
and have them approved by the competent Member State authorities. Member States usually take 
around several months to take a decision, depending on the quality of the consultation and 
assessment process. In line with these decisions, airports then set the exact measures and 
communicate the details of the chosen instruments to ICAO. Member States are also required to 
notify the Commission, an element which however is almost always ignored. 

The existing rules on how to carry out a noise assessment process are unclear and not precise 
enough 

44. Article 5 of the Directive requires that a set of information detailed in Appendix 2 of the 
Directive is taken into account when a decision on operating restriction is taken; The 
information requirements cover amongst others the following aspects: 

• Detailed description of the specific situation of the airport concerned in terms of 
geography environmental objectives, noise, noise measures already in place; 

                                                 
44 http://www.gov-news.org/gov/uk/news/consultation_night_flying_restrictions_heathrow/77870.html; 

Alternatively see for an explanation of government policy:  
http://www.developpement-durable.gouv.fr/Environnement-Les-actions,10105.html  
45 That is why the bilateral air services agreements contain a clause on appropriate consultation and notification. 
46 The cost of Environmental Impact Assessments due to new infrastructure or programmes (e.g. change in air 

space structure above an agglomeration) are of another magnitude. The mapping requirements, also stemming 
from the Environmental Noise Directive, have a much smaller cost burden. 
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• Forecasts related to airport development and expected impacts on noise in 
comparison with a do noting option; 

• Assessment of additional noise measures (detailed description, cost/effectiveness or 
cost/benefit analysis of the introduction of specific measures, analysis of possible 
environmental and competitive impacts of thr proposed measures, reason for 
selection of the preferred option). 

45. According to stakeholders, the existing rules on noise assessment process are not 
sufficiently precise so as to ensure that the assessment of the noise impact and evaluation 
of the measures available to alleviate that impact is made on a uniform way across EU 
airports. 

46. At this time of growing technical and legal complexity of aviation noise assessments, it 
appears that the Directive does not equip stakeholders with sufficient assessment tools to 
ensure the correct application of the Balanced Approach. Although ICAO produced a 
revised guidance document as recently as in 200847, EU-wide databases and analytical 
assessment tools based on an internationally recognised method and data to be used for 
noise modelling and cost-benefit analysis are not systematically utilised and need some 
further development. 

47. In addition the scope of the assessment is open to interpretation as to when it must be 
applied and whether it covers all significant effects from a proposed noise related action or 
whether it is restricted to the effects on parties specifically named in the clause. The lack of 
clarity on noise assessment process may conceivably lead to omission of potentially 
significant impacts from the local assessment scope including impacts on wider economy 
and employment; on the wider air traffic management system and on greenhouse gas 
(GHG) and pollutant emissions. 

48. The stakeholder consultation and discussions with experts revealed many concrete 
concerns and problems on how to carry out a noise assessment process: 

• Failure to correctly assess implications for other enviro-social and socio-economic 
impacts and interdependencies. 

• Failure to consult interested parties properly and to involve local expertise in noise 
rule development. 

• Many stakeholders had the impression that local decisions (e.g. total curfews and 
land-use planning restriction exemptions) were made on the basis of political 
expediency and without full transparency of their effects or benefits. 

• Failure to consider the impacts of local decisions on the wider ATM system. 

• Lack of awareness of existing and emerging aircraft capabilities. 

• Adopting rules that exist for too long a duration without possibility of review. 

                                                 
47 ICAO (2008), Guidance on the Balanced Approach to Aircraft Noise Management, Doc 9829 AN/451. 
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• Lack of transparency of decisions that can have effects under any of the Balanced 
Approach elements and an over emphasis for the need for assessment of restrictions 
only. 

• Basing noise rules on specific procedures or solutions and not on desired noise 
outcomes – the latter provides the same protections but also allows for continual 
improvement and the adoption of new techniques. 

The existing procedure to introduce operating restrictions is too weak 

49. Finally, the Directive is not clear as to whether the assessment should also link with other 
elements of the balanced approach, so as to take due account of evolving noise standards of 
aircraft, operational measures under the Single European Sky performance regulation, and 
requirements of the Environmental Noise Directive. 

50. As indicated above, Member States introducing operating restrictions must follow certain 
procedures regarding: 

– Consultation and transparency: Interested parties shall be consulted in accordance 
with applicable national law; 

– Notice of introduction: public notice, including an explanation of the reasons for 
introducing it taking into account the appropriate elements of the balanced approach, 
should be given to all interested parties; 

– Information: Member States shall inform the other Member States and the 
Commission of any new operating restriction; 

– Right of appeal: Member States shall ensure the right to appeal against the measures 
taken before an appeal body other than the authority that has adopted the contested 
measure, in accordance with national legislation and procedures. 

51. The existing possibility of infringement procedures is normally not adequate to prevent or 
to avoid the damages caused by such an operating restriction48. Although prior notification 
has been a legal requirement in the Directive, there are indications that there is ample 
scope to improve its implementation considerably49.  

52. While the Commission launched infringement procedures for not timely transposition into 
national law against ten Member States, only one single procedure was launched for failing 
to fulfil its obligations under the Directive. This is due to the rather unclear wording of the 
text, which creates legal uncertainty as to the correct application of the Balanced 
Approach. Indeed, the noise assessment need not be applied for minor technical changes or 
for already established restrictions. If the measure is substantial and new, the process is to 
be applied "as far is appropriate and possible" and "for the characteristics of the airport". 
Though the spirit of the Balanced Approach is clear, the wording of the Directive does not 
provide the sufficient legal clarity for court proceedings. 

                                                 
48 Further details on the how various stakeholders are affected by cost-ineffective operating restrictions are 

provided in Section 2.3.  
49 Over the course of 2007-2010, the Commission did not receive any notification on a newly introduced 

operating restriction while there have been a number of cases, such at Paris CDG or at Frankfurt airport. 
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53. Moreover the Directive does not allow temporary suspension of the implementation of 
measures restricting operations50 in the event where the cost-effectiveness of these 
measures is contested by stakeholders, and where there is demonstrated that the impacts on 
noise, safety, competition or network efficiency have not been properly taken into account. 
Such a possibility of suspension is important as there is ample evidence that introduction of 
local noise rules that were not preceded by the correct application of the Balanced 
Approach have had significant adverse affects on the European aviation system.51  

54. Finally, rules on the scope of the stakeholder consultation, namely which actors need to be 
consulted, vary considerably across Member States. 

2.3. Stakeholders affected 

55. Airports certainly lose revenue as a result of operating restrictions. Attempts to offset such 
loss of capacity by increasing the frequency of operations is often no longer possible due to 
existing congestion levels52 and related provisions on safety. The restricted activities have 
knock-on effects on other aviation operators, like ground-handlers and air navigation 
service providers. Airport capacity is also a crucial factor for Single European Sky Key 
Performance Areas such as flight efficiency (fuel use and climate change) and delay 
management. In addition, maximising existing airport capacity to the extent sustainably 
possible delays the need for new infrastructure and optimises the economic benefit from 
existing investment and helps European competitiveness (economies of scale). 

56. Airlines are significantly affected as operating restrictions have a substantial impact on the 
flexibility of organising their business. Operating restrictions affect all types of operators. 
Concerning passenger transport, the low cost airlines' business model is based on high 
utilization of their fleet enabled by the use of shoulder hours (i.e. early morning and late 
evening flights). Network carriers may need to abandon a route if the spoke/hub can not be 
reached within the day. Charter airlines use night flights to a considerable extent to offer 
the cheapest holidays packages. As for freight transport, Figure 5 below shows that all-
cargo53 flights rely most on operations at night, the time of the day that is most often 
subjected to operating restrictions. There may be an additional negative impact on 

                                                 
50 Paragraph 3 of Article 20 of Regulation 1008/2008 of the European Parliament and the Council of 24 

September 2008 on common rules for the operation of air services in the Community, OJ L 293/3 of 
31.10.2008 foresees the suspension of measures taken to address serious environmental problems stating that 
"At the request of another Member State or on its own initiative, the Commission may, in accordance with the 
procedure referred to in Article 25(2), suspend the measures if they do not meet the requirements of paragraph 
1 or are otherwise contrary to Community law". 

51 Box  gives a range of real-world examples for the incorrect application of the Balanced Approach at a number 
of European airports. 

52 In its survey of 138 airports in 2008, Eurocontrol has highlighted that, despite a 41% increase in airport 
capacity between 2007 and 2030, 11% of demand will not be accommodated in the most favourable scenario 
and 25% in the most challenging one. 19 airports will function at full capacity 8 hours/day in the former case; 
39 airports in the latter. Source: Eurocontrol, (2008), Long-Term Forecast: IFR Flight Movements 2008-2030. 

53 DLR (2011): "Cargo flights in this data have been identified by classifying each flight based on the following 
rules: all-cargo operator, an aircraft type which is always all-cargo, an aircraft type which for particular 
operators is a cargo type, call sign which particular operators assign to their cargo flights. These rules do not 
cover belly-hold cargo. A major proportion of general freight, global and European mail air cargo is 
transported in the bellies of passenger aircraft on scheduled services. However, high value express freight is 
usually not carried in belly-holds. Therefore, this data should include a large proportion of this type of freight. 
cf. EUROCONTROL (2009), p. 18 et seq." 
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competition among aircraft operators if decisions on noise measures are motivated by bias 
towards a particular, mostly home-based, operator.  

Figure 5: Traffic during night by market 
segment54

 

57. Consumers will be adversely affected by suboptimal noise policies leading to unnecessary 
operating restrictions. Operating restrictions limiting the choice of the consumer could lead 
to higher prices due to increase in costs of airlines. Moreover there have been cases where 
operating restrictions have negatively influenced the safety of air travel55. 

58. Citizens in the vicinity of airports are directly affected by the various noise mitigation 
options. The impact may be quite differing for various communities. For instance, they can 
be affected by poor land-use planning decisions close to an airport, by additional costs to 
insulate properties, and by unexpected severity in noise impact leading to reductions in 
house value. A poor analysis of the problem may miss key aspects, e.g. where a problem is 
concentrated in a particular zone or during a particular time period, and may gear solutions 
towards the most vocal group instead of focusing on the reduction of the global noise 
impact – or impact on citizens of a neighbouring country. 56 

59. The development of areas surrounding airports is also affected as airports are essential to 
boost the local economy57. Industry has become increasingly reliant on overnight/24h 
delivery and dispatch of high-value documents, products and components to feed the 'just 
in time' production chain58. Operating restrictions may prevent the satisfaction of this 

                                                 
54 Reproduced in DLR (2011) based on Eurocontrol (2009) Trends in Air Traffic, Vol. 5, Fig. 16, p. 30. 
55 See Box . 
56 In a recent petition, a German citizen complained that the traffic at Weeze airport was so regulated that the 

noise impact was less felt in the Netherlands at the expense of German citizens. 
57 York Aviation, 2004, The social and economic impact of airports in Europe. 
58 MPD Group Ltd, (2005), 'Assessing the economic costs of night flight restrictions', London, p. 24. 
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demand. As shown in Figure 6, the transport of high value goods is principally carried out 
by air. According to OECD estimations while only 3% of all globally traded goods are 
currently transported by air, this part represents 40% of the value of these goods59.  

Figure 6: Value of goods in relation to transport modes60 

 

60. Finally, due to the network characteristics of the transport system, aviation operations 
across the whole of the EU are impacted by the effects of operating restrictions of a given 
airport. Depending on the characteristics of the airport (hub, regional airport), the ripple 
effects and associated costs for airlines, airports and industry to adapt to the new 
conditions could be considerable. There could be a loss in overall efficiency of the air 
transport system leading to a permanent increase in costs for airlines and in unnecessary 
emissions from aircraft. Figure 7 shows the impact of the closure of three (out of six) 
runways at Amsterdam airport, after the noise limits were reached sooner than expected. 
The measure had to be urgently withdrawn after two weeks in effect: it caused havoc 
throughout the European aviation system, where average delays soared from the standard 
2-3 minutes to more than 30 minutes for departures and up to 50 minutes for arrivals. The 
cost of this measure can be estimated to be in the range of €1bn61.  

                                                 
59 Oxford Economic Forecasting (2004). 
60 As reproduced in the presentation of ACEA at the second large stakeholder meeting of 10 Nov 2009 of the 

project 'EU Transport GHG:Routes to 2050'. 
http://www.eutransportghg2050.eu/cms/assets/ACEA-EU-Transport-GHG-2050.pdf  
61 Own cost calculations based on €100 per minute delay with an average of 30 minutes for 20,000 daily flights 

during two weeks. Such average delays indeed lead to these costs, as they hide the huge number of missed 
connections, cancelled meetings and shortened holidays. 
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Figure 7: Ripple effects of local noise restrictions on the European aviation 
network62

Comparison of Average Delay per Movement (ATFM Only) at Amsterdam Airport

0

10

20

30

40

50

60

1-
août

4-
août

7-
août

10-
août

13-
août

16-
août

19-
août

22-
août

25-
août

28-
août

31-
août

3-
sept

6-
sept

9-
sept

12-
sept

15-
sept

18-
sept

21-
sept

24-
sept

27-
sept

30-
sept

3-oct

M
in

ut
es

 D
el

ay

Arrivals Departures
 

2.4. What if present trends continue?  

61. The Commission has carried out an analysis of possible future developments in a scenario 
based on unchanged policies, the so-called ‘baseline scenario’. 

62. Aviation activities are expected to continue to grow63. Economic growth and increasing 
need for connectivity are likely to make European citizens fly more. So the need to 
carefully balance the welfare effects of aviation against noise nuisances will grow. The 
growing demand for air traffic services, together with competition among airports and 
among airlines, will increase the cost of any inefficiency in the network. On the other hand, 
quality of life issue and noise induced health effects make a strong case for integrating 
these aspects into active noise management policies. 

Table 3: ICAO forecasts of number of people affected by noise (in Million) in Europe – without substantial 
operational and technological improvements64 

Noise level/Year 2006 2016 2026 2036 

> 55 DNL 2.63 3.47 4.48 5.79 
> 60 DNL 0.799 1.14 1.53 2.12 
> 65 DNL 0.23 0.32 0.43 0.66 

63. Excessive introduction of operating restrictions (curfews, night bans etc.) not targeting the 
noisiest aircraft due to obsolete definition of MCA and an extended phasing out period 
(further exacerbate the already challenging capacity crunch of the current air transport 

                                                 
62 Ibid footnote 61. 
63 As shown in the Impact Assessment accompanying the White Paper on Transport (SEC(2011) 358 final). 
64 Source: CAEP/8 – Information Paper 8 – expressed in Day-Night average noise levels (DNL) – baseline 

scenario, without substantial technology or operational improvements – ICAO European region 
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system artificially. These operating restrictions create economic competitive disadvantages 
for aircraft operators as well as for the relevant airports and the regions.  

64. Moreover, they act as a considerably limiting and cost increasing factor as airlines need to 
preserve sufficient margin to cater for delayed flights; a banned delayed flight leads to 
extra passenger entitlements and crew costs. Failure to provide sufficient capacity as a 
measure to curb throughput will tend to reduce flight efficiency and reduce system 
resilience to perturbations (e.g. volcanic ash or severe weather). Ultimately this could lead 
to the abandonment of certain routes, in extreme cases, relocation65.The considerable 
differences and deficiencies in the way the present rules on noise abatement analysis are 
interpreted and put into practise and how stakeholders are involved in the decision process 
implies that, in addition to MCA problems mentioned above, there is considerable risk that 
noise abatement policies in airports will continue to be inefficient in the future. As noise 
problems due the expected increase in aviation activities (cf. table 3) will grow, it is 
important that the desired noise level at airports is achieved at minimum costs. 

65. Finally, without the update of the definition of MCA, a signal would be lost for airframe 
and engine manufacturers, which further stimulates innovation in noise reduction at source 
by providing a predictable investment framework. This risks leading to a situation where 
aircraft do not improve their noise performance. Indeed, while large body aircraft 
demonstrate substantial improvements in noise performance to satisfy local requirements, 
short and medium-range aircraft have not had significant noise improvement over the past 
two decades. The noise certification levels of this category have plateaued66. The 
technology is proven cost-effective, but there is not sufficient incentive to use the best 
available technology on the full range of aircraft67. 

66. Drawing on their currently use shown on Figure 8, it is unlikely that there will be fewer 
operating restrictions in the future.  

                                                 
65 A prominent example is DHL and the relocation of its European hub from Brussels to Leipzig/Halle Leipzig in 

2008. The decision resulted from the implementation of an operating restriction. According to estimates, 
Brussels airport DHL’s hub function at Brussels contributed in 2003 to the regional and national economy by a 
direct value added of € 273 million, an indirect value added of € 121 million and a catalytic value added of € 
600 million. DLR (2011).  

66 Source: CAEP/8 – Working Paper 74, p; 3. 
67 CAEP8 Working Paper 74, 2010, "Proposed Noise Stringency Options for CAEP9", Paper introduced by EC, 

FR, DE, IT, NL, NO, PO, ES, SV, CH and UK, 5 p. + annexes. 
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Figure 8: Growth in airport noise 
restrictions68

 

2.5. The EU's right to act 

67. The necessity to act at European level in relation to noise-related operation-related 
operating restrictions was recognized in 2002 with the adoption of Council Directive 
2002/30/EC on the establishment of rules and procedures with regard to the introduction of 
noise-related operating restrictions at Community airports. This Directive contributes to 
the proper functioning of the European air transport system. It responds to the objective 
Articles 90 and 91 of the Treaty on the Functioning of the European Union (TFEU). 

68. According to Article 4 of the TFEU, EU action regarding noise-related operating 
restrictions, as part of the common air transport policy, has to be justified. EU action is 
only necessary to the extent that the internal market is affected by non-harmonised 
procedures to introduce noise-related operating restrictions at EU airports. In the present 
case, it is therefore necessary that the subsidiarity principle set out in Article 5(3) of the 
Treaty on the European Union is respected. This involves assessing two aspects. 

69. Firstly, it has to be assessed if the objectives of the proposed action could not be achieved 
sufficiently by Member States in the framework of their national constitutional system, the 
so-called "necessity test". In the present case, this justification centres on the need to 
ensure that international rules and procedures are implemented by Member States in a 
uniform and efficient manner in order to provide EU and non-EU operators with a level 
playing field.  

70. Secondly, it has to be considered whether and how the objectives could be better achieved 
by action on the part of the EU, the so-called "test of European added value". The EU's 
added value of the present initiative should consist of implementing measures that take into 
account the situation of different airports while, at same time, ensuring that noise-related 

                                                 
68 http://www.boeing.com/commercial/noise/restrictions.pdf 
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operating restrictions are implemented in a cost-effective way at locations where the noise 
situation requires action and the appropriate, locally-tailored balance is found between the 
various transport and environmental policy objectives. Any individual action at the 
Member State level would have the potential to prejudice the functionality of the internal 
market. 

3. OBJECTIVES 

71. Section 2 has shown that the rules and procedures laid down by the Directive on the way 
EU airports introduce operating restrictions today are not applied in a consistent manner 
and their impact is limited69. This is particularly felt at two levels. First, the specific rules 
on MCA are no longer effective. Second, in the current legal framework, the analysis of 
available data shows that the assessment of possible noise-related measures by airports is 
not done in a consistent manner. The scope of the initiative is limited to improving the 
functioning of the existing Directive, and more in particular, the functioning of the two 
main instruments (the set of rules and procedures for the introduction of operating 
restrictions at Community airports, and the specific rules aimed at the withdrawal of 
MCA). 

72. This section defines the general, specific and operational policy objectives of the proposed 
initiative, and verifies their consistency with other EU horizontal objectives. An overview 
on their relationship with the identified problems is provided in Table 4. 

3.1. Policy objectives 

General policy objective 

73. As indicated above, the proposed initiative should fit in a specific regulatory framework 
defined by ICAO obligations, by Article 5 of the Treaty on European Union on the 
principles of subsidiarity and proportionality and by the umbrella Directive on EU noise 
policy (i.e. the Environmental Noise Directive).. 

74. In this context, the general policy objective of this initiative is to harmonise and strengthen 
further the common rules and procedure related to the introduction of noise related 
operating restrictions at EU airports as part of the noise management process, thereby 
promoting the most cost-effective noise-related solutions to merely achieve established 
noise quality objectives as established by EU, national and local rules 

Specific policy objectives 

75. In light of the root causes of the problems that have been identified in section 2 above, the 
general objective of the proposed initiative can be translated into more specific goals: 

(1) Make the set of rules on MCA effective by revising the definition of MCA and the 
associated phasing-out provision70; 

                                                 
69 See in this respect the Report from the Commission to the Council and the European Parliament - Noise 

Operation Restrictions at EU Airports (Report on the application of Directive 2002/30/EC) COM(2008)_66 
70 This would involve the revision of Article 2 (d) and Article 6 on "Rules on the introduction of operating 

restrictions aimed at the withdrawal of MCA".  
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(2) Ensure that operating restrictions are considered at airports with broadly 
comparable noise problems in a consistent manner by: 

• clarifying how to carry out a noise assessment process; 

• strengthening the procedural framework leading to the introduction of 
operating restrictions. 

Operational policy objectives 

76. In order to evaluate the progress made towards achieving the general and specific policy 
objectives, the following operational policy objectives are proposed:  

• The share of new curfews to total operating restrictions should be substantially 
reduced by 2020; 

• To achieve the noise objectives, airports often apparently have to use the 
remaining possibilities, i.e. putting operating restrictions on less noisy aircraft 
or taking action such as noise abatement procedures, land-use planning. 
Therefore all new operating restrictions should include measures targeting 
MCA with the aim of maximising noise reduction.  

Table 4: Mapping problem, drivers and objectives  
Problem  General objective 

The common rules and procedures laid down by the 
Directive on the way EU airports introduce operating 
restrictions today are not applied in a consistent manner 
and their impact is limited 

 Harmonise and strengthen further the common rules 
and procedure related to the introduction of noise 
related operating restrictions at EU airports as part 
of the noise management process. 

Drivers to the problem  Specific objectives 

Dr.1 The specific rules on MCA are no longer 
effective because: 

SO1 Target operating restrictions on the noisiest aircraft 
by: 

 - The definition of MCA is obsolete  Revising obsolete definition of MCA 

 - The associated phasing-out period is too long  - Choosing an adequate associated phasing-out 
period 

Dr.2 The existing legal framework does not ensure that 
operating restrictions are considered at airports 
with broadly comparable noise problems in a 
consistent manner 

SO2 Ensure that similar operating restrictions are 
considered at airports with broadly comparable noise 
problems in a consistent manner by: 

 - The existing rules on how to carry out a noise 
assessment process are unclear and imprecise 

 - clarifying and specify how to carry out a noise 
assessment process 

 - The existing procedure to introduce operating 
restrictions is too weak 

 - strengthening the procedural framework leading to 
the introduction of operating restrictions 
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3.2. Consistency with horizontal objectives of the European Union 

77. The ongoing revision of the Environmental Noise Directive (Directive 2002/49/EC)71 has 
set the scene for this initiative.  

78. The European aviation policy requires the same rules for all market players to ensure fair 
competition. Environmental policies form part of the aviation regulatory framework. 
Whilst local noise issues deserve local solutions, operators are entitled to have stability and 
consistency in the application in environmental standards. 

79. Directive 2002/49/EC obliges Member States to identify industrial and transport sources of 
noise pollution, make noise mappings to identify the number of people affected, and take 
the required mitigating measures, especially in view of the long-term health effects.  

80. The Commission report72 on the implementation of the Environmental Noise Directive in 
accordance with Article 11 of Directive 2002/49/EC announced the revision of Directive 
2002/30/EC on airport noise, "which will, as part of the airport package, improve noise 
mapping on the basis of an internationally recognised method and data, and drive towards 
the adoption of cost-effective noise mitigating measure, taking into account internationally 
agreed standards to streamline the relationship between the airport noise directive and the 
Environmental Noise Directive. It will also update the definition of noisy aircraft ("MCA") 
in line with the current composition of the aircraft fleet". The review of the Directive on 
airport noise will contribute to the setting-out consistent and ambitious National Noise 
Action Plans, as required by Directive 2002/49/EC.  

4. DESCRIPTION OF POLICY OPTIONS 

4.1. Establishing Policy Options 

81. The logic of constructing the Policy Options reflects the interaction between the two 
problems. The phase-out period for operating restrictions on MCA has now become too 
long and the definition too outdated so as to render the targeting of operating restrictions 
on the noisiest aircrafts attractive and effective. Hence, to achieve the noise objectives, 
airports often apparently have to use the remaining possibilities, i.e. putting operating 
restrictions on less noisy aircraft. For example, at a major hub, in 2008, 4% of the 
movements contributed to 25% of the nuisance as measured in noise contours. Hence, the 
authorities could benefit from a new MCA definition harmonized at a stricter level and a 
swifter phase-out of the most annoying aircraft to see these replaced by the latest 
generation of aircraft which produce 75% less noise73. 

82. At the same time, the existing rules on noise assessment process are not sufficiently precise 
to make sure that the most cost-effective measures are considered and are tailor-made for 
the specific airport situation and the noise problems encountered. The noise climate could 

                                                 
71 Further information on the European noise policy framework is provided in Appendix 3: Overview of 

international and EU policies affecting airport noise. 
72 COM(2011) 321 final. 
73 For this reason, many airports impose the use of chapter 4 compliant aircraft at night, like Paris CDG and 

Fraport. There are some cases known where the margin was increased up to minus 15 or even minus 17 in 
order to leave the airport open for aircraft which are by far less noisy than the current standard. 
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be improved through a better analysis of the noise problem and a more thorough analysis 
of the contribution of each of the available measures.  

83. The Policy Options to be examined are constructed in order to address these problems in 
the most cost-efficient way. Therefore each Policy Option has two main components which 
tackle one of the problems each. Moreover, each Policy Option is designed to maintain at 
least the same noise climate as under a business-as-usual scenario (Policy Option 1), in 
other words, to maintain existing noise protection standards. What distinguishes the Policy 
Options is not the noise climate, but the intensity of intervention that, depending on the 
option, is higher on the first (MCA-related issues), and lower on the second problem 
(procedure-related considerations). As explained in Section 2, tackling the issues related to 
MCA (Problem 1) will enable fewer and/or better-focused operating restrictions affecting 
non-marginally compliant (less noisy) aircraft. Hence the significance of the issues related 
to the correct implementation of the Balanced Approach (Problem 2) for the latter aircraft 
decreases. 

84. In light of the above, the Commission has identified three Policy Options – besides the 
baseline scenario – that combine specific EU actions across the two policy areas described 
above. By construction, the Policy Options described below are capable on a standalone 
basis to address the two drivers identified in section 2, and to reach the specific objectives 
defined in section 3 above. An overview of the Policy Options is provided in Table 5. 

Policy Option 1: No additional EU action 

85. Policy Option 1 assumes the continuation of the Directive unchanged. The developments 
foreseen under this Policy Option are presented in Section 2.4. 

Policy Option 2 

86. Policy Option 2 includes the revision of Article 274 to amend the definition of MCA. This 
Policy Option foresees the new definition to be based on a very ambitious noise 
certification limit of Chapter 3 with a cumulative margin of not more than 12 EPNdB75. 
This reflects the trend of the last 10 years where the number of movements performed by 
Chapter 3 aircraft in the EU has steadily fallen to about 10% in 2010. This lower margin 
would mean a greater coverage of aircraft movements. Article 6 on the phase-out 
requirements of MCA would be shortened by one year. 

87. Concerning the second problem identified in Section 2, in order to ensure that existing 
rules on how to carry out a noise assessment process are clearer and more precise, the 
Policy Option foresees the establishment of an EU-level support cell. This cell will act as a 
helpdesk and will assist airports and Member States by providing advice76 on how to best 
carry out the appraisal required by the Balanced Approach; manage central databases on 
aircraft noise performance to ensure consistent noise performance information for aircraft 
including certification margin values for use locally; and supply the necessary modelling 

                                                 
74 Ibid footnote 35. 
75 Please note that Chapter 3 -12 EPNdB is not necessarily compliant with the Chapter 4 standard as it requires 

that the -10 EPNdB cumulative margin from the Chapter 3 limit is achieved by reduction of noise at least at 
two of the three different points (approach, lateral and fly-over) of measurement. Further explanation on 
measurement is provided in Appendix 4: Glossary. 

76 The advice would inter alia relate to the noise mapping and cost-benefit analysis. 
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software and related technical guidance to perform noise mapping around airports. With 
the creation of this EU support cell, the Commission will be able to spread good practice in 
considering the most cost-effective measures. 

88. With the aim of ensuring that the existing procedure to introduce operating restrictions is 
sufficiently stringent, Policy Option 2 foresees the revision of the wording of the Directive 
so that sufficient legal clarity for court proceedings is provided in case of infringement 
cases need to be launched by the Commission. In addition, the Policy Option foresees an 
additional provision on the scope of the stakeholder consultations required for measures 
covered by the Directive 

Policy Option 3 

89. Policy Option 3 also includes the revision of Article 277 to amend the definition of MCA. 
This Policy Option foresees the new definition to be based on a less ambitious noise 
certification limit of Chapter 3 with a cumulative margin of not more than 10 EPNB. 
Article 6 on the phase-out would also be amended to allow for a complete phasing-out of 
marginally-compliant aircraft within 2 years. 

90. Concerning the second problem identified in Section 2, similarly to Policy Option 2, in 
order to ensure that existing rules on how to carry out a noise assessment process are 
sufficient, the Policy Option foresees the establishment of an EU-level support cell.  

In addition, with the aim of ensuring that the existing procedure to introduce operating restrictions 
is sufficiently stringent, it foresees the right of scrutiny for the Commission to check whether the 
authority followed the noise assessment process and temporarily suspend the implementation of an 
operating restriction, mirroring the provisions of Regulation No. 1008/200878. In addition, the 
Policy Option foresees an additional provision on the scope of the stakeholder consultations 
required for measures covered by the Directive. Policy Option 4 

91. Policy Option 4 also includes the revision of Article 279 to amend the definition of MCA. 
This Policy Option foresees the new definition to be based on the least ambitious noise 
certification limit of Chapter 3 with a cumulative margin of not more than 8 EPNdB. 
Article 6 on the phase-out would also be amended to allow for a complete phasing-out of 
marginally-compliant aircraft within 2 years. 

92. As for the second problem identified in Section 2, similarly to Policy Options 2 and 3, in 
order to ensure that existing rules on how to carry out a noise assessment process are 
sufficient, the Policy Option foresees the establishment of an EU-level support cell.  

93. In addition, with the aim of ensuring that the existing procedure to introduce operating 
restrictions is sufficiently stringent, it foresees the need for the Commission to grant prior 
authorization to any operating restriction. In addition, the Policy Option foresees an 
additional provision on the scope of the stakeholder consultations required for measures 
covered by the Directive. 

                                                 
77 Ibid footnote 35. 
78 Ibid footnote 50.  
79 Ibid footnote 35. 
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94. The difference compared to Policy Option 3 is that under the latter Commission would 
review the noise assessment process (appropriate consultation, adequate noise mapping 
methods and data used, fair cost-benefit analysis methods and values used). Under Policy 
Option 4, the Commission would effectively take a decision on a concrete noise operating 
restriction (“grant prior authorization”). Hence, under Option 3, the Commission protects 
the assessment rules and procedures; under Policy Option 4 the Commission would assume 
the full political responsibility of confirming or refusing operating restrictions. The right to 
suspend the measure prior to its implementation is a necessity under both Policy Option 3 
and 4, as the measures may have lasting effects on safety, competition and the network 
capacity. Both options will clearly identify the actors and their tasks and responsibilities in 
the decision-making process. This will provide sufficient legal clarity for court proceedings 
in case of infringement cases need to be launched by the Commission. 

4.2. Discussing the legal instrument 

95. The European legislation on airport noise is currently in the form of a Directive (Directive 
2002/30/EC). This choice of the legal instrument has partly led to the large heterogeneity 
in the way operating restrictions are introduced in Europe, since the Directive in question 
leaves a wide margin of interpretation to the Member States in the implementation. One of 
the consequences of this heterogeneity, described above, is the excessive use of operating 
restrictions. 

96. In order to address the problems identified above, Policy Option 3 and 4 proposes to give 
the right to the Commission for scrutiny. This is motivated by the fact that if the cost-
effectiveness of an operating restriction is not demonstrated taking into account other noise 
management instruments, the Commission would need to ensure that such a measure can 
be suspended until the assessment process is done in a correct way. Transparent, EU-wide 
applicable and interpreted criteria would need to be established on the possibility of 
suspending an operating restriction. 

97. Moreover the fact that the Policy Options foresee an update of the definition of the MCA. 
This definition would need to apply equally in all Member States, being a technical 
standard which is agreed by the same Member States in ICAO. Reflecting on the likely 
future need to amend this definition in order to keep up with scientific progress and the 
autonomous renewal of the aircraft fleet, all Policy Options foresee the possibility of 
updating the definition of MCA through delegated act by the appropriate Committee. 
Given the potential impact of any such update on aircraft operators, the proposal will be 
accompanied by a proportionate Impact Assessment carried out by the Commission. 

98. On the basis of the above argumentation, a Regulation would probably be a more 
appropriate tool for translating the policy changes into legislation. 80 

Table 5: Mapping objectives and Policy Options 

Policy options Specific Objectives 

PO2 PO3 PO4 

Make the specific rules on MCA  

                                                 
80 Airlines, including express carriers, favoured the transformation of the directive into a regulation, if legislative 

action was deemed necessary. 
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effective by: 

revising the obsolete definition of 
MCA 

Change the definition of 
MCA to include aircraft 
below Chapter 3 -12 
EPNdB standard 

Change the definition of 
MCA to include aircraft 
below Chapter 3 -10 
EPNdB standard 

Change the definition 
of MCA to include 
aircraft below Chapter 
3 -8 EPNdB standard 

choosing an adequate associated 
phasing-out period 

Complete phase-out 
allowed within 4 years 

Complete phase-out 
allowed within 2 years 

Complete phase-out 
allowed within 2 years 

Ensure that similar operating 
restrictions are considered at 
airports with broadly comparable 
noise problems in a consistent 
manner by: 

 

-strengthening the procedural 
framework leading to the 
introduction of operating restrictions 

Establishment of EU-
level support cell for the 
implementation of the BA 

Establishment of EU-
level support cell for 
the implementation of 
the BA  

Establishment of EU-
level support cell for 
the implementation of 
the BA  

-clarifying and specify how to carry 
out a noise assessment process 

Additional rules on the 
scope of the stakeholder 
consultation 

 

Additional rules on the 
scope of the 
stakeholder 
consultation 

Additional rules on the 
scope of the stakeholder 
consultation 

 

 Higher legal certainty for 
infringement procedures 

 

COM right of scrutiny 
with suspension 
possible until revised 
assessment is found 
adequate 

Mandatory COM 
scrutiny and prior 
authorisation 
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5. IMPACT ANALYSIS OF POLICY OPTIONS  

99. This section provides an assessment of the economic, social, and environmental impacts of 
the Policy Options identified in section 4 that is proportionate to the scope of the proposed 
initiative being of a procedural nature. The assessment of those impacts is supported by 
quantitative data and/or by academic research where necessary. Table 10 presented at the 
end of this section summarises the results of the assessment of impacts.  

5.1. Impact on the implementation of the Balanced Approach 

100. As explained in previous section and shown on Figure 2, the Directive acts under the 
umbrella of the Environmental Noise Directive. It sets out provision on one of the four 
main pillars of ICAO's Balanced Approach to noise management at EU airports: operating 
restrictions. The scope for noise-related EU action with respect to certain type of measures 
such as land use planning, operational procedures or insulation programmes (Pillars 1 and 
2 of the Balanced Approach) is limited for subsidiarity and proportionality considerations. 
On Pillar 3 (reduction of noise at source), it is ICAO who sets noise standards for aircraft. 
Therefore the impact of the proposed Policy Options on the overall implementation of the 
ICAO Balanced Approach is assessed separately.81 

101. In light of improved EU-level oversight of Policy Option 4, this option is most likely to 
have the greatest positive effects on the implementation of Pillar 1 and 2. This is because it 
would ensure that noise management instruments such as land use planning and 
operational measures are considered as part of the assessment required for introducing 
operating restrictions.  

102. With regards reduction of noise at source, Pillar 3 of the Balanced Approach, Policy 
Option 2 would send a signal to ICAO that the update of noise standards should be 
continued. 

5.2. Economic impacts 

103. Over the last decade, the number of movements performed by Chapter 3 aircraft in the EU 
has steadily fallen to about 10% in 2010 or about 420,000 movements82. Reflecting this 
trend, Policy Options 2, 3 and 4 propose revising the coverage of the definition of MCA, 
currently set at Chapter 3 -5 EPNdB, to Chapter 3 -12, -10 and -8 EPNdB, respectively. 
The lower the margin is set, the greater the coverage of movements, i.e. Chapter 3 -5 
EPNdB covers the least movements.  

104. While the most important economic impact is likely to be on aircraft operators, the impacts 
of noise measures in Policy Options 2, 3 and 4 are not limited to the particular airport or 
the region where the affected airport is located. As aviation is a network industry, the 
wider impact of operational restrictions at a particular airport could in principle have 
consequences over the whole European network83. In addition to the effects on the affected 

                                                 
81 All industry stakeholders stressed the need for more coherence between the different pillars of the Balanced 

Approach. 
82 See Table 2: Movements by aircraft in the EU according to noise standard – evolution 2002-10. 
83 See paragraph 60 for further details. 



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 77 – Drucksache 17/8618

EN 36   EN 

airports and the airlines using this airport, the main economic impacts to be assessed 
should include the effect on the efficient functioning of the aviation network as a whole.  

5.2.1. Impact on the efficient functioning of the European aviation network  

105. The potential effect of revising the possibility to target operating restrictions at MCA on 
the aviation network in Europe depends basically on the number of airports resorting to 
this instrument, which airports and which of the policy three options is implemented. If a 
large number of airports comprising an important share of operations with MCA are 
introducing MCA restrictions it would put serious limitations on the possible traffic 
programmes which the airline industry could offer to the customers. This effect would be 
felt especially by airlines with a relatively large share of MCA in their fleet. It would be 
especially critical for these airlines if the operating restrictions were put in place in the 
airports functioning as important nodes in their traffic programme. These restrictions 
would probably lead to increased costs for these companies, but create opportunities for 
airlines with less noisy fleet. On the other side if only a few airports comprising only a 
minor share of the operations the effects on potential traffic programmes, the choice of 
customers and on the competition between airlines would be limited. 

106. In comparison to Policy Option 1, it can be argued that Policy Option 2 would have the 
potentially greatest impact on the functioning of the European aviation system. as it would 
have the possibility to influence up to 10% of movements in the EU, depending on the 
number of airports implementing MCA operating restrictions. 84 However the phasing-out 
period would only be shorted by one year compared to the provision of the current 
Directive, allowing sufficient time for the overall adaptation of the system.  

107. On the contrary, Policy Options 3 and 4 would allow significantly less time for phasing out 
MCA if an airport decides to apply an operating restriction targeting the nosiest aircraft. 
However, as shown on Table 6, the revised definition of MCA in these Policy Options 
would affect fewer aircraft movements, up to 8% and 2% respectively. Moreover, while an 
operating restriction can be implemented far quicker, both Policy Options require a wider 
stakeholder consultation prior such a decision than Policy Option 1. 

Table 6: Estimated movements of MCA85 

 

108. Looking at individual aircraft, raising the margin even up to -12 EPNdB would not affect 
great numbers of aircraft and hence disrupt the network. Raising up to -8 would affect 
older versions of the A321-100/200, the B737-400 and the MD82. A margin set at -10 
would also affect a few B737-300s and some B747-400 (the overwhelming majority of 

                                                 
84 The decision to phase-out MCA is taken on an airport by airport basis, after a cost-effectiveness assessment. 

Airports then also can decide on the exact date of the introduction of such measures. Industry has expressed its 
opposition to a revised MCA definition of Chapter 3 minus 12 dB, also pointing to the risk of political 
problems. 

85 Source: Eurocontrol – PRISME and CFMU data. 

Aircraft type per noise limit Movements impacted on EU airports 

Chapter 3 minus 8dB 0 – 2% 

Chapter 3 minus 10dB 2 – 8% 

Chapter 3 minus 12dB 6 – 10% 
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them have at least a 15.6 margin). A -12 margin would add the B747-400 freighter on the 
list of impacted aircraft, where also most of the individual aircraft would meet this 
standard, with margins up to 16.2. 

109. To conclude, it is unlikely that there would be any significant disruptions in European air 
transport in any of Policy Options 2, 3 or 4. On the contrary Policy Options 3 and 4 would 
better safeguard protect the smooth functioning of the network due to enhanced scrutiny 
powers foreseen at EU level. 

5.2.2. Impact on airport capacity 

110. Demand currently exceeds capacity throughout most or all of the day at six European 
airports (London Heathrow, London Gatwick, Paris Orly, Milan Linate, Düsseldorf and 
Frankfurt). Some of this shortfall in these highly congested airports is specifically related 
to noise management measures. 86 Demand also exceeds capacity during peak hours at a 
number of other airports (Frankfurt and Munich)87. 

111. Policy Options 2, 3 and 4 could be all effective in ensuring that airports better utilize their 
capacity for an equal level of noise annoyance abated compared to Policy Option 1. This 
may result in less congestion and more revenues in particular at airports which face the 
highest capacity constraints. 

112. On the other hand, this general positive economic impact will be partially offset by the 
increased administrative costs for airports. Under Policy Option 1, noise management in 
connection with the implementation of the present directive already entails some 
administrative costs. These costs are predicted to grow due to increasing complexity and 
complaint management requirements. 88 

113. Policy Option 2 mitigates this administrative burden through the establishment of an EU 
support cell which will provide central databases on aircraft noise performance89 and the 
necessary software to perform noise mapping. Policy Option 4, on the contrary, will likely 
increase the burden for airports who would be obliged to seek prior authorisation from the 
European Commission. The likely magnitude of this impact is specified in Section 5.2.6. 

5.2.3. Impact on aircraft operators 

114. The further strengthening and harmonisation of the process leading to the introduction of 
operating restrictions as foreseen in Policy Options 2, 3 and 4 should allow increasing the 
cost-effectiveness of noise abatement measures. In addition transparency will be better 
enforced, which will contribute to a more predictable and stable investment climate. 90 
Increased certainty concerning the regulatory environment would be achieved in particular 
in Policy Options 3 and 4. In these Policy Options, a wider stakeholder consultation would 
ensure the involvement of affected airlines in the establishment of noise-related operating 
restrictions at individual airports. In addition, the right of scrutiny for the Commission 

                                                 
86 ACI stressed this issue. 
87 Steer Davies Gleave, (2011), Supporting study for the impact assessment of revising Regulation 95/93. 
88 Many stakeholders, both community groups of citizens living in the surroundings and airlines, complained 

about the lack of transparency of the noise management process. 
89 Currently airports need to ask for the noise certification for each and every aircraft using their facilities. 
90 Airlines stressed their willingness to invest in performing aircraft, but the standards should be harmonized and 

should not change overnight. 
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(reinforced under Policy Option 4 to the requirement for prior authorisation) would enable 
temporary suspension of measures that are rightfully contested by stakeholders.  

115. The positive effect of a more stable and transparent EU-wide investment climate would be 
at least in the short and medium run decreased by the need to replace noisy aircraft in the 
airlines' fleets. Airlines normally have a long term investment programmes to steadily 
replace older (and noisier) aircraft91. Any change in the regulatory environment will 
require adaptation of these programmes. The extent of this adjustment is however very 
much dependent on the particular strategy adapted by the individual airline. In general, 
however, operators tend to use ICAO standards as benchmarks for investment purposes. As 
all Policy Options foresee to maintain this benchmark in the revised legislation, the 
adjustment required will be limited on this aspect. 

116. Concerning the magnitude of the impacts caused by this adjustment, it is clear that Policy 
Option 2 would most heavily affect aircraft operators all other things equal as it would 
allow the banning of a greater number of noisier aircraft than Policy Options 1, 3 and 4. 
The effects would to a large extent depend on the number and the role (hub, spoke) of 
airports choosing to introduce MCA restrictions. Especially express cargo carriers could be 
seriously affected as they operate older aircraft, in many cases pensioned off passenger 
aircraft transformed into cargo carriers. The value of MCA would most likely drop through 
the anticipation of likely operating restrictions targeting these aircraft. As shown on Table 
6 however, even if all aircraft that are noisier than Chapter 3 -12 EPNdB are assumed to be 
banned once this is made possible by the revision of the Directive, the number of affected 
movements would not exceed 10% of the total. Further details are provided in Appendix 8: 
Impact of defining MCA. 

117. In general, raising the margin up to -8 EPNdB does not affect flag carriers.92 Only 
Lufthansa is expected to be impacted on a smaller part of its B737-300 fleet when the 
margin is raised up to -10 EPNdB. Raising the margin up to -12 EPNdB does not have an 
additional impact.  

118. Cargo operators would be affected more if the margin is raised up to -12 EPNdB, in 
particular some parts of the B747-400 freighters of Cathay Pacific and CargoLux. 93 The 
fleet of FEDEX and DHL consist mainly of Airbus 310-200 (margins of -14 EPNdB), 
McDonnell Douglas DC-10 (-15.5 EPNdB) and Boeing 757 (-18.6 EPNdB). The aircraft of 
charters and regional airlines have margins above -20. 

119. To reinforce this conclusion, analysis has also been carried out to determine which aircraft 
types would be the most impacted by the change in the definition of MCA. The A321 and 
the B733 aircraft have been identified as the two most affected airframes. Table 7 shows 
the impact on some major airlines operating these aircraft differentiated according to 
Policy Options 2, 3 and 4. For Policy Option 4, it is clear that this negative impact would 
be extremely limited in comparison to Policy Option 1. 

Table 7: Impact on airlines and aircraft types along the three Policy Options94 

                                                 
91 See e.g. http://corporate.airfrance.com/en/sustainable-development/environment-and-climate/ 
92 This information mainly stems from the noise certification levels of aircraft at Heathrow airport and relates to 

individual aircraft. It does not relate to number of flights. Heathrow has a strict noise quota count system 
where the use of quieter aircraft is promoted. 

93 Ibid footnote 92. 
94 Eurocontrol, 2011, PRISME and CFMU data.  
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Airline Policy 
Option 2  Policy 

Option 3  Policy 
Option 4  

 Absolute 
number 

% of A321 
fleet 

Absolute 
number 

% of A321 
fleet 

Absolute 
number 

% of A321 
fleet 

Lufthansa 0 0% 0 0% 0 0% 

Air France 21 100% 17 81% 0 0% 

Iberia Airlines 18 100% 18 100% 0 0% 

Alitalia 23 100% 0 0% 0 0% 

British Airways 0 0% 0 0% 0 0% 

Monarch Airlines 0 0% 0 0% 0 0% 

Spanair 0 0% 0 0% 0 0% 

Turkish Airlines 2 10% 2 10% 0 0% 

 Absolute 
number 

% of B733 
fleet 

Absolute 
number 

% of B733 
fleet 

Absolute 
number 

% of B733 
fleet 

Lufthansa 31 97% 0 0% 0 0% 

Norwegian Air Shuttle 6 25% 2 8% 0 0% 

Bmibaby 3 27% 1 9% 0 0% 

Jet2.com 16 50% 1 3% 0 0% 

Europe Airpost 5 31% 0 0% 0 0% 

KLM 5 100% 0 0% 0 0% 

Air Baltic 1 13% 0 0% 0 0% 

Jat Airways  10 100% 0 0% 0 0% 
 

5.2.4. Impact on airframe and aircraft engine manufacturers 

120. Updating the definition of MCAs could as mentioned above change the investment 
programme of aircraft operators, bringing forward the purchasing of less noisier aircraft. 95 
This would have a positive effect in the short to medium term on the turnover and sales 
figures of airframe and engine manufacturers, generating further employment 
opportunities. 

                                                 
95 The newest generation of aircraft reduces both emissions and noise substantially – by some 25%. Some 

stakeholders expressed the concern that the search for emission reductions would go at the expense of noise 
reductions. 



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 81 – Drucksache 17/8618

EN 40   EN 

121. In terms of noise performance, one of the most recently introduced aircraft, the Airbus 
A380 has a cumulative margin of around 28dB96, whilst some business jets have 
cumulative margins of between 30 and 40dB with regard to the Chapter 3 standard. This 
demonstrates that the necessary noise abatement technology already exists, but this needs 
to 'trickle down' from the large airframes to the medium-sized and smaller models. 
Substantially revising the definition of MCA, as foreseen under Policy Options 2 and 3, 
would give a signal that reducing noise will remain an important aspect of future airframe 
and engine development. It will also incentivise the timely renewal of the fleet generating 
additional market demand for quieter aircraft. 

122. As for aircraft engines, there are now in principle major technologies97 to further improve 
their noise performance, shown on Figure 9. While engine manufacturers will likely be 
impacted by more stringent noise measures in the longer run depending on their principal 
choice of technology investment, the Policy Options in this Impact Assessment would not 
at this stage have any significant effect, in addition to providing the signal on the future 
importance of noise abatement technologies. However, it is clear that new technology 
should deliver on both emissions and noise performance, and that they should not cause 
additional environmental harm. 

Figure 9: Specific fuel consumption versus noise for open-rotor engine technology98 

                                                 
96 Depending on the exact Maximum Take-Off Weight. 
97 The performance of the so-called “open rotor” engines needs to be compared with state of the art aircraft. 

However, open rotor might be limited to lower flight speeds hence their application will be limited to short-
haul aircraft, where marginally increased journey times may be acceptable. Open-rotor technology is therefore 
affected by operational trade-offs as well as “emissions versus noise” trade-offs. Longhaul aircraft are more 
likely to continue to be powered by advanced turbofan engines where flight time, airport noise curfews and 
operational issues may preclude open-rotor solutions. Indeed, open rotor might lead to 'en route' noise, due to 
its specific noise profile caused by the counter rotating blades. The exact noise performance of open rotor is 
not yet publicly known. In this example, interdependencies prompt two potential solutions showing that fuel 
burn can be decreased at the expense of noise compared with equivalent technology turbofans. Source: 
Advisory Council for Aeronautics Research in Europe, 2010, Aeronautics and Air Transport: Beyond Vision 
2020 (Towards 2050), Background Document. 

98 Rolls-Royce as shown Advisory Council for Aeronautics Research in Europe, 2010, Aeronautics and Air 
Transport: Beyond Vision 2020 (Towards 2050), Background Document p. 65. 
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5.2.5. Impact on innovation and research 

123. In 2001, the Advisory Council for Aeronautics Research in Europe set the target of 
achieving by 2020 "a reduction in perceived noise to one half of current average levels". In 
line with this goal, substantial R&D and deployment efforts have been undertaken, for 
instance through the Clean Sky Joint Technology Initiative99 by developing quieter 
aircraft; and through the SESAR Joint Undertaking100 by producing the new ATM system 
enabling better noise performance through innovative operational measures. While both 
Policy Option 2 and 3 would in particular incentivise action to reduce noise at source 
through updating the definition of MCA, Policy Option 3 would in addition guarantee that 
operational measures are fully recognised and taken into account to assess the cost-
effectiveness of operating restrictions through the Balanced Approach. 

5.2.6. Impact on administrative costs 

124. Administrative costs are defined as the costs incurred by different stakeholders in meeting 
legal obligations to provide information on their action or production either to public 
authorities or to private parties. Information is understood in a broad sense, i.e. including 
labelling, reporting, registration, monitoring and assessment needed to provide the 
information.  

125. The administrative costs are calculated as changes in costs compared to the baseline 
scenario. Additional costs for public authorities and airports are all considered.  

126. The identification and assessment of administrative costs have as far as possible been 
following the steps in the EU standard cost model. A more detailed description of the 
calculation of administrative costs is available in Appendix 7: Revision of the Directive - 
assessment of administrative costs. The calculations are based on best available estimates 

                                                 
99 http://www.cleansky.eu/ 
100 http://www.sesarju.eu/ 
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and assumptions. It should be stressed there is a considerable uncertainty in the 
calculations. 

127. The estimated yearly change in administrative costs associated with each Policy Option is 
shown in Error! Reference source not found..  

Table 8: Change in yearly administrative costs 
Euros/year Policy option 2 Policy option 3 Policy option 4 

        

1. Support cell 1,000,000 1,000,000 1,000,000 

1 a. Establish support cell 0 0 0 

1 b. Annual update of support cell  40,000 40,000 40,000 

1 c. Impact of support cell on operating 
costs  - 40,000 - 40,000 - 40,000 

1 d. Mandatory modelling  1,000,000 1,000,000 1,000,000 

2. Stakeholder consultation 800,000 800,000 800,000 

3. Notification procedure 0 1,200,000 2,400,000  

3 a. Change in notification procedures   0 1,200,000 0 

3 b. Change in notification procedures  0  0  2,400,000 

 Total 1,800,000 3,000,000 4,200,000 

Private sector 14 % 8 % 6 % 

Public sector 86 % 92 % 94 % 

 

128. The aggregate annual administrative cost in relation to the support cell gives rise to 
administrative costs to airports and airlines in the EU due to increased information 
obligations. At the same time there will be an annual reduction in costs of around the same 
size to airports performing a noise assessment in line with the Balanced Approach. The 
information obligation and the costs will fall on all major airports and airlines while the 
savings will be concentrated on the airports obliged to perform an analysis of operating 
restrictions. 

129. Mandatory utilisation of a noise modelling tool in assessing the impacts of the different 
noise abatement measures in all Policy Options will increase the costs. It is assumed that 
this will imply an average cost of € 50,000 for each assessment. This corresponds to the 
estimated cost of procuring this service from a consultant who would tailor the EU tool 
provided by the support cell to local conditions. 

130. All Policy Options foresee a widening and deepening of the scope of stakeholder 
consultation. This measure would imply more specific demands on the existing national 
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rules, and would increase the cost per assessment for authorities in Member States due to 
information obligation, assessment of contributions and decision-making. 

131. The change in notification and scrutiny procedure in Policy Option 3 and Policy Option 4 
compared to the Policy Option 1 will raise the quality of the analysis which the authorities 
have to deliver.  

132. It is assumed that the Policy Option 3 (scrutiny) would give rise extra cost for public 
authorities due to information exchange with Commission, preparation of supplementary 
material, meetings in Brussels etc. These activities would probably involve different 
specialists and management levels from the Member States, hence a close to average 
hourly rate can be assumed. It is assumed that the Commission scrutiny will amount to 1 
man year distributed on different specialists within the Commission at large. This would be 
in line with the current efforts to monitor the implementation of the directive and undertake 
noise related action. 

133. Policy Option 4 (prior authorisation) is assumed to give rise to the same type of costs as 
mentioned above, but it clearly would be more demanding on the Member States. The 
Commission would take greater responsibility and would probably have to ensure that the 
information and analysis supporting the decisions are correct. It is assumed that the 
workload for the Commission will amount to 1-2 man year distributed on different 
specialists, as every decision on an operating restriction would become subject to 
Commission analysis. 

134. In addition to a change in the annual administrative costs, all Policy Options would imply a 
very modest initial data collection aiming at adjusting already existing data for this specific 
purpose, refinement of existing Eurocontrol data, and the validation and update of this 
information on a recurrent basis. Data has to be supplied by airports, aircraft 
manufacturers, international organisations and public authorities in Member States. The 
baseline scenario does not contain administrative costs for this purpose. The one time cost 
is assumed to be € 120,000. 

5.2.7. Impact on EU budget 

135. The EU budget would be affected by Policy Options 2, 3 and 4 compared to Policy 
Option 1. The effect on the budget is due to the establishment of a support cell and to the 
staff necessary for the increased supervision (Policy Option 3) and enhanced control 
(Policy Option 4), being the lowest in Policy Option 2 and the most significant burden in 
Policy Option 4. Nevertheless, the impact of the proposal on the EU budget will be fairly 
limited, as the assessment tools, the required data and the evaluation efforts have already 
been developed and will also be used for other purposes. Databases on noise performance, 
noise mapping software, a multi-airport model101 already have been developed by 
Eurocontrol102. They can be used by the SESAR Joint Undertaking to assess the 
performance of new air traffic systems or by the Single European Sky Performance 
Review Body to assess feasibility of setting performance targets and monitoring them with 

                                                 
101 The Commission and Eurocontrol have jointly developed such model, which is currently used to assess noise 

stringency. The model would also be used to assess SESAR induced operational improvements and would 
allow assessing the interdependencies between noise and emissions. 

102 The current Eurocontrol framework agreement covers this action. The earmarked budget amounts to about 
€20,000 for the collection of additional data on noise. 
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appropriate incentives. The Commission has control over these tools. 103 In general these 
tools improve the environmental policy assessment capacity of the Commission. 

136. The costs to the EU budget which are associated with the set-up of the support cell, could 
be quite limited if the cell was integrated in an existing structure like Eurocontrol or the 
Performance Review Body, estimated at around €100,000 per year. This estimate includes 
the cost of one full-time equivalent Commission official as well as IT costs. The above-
mentioned Commission-Eurocontrol Framework Agreement already foresees support to 
National Supervisory Authorities. 

137. In addition to this support cell, Policy Option 3 foresees the right of scrutiny for the 
Commission in case of a substantiated appeal. Such scrutiny would entail the verification 
of the national noise assessment process. This task is estimated to demand what 
corresponds to a full time Commission official and the associated overhead cost. Due to 
the relatively modest demand on resources it is expected that the financing could be found 
within the existing budget. 

138. Under Policy Option 4 the task performed by the Commission would be more demanding. 
The task of the Commission would be to assess the quality of the data or the robustness of 
the methods used. Hence, the cost per decision would rise as compared to Policy Option 3, 
but the number of decisions would increase. 

5.2.8. Impact on international relations 

139. In Policy Option 2, MCA are defined as Chapter 3 -12 EPNdB, effectively encroaching on 
Chapter 4 aircraft. However, such an approach does not follow the ICAO resolutions104 
where Contracting States committed, at least for day operations, not to use restrictions on 
Chapter 4 compliant aircraft. ICAO resolutions are binding for all EU Member States 
which are ICAO Contracting States. A harmonized definition of MCA going beyond 
Chapter 3 as envisaged under Policy Option 2 could therefore lead to an international 
conflict with major aviation partners, in particular the United States. 

140. Policy Options 3 and 4 are fully in line with ICAO commitments and requirements with 
regard to the definition of MCA, as well as to a strengthened application of the Balanced 
Approach.  

5.3. Social impacts 

141. In this section, the Commission will assess social impacts of the various policy options in 
the fields which affect primarily people, namely governance and participation, employment 
level and conditions and safety. The impacts of variation of noise pollution on human 
health are assessed in the section analysing environmental factors105. 

                                                 
103 For instance, STAPES is a multi-airport model to assess noise, developed by Eurocontrol and Commission. 

This model is currently used to assess noise stringency for new aircraft in the ICAO process. With a limited 
effort, the model could be used to assess both noise and the interdependencies noise/emissions for SESAR or 
for particular airports. The model could also be used for the implementation of the Environmental Noise 
Directive, delivering EU wide noise assessments. 

104 Resolution 37-18 adopted during the ICAO Assembly of 2010. 
105 When assessing social impacts in transport policy, no clear distinction can be made between social, economic 

and environmental impacts. For instance, a policy that reduces noise pollution induced by transport activities 
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5.3.1. Impact on governance and participation 

142. Thanks to the strengthened procedure, an improvement is expected in the transparency of 
noise assessments. The possibility of involvement by all stakeholders, in particular 
citizens, would be guaranteed by the additional provision on the scope of stakeholder 
consultation foreseen in Policy Options 2, 3 and 4. The common procedures EU-wide 
would ensure the equal treatment of citizens confronted with decisions on airport noise 
management, irrespective of where they live. 

5.3.2. Impact on employment level and conditions 

143. Policy Options 2, 3 and 4 will likely have a positive impact on employment levels due to 
the positive effects outlined in Section 5.2.2, and 5.2.4106. The direct employment benefits 
in the air transport industry can be estimated to be around 1.53 million jobs in the EU; 
while indirect and induced employment is about 4.2 million in EU107.  

144. The better implementation of the Balanced Approach will provide more certainty for 
investment decisions, and will enable aircraft operators to organize their businesses in a 
more efficient flexible way. In particular abrupt and costly relocations will be more 
certainly avoided under Policy Options 3 and 4.  

145. Concerning the profile of jobs provided, it is likely that in particular Policy Option 2 would 
generate additional employment outside normal business hours. Good working conditions 
will thus need to be maintained in order to avoid any possible negative impact on 
employees. 

5.3.3. Impact on safety 

146. Noise measures may have an impact on the safety of air transport. Despite clear ICAO 
requirements to give absolute priority to safety, there are cases where noise related 
measures interfere with safety decisions, namely if imposing specific characteristics on the 
final approach of the aircraft to airport, which is a safety critical phase. Through the better 
enforcement of the correct implementation of the Balanced Approach, Policy Options 3 
and 4 would ensure that such conflicts are avoided. 

5.4. Environmental impacts 

147. The Policy Options may affect the environment in two principal ways through their impact 
on the noise climate and their influence on greenhouse gas and pollutant emissions. 

                                                                                                                                                                  
affects primarily the natural environment, but also human health. It has therefore both social and 
environmental impacts. In this context, and to ensure complete coherence with the methodology used in the 
Impact Assessment accompanying the recently adopted White Paper on Transport, the Commission assesses 
social impacts of the various policy options in the fields which affect primarily people, namely governance and 
participation, employment level and conditions and safety. The impacts of variation of noise pollution on 
human health are assessed in this section analysing environmental factors. 

106 Further discussion on the employment effects of air transport are described in 
Appendix 3: Overview of international and EU policies affecting airport noise. 

107 Air Transport Action Group, (2008), The economic and social benefits of air transport 2008, Geneva, 26p. 
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5.4.1. Impact on noise climate 

148. As explained in paragraph 81, the underlying logic when constructing the Policy Options 
was to maintain at least the same noise climate as under Policy Option 1 as it is crucial to 
achieve established noise quality objectives. Given that the proposed initiative relates only 
to rules and procedure to be followed to introduce operating restrictions, the impact of 
Policy Options 2, 3 and 4 on noise contours will be highly dependent on the particular 
noise abatement measures adopted by the individual airports. 

149. This dependence also holds for health impacts. Therefore the health impacts should be the 
principal element of noise assessments. Appendix 3: Overview of international and EU 
policies affecting airport noise highlights the crucial importance of noise impacts on 
human health and the contribution of aviation to noise pollution. 

5.4.2. Impact on greenhouse gas and pollutant emissions 

150. Noise and emissions are conflicting objectives in the design of both airframes and engines 
(do manufacturers optimize in terms of fuel consumption or in terms of noise) and in the 
adoption of noise mitigating measures (does air traffic management provide for the shortest 
routes (which are likely to be least costly in terms of emissions) or for somewhat longer 
routes to avoid noise impact on the communities on the ground, or stack aircraft in the air 
as long as the night ban lasts).  

Manufacturers need to be incentivised to try to achieve both noise and emission reduction, as 
encouraging the use of quieter aircraft can lead under the current state of technology to fewer 
emissions. The latest generation of jets is significantly better in terms of both noise and emissions.  

Table 9: Synergies and trade-offs between noise, local air quality and climate from various measures108 

                                                 
108 IEA, 2009, Transport, Energy and CO2. Moving Toward Sustainability. Chapter 7, Table 7-3.  
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151. On the other hand, it is recognised that in certain cases, measures taken to improve the fuel 
efficiency of aircraft and hence lower their emission, may negatively affect noise 
performance. Table 9 (and also Figure 9) highlights some of these trade-offs and synergies 
for operational measures. Many operational and technical measures have conflicting 
impacts: for instance, the Continuous Descent Approach benefits all three environmental 
(noise, local air quality and climate). Lightweighting also provides benefits across all 
areas, as do most types of aerodynamic improvement. In all other cases, trade-offs are 
necessary. The inclusion of aviation in the EU ETS from 2012 will in particular provide 
further incentives for lower fuel burn, which in some cases will counteract the 
effectiveness noise management instruments.  

152. While this trade-off affects all Policy Options, Policy Option 4 is expected to be most 
affected since this Option introduces an increase in the cumulative margin to the noise 
standard of chapter 3 from five to eight in the definition of marginally compliant aircraft. 
Such a measure will unlikely to be a strong incentive and signal to develop and use quieter 
aircraft, and hence will necessitate more operating restrictions. 

5.5. Conclusions 

153. The results of the previous sections give the following picture of the impacts of the various 
Policy Options relative to Policy Option 1. 
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Table 10: Summary table of impacts compared to Policy Option 1 

 Policy Option 2 Policy Option 3 Policy Option 4 

Impact on the implementation of the Balanced 
Approach 

Medium Medium High 

Economic impacts    

Impact on: 
The efficient functioning of the European aviation 

network 

 

Low 

 

Low 

 

Low 

Airports Medium Medium Low 

Aircraft operators Low Low Medium 

Airframe and aircraft engine manufacturer Medium Medium Neutral 

Administrative costs Up to  
€ 1,800,000/year 

Up to  
€ 3,000,000/year 

Up to  
€ 4,200,000/year 

EU budget Low Medium High 

International relations High Low Low 

Social impacts    

Impact on governance and participation High High High 

Impact on employment level and conditions Low Low Low 

Impact on safety Low Medium Medium 

Environmental impacts    

Impact on noise Neutral Neutral Neutral 

Impact on climate change Medium Medium Neutral 

Legend: negative impacts are identified as dark orange in bold italics. 
"High" refers to high likelihood of significant impacts. "Medium" and "Low" mean lower probabilities for a significant 
impact to arise. The magnitude of impact will in all cases depend on the measures chosen through the discretion of local 
and national authorities, and aircraft operators.  

6. COMPARISON OF THE OPTIONS 

154. The analysis above has shown that the three Policy Options have clear economic, social 
and environmental impacts. 

– From an economic point of view, Policy Option 2 seems to be overall preferable as it 
has the smallest increase in administrative costs. However this Policy Option can be 
regarded as challenging in terms of international relations. Policy Option 3 would avoid 
this negative impact on the external relations, but would pose an additional burden on 
the EU budget. This Policy Option would keep the administrative burden similar to 
Policy Option 1. 

– Also from a social point of view, Policy Options 2, 3 and 4 have a similar impact. The 
only major difference in the effects stems from the extent to which operational measures 
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affecting the safety of aircraft are scrutinised. Policy Options 2 and 3 can be considered 
largely equivalent in this respect.  

– With regard to environment, Policy Option 4 can clearly distinguished by the relatively 
high potential of negative impacts related to trade-off between operational measures 
addressing noise and climate change. Again, Policy Option 2 and 3 can be considered 
by and large comparable in relation to the environmental impacts.  

155. This section provides for an assessment of how the policy options will contribute to the 
realization of the policy objectives, as set in Section 3, in light of the following evaluation 
criteria: 

• effectiveness – the extent to which options achieve the objectives of the proposal; 

• efficiency – the extent to which objectives can be achieved at least cost; 

• coherence – the extent to which policy options are likely to limit trade-offs across the 
economic, social, and environmental domain. 

6.1. Effectiveness 

156. Table 11 gives a synthetic overview of the policy options’ effectiveness with regard to the 
specific policy objectives defined in section 3. This shows that in terms of effectiveness, no 
clear priority can be established. This being said, Policy Option 3 appears to be the most 
balanced Policy Option because it offers the most appropriate pallet of actions to meet the 
defined objectives. 

157. As regards the objective related to the rules on MCA, the effectiveness of the envisaged 
Policy Options is dependent upon their level of ambition in relation with the noise 
performance of aircraft. In this respect, Policy Option 2 is expected to score best because 
the revised definition of MCA is the strictest, that is the MCA will encompass aircraft, the 
noise performance of which will be below Chapter 3 -12EPNdB standard and therefore 
close to Chapter 4 aircraft. Accordingly, Policy Option 4 offers the lowest effectiveness 
being the least ambitious in terms of noise performance of aircraft whereas Policy Option 3 
scores better than Policy Option 3. 

158. As regards the objective related to the consistent introduction of operating restrictions at 
EU airports, the effectiveness of the envisaged Policy Options is dependent upon the 
degree of the quality control performed. Policy Option 4 offers the best possibilities in this 
respect because it benefits from its much stronger focus on the procedural framework, 
especially with the prominent role of the Commission in controlling the quality of the 
assessment process leading to the introduction of operating restrictions. The Commission 
will indeed be in charge of mandatory scrutiny and prior authorisation of any envisaged 
operating restrictions at EU airports. Compared to Policy Option 4, Policy Option 3 is less 
effective because the quality control will not be systematic. However, it will enable the 
Commission to focus its quality control on the most problematic operating restrictions. 
Policy Option 2 is expected to be by far the least effective because the scrutiny of the 
quality of the assessment process procedure will be performed ex post through 
infringement procedures.  
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Table 11: Effectiveness of envisaged Policy Options in light of specific policy objectives 

Specific policy objectives Policy 
Option 1 

Policy 
Option 2 

Policy 
Option 3 

Policy 
Option 4 

Make the specific rules on MCA effective by: 

- Revising obsolete definition of MCA 

- Choosing an adequate associated phasing-out period  

neutral high medium low 

Ensure that similar operating restrictions are considered at 
airports with broadly comparable noise problems in a consistent 
manner by: 

- clarifying and specify how to carry out a noise assessment 
process  

- strengthening the procedural framework leading to the 
introduction of operating restrictions 

neutral low Medium - 
high 

high 

6.2. Efficiency  

159. Given that the proposed initiative is of procedural nature, the total cost of the envisaged 
Policy Options covers administrative costs (see section 5.2.6) and cost for the EU budget 
(see section 5.2.7). 

160. In light of the estimations detailed above, Policy Option 2 appears to be the most efficient 
as it would bring about the smallest increase in administrative costs. However, this 
assessment does not take account the potential costs of an international dispute in the 
highly globalised aviation market, possibly negatively affecting EU aircraft operators.  

6.3. Coherence 

161. As shown on Table 10, Policy Option 3 is the most coherent, carefully balancing action to 
achieve the specific policy objectives. No significant negative impact is foreseen under this 
Policy Option, which therefore represents lowest trade-offs across the economic, social, 
and environmental domain. 

6.4. Conclusion  
Table 12: Comparison of options in terms of efficiency, effectiveness and coherence 

Specific policy objectives Policy Option 1 Policy Option 2 Policy Option 3 Policy Option 4 

Effectiveness neutral low medium  high 

Efficiency neutral high medium medium 

Coherence neutral medium high low 
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162. In light of the above and as summarised in Table 12, the preference is given to Policy 
Option 3 which performs under no criteria inadequately. Policy Option 3 appears in 
particular with respect to coherence, the most suitable Policy Option to achieve the 
objectives identified in Section 3. 

7. MONITORING AND EVALUATION 

163. The Commission will properly evaluate and review the Regulation five years after its 
adoption by the Commission. On top of the evidence produced in the framework of a 
scrutiny or appeal procedure on particular cases, the Commission will constantly monitor a 
set of core indicators which will be updated to trace the effectiveness of the regulation.  

(1) In particular, in line with the operational policy objective that all new operating restrictions 
should include measures specifically targeting MCA, the evolution of the role that MCA 
play in the European aviation system will be monitored. This can be done through a set of 
concrete indicators: 

• Noise certification: EASA has a publicly available data bank109 on certification 
information, including noise performance, of all new aircraft types. 

• Movements performed by MCA: Eurocontrol has information on all movements in the 
ECAC region (to be defined). This information can be combined with their PRISME 
data base, which is the Eurocontrol data warehouse holding information on movement 
numbers, aircraft types, airports, etc. 110 

(2) It is generally observed that political pressure points to a single solution to the noise 
problem – usually operating restrictions – while a thorough and refined analysis may lay 
the basis for considering a wider range of noise mitigating measures from which the most 
cost-effective can be selected. Therefore another operational policy objective requires that 
the share of new curfews to total operating restrictions should be substantially reduced by 
2020. This can be monitored through the following indicator, which would also 
complement monitoring required by the first operational objective: 

• The evolution of noise mitigating measures (based on number and policy mix). This 
information can be drawn from the Performance Plans under to Single European Sky 
legislation; from National Noise Action Plans; to be delivered under the Environmental 
Noise Directive; and from specific noise performance trend reports. 

Table 13: Monitoring indicators 
Key indicators Definition Relevance 

Monitoring the noise performance of aircraft and quality of noise management policies 

Noise certification  This indicator shows the noise 
performance of new aircraft. 

This indicator monitors the progress 
in noise performance of new aircraft. 

                                                 
109 http://easa.europa.eu/certification/type-certificates/noise.php 
110 These two databases still need to be linked with a common key (with airport data) so that the noise 

performance of individual aircraft is known. This would in any case be required to assess noise performance of 
the Single European Sky.  
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Number of movements of MCA This indicator gives the number of 
flights performed in the ECAC region 
of MCA (can be detailed per airport 
and airline). 

This indicator shows trends in the use 
of MCA. 

Overview of operating restrictions 
and the mix of noise mitigating 
measures 

This new indicator would compile 
information from noise action plans 
and performance plans on the quality 
of noise mitigating measures. 

This indicator would reveal the 
quality of noise assessment process. 

164. Beyond the existing sources, the Commission is building up its monitoring and modelling 
capacity, including by gearing existing Eurocontrol expertise and data towards more 
precise noise (and environmental) assessment capabilities, including through the standing 
framework agreement with Eurocontrol. To summarize, Commission is responsible for the 
monitoring arrangements with the associated administrative costs, in particular by 
providing for adequate indicators for the noise annoyance in view of the implicit objective 
to keep low noise levels. 
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9. APPENDICES 

Appendix 1: Assessment of the application of the minimum consultation standards 

• Clear content of the consultation process 

1. The evaluation of Directive 2002/30/EC started five years after its adoption. It consisted of 
an implementation assessment, and a questionnaire sent to stakeholders. The views of 
stakeholders, indicating room for improvement, form the basis for the revision of the 
Directive.  

• Consultation of target groups 

2. All relevant stakeholders, as specified in Appendix 2: Details of the consultation process 
and outcome, have been able to participate in the consultation process. These stakeholders 
can be deemed adequately representative for aviation noise issues. Beyond Member States 
and aviation industry, also community groups and independent 'noise councils' were 
consulted. 

• Publication 

3. The results of the study and views of the stakeholders were reflected in COM(2008) 68. 

• Time limits for participation 

4. Stakeholders have been given three months time to provide written comments. 

5. During 2010 until mid-2011 stakeholders were given the opportunity to confirm their 
positions. In addition, the scope of the consulted stakeholders was widened to also include 
community groups. 

• Acknowledgement and feedback 

6. Responses from stakeholders following the public consultations and stakeholder meetings 
have been acknowledged and most of the stakeholders’ responses or background 
documents are publicly available on their websites111. 

• Main results and how these have been taken into account 

7. The Commission has analysed the comments made, and the results of the consultation have 
been taken into account in assessing the different possible actions to improve the quality of 
the noise assessment measures. In addition, Commission services were able to count on the 
appreciated support of European Aviation Safety Agency, Eurocontrol and the SESAR 
Joint Undertaking. 

                                                 
111 See for instance: http://www.aea.be/assets/documents/positions/PP_00329.pdf; 
http://www.acnusa.fr/index.php/fr/qui-sommes-nous/publications/communiques/1384. 
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Appendix 2: Details of the consultation process and outcome 

1. The most affected stakeholders concerning noise and aviation are airport community 
groups, airports, airlines (including air cargo), aircraft manufacturers and independent 
noise councils. These stakeholders were consulted in two phases. 

2. In a first phase a general open consultation took place in 2007-2008. Article 14 of the 
Directive requires the Commission to report to the European Parliament and to the Council 
on the application of the Directive. The open consultation of stakeholders was done as a 
central part of the preparation of this report.  

3. Interviews were conducted with 52 Community airports and a number of aviation industry 
representatives: 112 

• Association of European Airlines (AEA), representing the “mainstream” European 
scheduled service airlines; 

• European Business Aviation Association (EBAA); 

• European Express Association (EEA), whose full members are DHL, FedEx, TNT 
and UPS, hence representing the cargo carriers; 

• European Regions Airline Association (ERA); 

• Committee for Environmentally Friendly Aviation (CEFA); 

• International Air Carrier Association (IACA), traditionally representing “leisure” 
(holiday/charter) airlines. 

• Airports Council International 

4. The result of this consultation formed part of a more general background study performed 
by MPD Group Limited. The report from the Consultant covering consultation and study 
was completed in October 2007. All stakeholders and stakeholder groups have been invited 
to send their reactions in the three months after the publication of the Report. The Report 
has also been published on the Internet113. 

5. In the second phase the main stakeholders which had responded to the open consultation 
were contacted again in the course of 2010-11 to see whether their 2008 positions were 
still valid and could be confirmed. In addition, the consultation was widened to the 
"Autorité de contrôle des nuisances sonores aéroportuaires" (ACNUSA); the Aviation 
Environment Federation, an European NGO representing national Community groups 
speaking on behalf of the affected population114; and the AeroSpace and Defence 
Industries Association of Europe (ASD), the European of equipment manufacturers.  

                                                 
112 See especially chapter 5 of MPD Group Ltd (2007). 
113 http://ec.europa.eu/transport/air_portal/environment/aircraft_noise_en.htm 
114 Community groups are by definition focused on particular airports and are not able to take a substantiated 

position on EU legislation. There are a few NGOs who are able to do so. For aviation noise one of the most 
active is Aviation Environment Federation. This NGO shares the work with other NGOs like T&E to follow 
European policies. Other, not noise-specific environmental organisations did not reply to the open consultation 
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6. The main outcome of this consultation round was as follows. The operators115, namely the 
Association of European Airlines (AEA), representing the traditional flag carriers: 

• insisted that the principles of ICAO's Balanced Approach should be correctly applied 
(on an airport-by-airport basis; operational restrictions only to mitigate identified 
noise problems; use of most cost-effective measures on basis of cost-benefit analysis; 
and land use planning as a prerequisite) on basis of the existing Directive; 

• agreed that a new ‘chapter 5’ noise standard might be feasible, to be developed in an 
ICAO context which takes due account of technical feasibility, environmental benefit 
and economical affordability; 

• requested a further clarification of the Directive, what exactly it permits and what it 
prohibits; 

• reiterated the need to consider the amendment of the definition of noisy aircraft 
(MCA) on basis of international regulation to avoid market distortions; and 

• stated that the availability of new wide body aircraft which are significantly quieter 
would contribute to contain noise contours. 

7. The European Express Association validated the main points of their 2008 position116 with 
a substantial change: the association would now favour guidance instead of a review of the 
directive, involving a co-decision process. The position pointed at: 

• the inconsistent interpretation and applications of the Directive; 

• the focus on operating restrictions instead of a Balanced Approach, making best use 
of the full range of instruments, especially land use planning and reduction of noise 
at source; 

• the disproportionate impact (heavy burden for express carriers with a marginal 
environmental benefit) that a widening of the definition of 'noisy aircraft' would 
have; and 

• its preference of having guidance material developed to help Member States in the 
implementation – however, if a review of the Directive is deemed necessary, in such 
case the express carriers strongly prefer the transformation of the Directive into a 
regulation; 

8. The airports 117, represented by ACI, reiterated and updated their 2008 position: 

                                                 
115 While this is the AEA statement, its position should represent all operators, namely ERA (regional), IACA 

(leisure) and ELFAA (low cost), as they are impacted in quite similar ways. Only IACA may have relatively 
more night flights for their operations. Also exchanges with IATA, the International Aviation Trade 
Association, took place. IATA represents the aircraft operators' interests at the global scale. IATA was in 
particularly interested in the follow-up of the EU-US second stage agreement on air services and the 
consequences of the possible proposals on non-EU operators – including US carriers. 

116 Details of the EEA's contribution can be found at: 
http://www.europeanexpressassociation.eu/about_the_eea.php?section_id=1 

117 The Airports Council International ACI has a specific working group on the issue. 
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• the Directive is more a guideline than hard law, but can be useful in avoiding hasty 
noise measures; 

• full range of Balanced Approach measures should be exploited; 

• there is scope to widen the definition of noisy aircraft up to "chapter 4" aircraft, but 
an overall EU ban is not appropriate; and  

• clarification of exact possibilities/obligations would be greatly appreciated, paying 
particular attention to the burdensome procedures (which should not become 
mandatory) and the need to have recognition of national equivalent procedures. 

9. The French independent noise council (ACNUSA)118, on the basis of 10 years of 
independent noise policy in France, pleaded for: 

• a widening of the definition of MCA; 

• use of parameters which genuinely capture the annoyance feelings (e.g. complete the 
Lden parameter with the number of too loud aircraft events; absolute loud events 
instead of averages); 

• improved modelling of airport noise, backed up with actual measuring; and 

• a more systematic use of noise friendly operating procedures, such as “continuous 
descent approaches”. 

10. The Community groups, namely the Aviation Environment Federation representing noise 
and environmental action groups from the UK, France and Germany, stressed: 

• the need to properly regulate, on basis of a noise threshold, as airports under 
competition pressure want to remain as flexible as possible; 

• the key role of operating restrictions to improve the noise nuisance situation and 
incentives to replace the noisiest aircraft; and 

• to widen the definition of "MCA" to have a real impact. 

11. The aircraft manufacturers (ASD) are especially involved in the development of new noise 
standards within the ICAO technical working groups and focused on: 

• the need to consider interdependencies between possibly conflicting objectives like 
noise and CO2 reduction; 

• the longer term view of standard development, where the rhythm of standard setting 
must keep pace of technological feasibility, the value of the fleet over the lifetime of 
aircraft and should be competition neutral. 

                                                 
118 ACNUSA (together with its Walloon sister organisation) is a unique forum to tackle, in an advisory capacity, 

noise nuisances independently from authorities and airports. More information of ACNUSA activities can be 
found at: http://www.acnusa.fr/index.php/fr/qui-sommes-nous/ 
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12. The Member States were consulted at numerous occasions, including the various meetings 
of ANCAT119, EuroCAEP120 and the Noise Regulatory Committee121, and the following 
general messages were communicated to the Commission: 

• the need to preserve flexibility in the assessment of the noise problems and necessity 
to provide for transitional arrangements; 

• avoid duplication of efforts (e.g. environmental assessments to be re-used) and fine-
tune the relation between the two directives 2002/30/EC and 2002/EC/49, so that the 
same assessments can satisfy the two directives; and 

• consider the international context, with regard to the use of methods and measures. 

13. Finally, the local authorities were consulted in a technical meeting with the ARC – 
Airports Regions Conference, who are mainly in charge for land use. The ARC 
participants approached the issue from an environmental capacity perspective of a region, 
which includes land use planning, use of appropriate indicators, a mediation process, and a 
need to better integrate the requirements under the environmental noise directive with the 
airport noise directive (2002/30/EC). 

                                                 
119 Meetings by the group "Abatement of Nuisances Caused by Air Traffic" took place in May and October 2010 

and in May 2011. In this group European Civil Aviation Conference members are represented together with 
industry. 

120 Only Member States participate. The most recent meeting took place in May 2011. 
121 This group was established by the Environmental Noise Directive 2002/49/EC> meetings took place in 

September and December 2010 and in May 2011.  
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Appendix 3: Overview of international and EU policies affecting airport noise 

1. THE EUROPEAN APPROACH TO NOISE 

1. Europe is working within the international framework to contribute to consistent noise 
policies where each governance level bears responsibility for a range of noise mitigating 
actions. 

2. As at ICAO level, reducing noise at source is a key component of EU policy. Firstly, the 
EU actively supports the development of new noise standards for aircraft through ICAO. 
After the adoption of the current standard of chapter 4, in 2001, ICAO will develop new 
noise stringency standards in the next activities cycles 2010-13 and 2013-16, expected to 
lead to a new standard by 2016. Secondly, the EU is also investing in new technologies 
through the Framework Programmes and the Clean Sky project122. Thirdly, once a new 
standard is set 123, the older, noisier aircraft should be phased out and banned from 
European airspace. This is done through directive 2006/93/EC for “chapter 2” aircraft. 
Directive 2002/30/EC, under review, allows taking a range of mitigating measures, 
including a ban of aircraft, which are just above the noise standard (with a common 
definition of so-called 'MCA', currently defined in the Directive as "chapter 3 minus 5" 124) 
on a airport by airport basis.  

3. Land use planning, together with the associated insulation and compensation programmes, 
is a national competence. This measure is mentioned here as relevant to assess the need for 
operating restrictions. Firstly, authorities should give planning guidance and could refuse 
planning permission for housing in areas exposed to high noise levels (>57dB(A) is a 
general standard). Secondly, land around airports also can be demarcated, in function of 
regularly updated noise maps, as either qualifying for compensation or support for 
insulation, or as being inappropriate for residential development.  

4. Operational noise abatement procedures are used at all airports and may take different 
forms: noise preferential routes (where aircraft fly e.g. over least populated areas), thrust 
management (the more thrust, the more noise is generated but the steeper the aircraft may 
climb) or specific measures on the ground (e.g. use of specific taxi or runways). The EU 
contributes through its Single European Sky legislation, which provides for setting 
performance targets for air navigation service providers in the environmental field. This 
could provide for a strong boost for emission and noise profile improving flights (green 
flights), such as precision navigation and continuous descent approaches (not descending 
in steps, but following a natural descent rate to minimize thrust). The SESAR project 
should in the medium term allow for such "green" flights, i.e. precise navigation ‘business 

                                                 
122 The Clean Sky JTI will be one of the largest European research projects ever, with a budget estimated at 

€1.6 billion, equally shared between the European Commission and industry, over the period 2008 - 2013. This 
public-private partnership will speed up technological breakthrough developments and shorten the time to 
market for new solutions tested on Full Scale Demonstrators, contributing to fulfilling the objectives set by 
ACARE (50% less CO2 emissions, 80% less NOx emissions, half the noise levels and consider the full life 
cycle of the product. Noise is covered through both engine and airframe improvements. 

123 Chapter 2 was adopted in 1977; chapter 3 in 1988; chapter 4 in 2001. 
124 Meaning the aircraft satisfies the ICAO chapter 3 requirements with at least 5 dBA difference, measured for 

the three measuring points cumulatively. See glossary for noise certification measuring points. 
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trajectories’ with an optimized flight profile. The assessment tools under this programme 
will also provide evidence on the interdependencies between noise and CO2 emissions. 

5. The last element of the Balanced Approach, the introduction of operating restrictions, is 
the most delicate element and is a far reaching measure. Hence, the process leading to such 
decision should be consistent, evidence based and robust to be acceptable for all 
stakeholders. The Directive 2002/30/EC implements the fourth pillar of the Balanced 
Approach into European law, and provides in particular a decision-making process which 
Member States must follow in case of the implementation operating restrictions. 

6. In 1992, in order to cut down the level of nuisance from air transport, the EU adopted 
Directive 92/14/EEC, based on standards of ICAO, to ban the noisiest aircraft from 
European airports. These aircraft - defined in Chapter 2 of Annex 16 to the Convention on 
International Civil Aviation (“Chicago Convention”) - were no longer allowed to operate 
in the European Union after April 2002. 

7. In March 1998 the Commission proposed a new Directive aimed at limiting the operation 
in the European Union of Chapter 2 aircraft fitted with “hushkits” (a noise reducing device 
fitted on the engine of an aircraft, which was subsequently re-certificated to satisfy higher 
noise standards) .The ensuing Regulation was repealed on 28 March 2002 following the 
adoption of the Directive which enshrined the ICAO Resolution A33-7 on the use of a 
‘balanced approach’ to noise management around airports (see below). 

8. The Directive was successful to avoid an open row with major aviation partners on the 
hushkit regulation. In addition, the common definition of MCA led to the phasing-out of 
this generation of aircraft types. On the other hand, the Directive was less successful in 
establishing a strong noise management structure. 

9. In addition to the aviation specific legislation, the Environmental Noise Directive 
2002/49/EC125 provides for noise protection from all sources of environmental sources 
(transport and industry), obliging Member States to identify the main sources of noise 
(including from aircraft around airports), to make regular assessments on noise nuisances 
in five years cycles, and then adopt noise action plans on a five yearly basis. 

10. Directive 2002/49/EC aims to define a common approach to avoid, prevent or reduce the 
harmful effects, including annoyance, of environmental noise. Eventually it aims at 
developing European measures to reduce noise emitted by road, rail, aircraft, industrial 
equipment and mobile machinery. This directive covers airports with more than 50,000 
movements. The noise assessments are based on harmonized indicators, assessment 
methods and noise mapping. For aviation, a reference is made to the relevant international 
guidance material126. 

                                                 
125 Directive 2002/49/EC of the European Parliament and of the Council of 25 June 2002 relating to the 

assessment and management of environmental noise. 
126 ECAC document 29. – report on standard method of computing noise contours around civil airports. 
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Figure 10: Interaction between the Directive and other EU policies 

 

 

11. Every ICAO Assembly adopts a consolidated resolution on environmental policies. The 
last Assembly adopted resolution A37-19. The European policy is strictly aligned with this 
ICAO policy. 

12. The most relevant clauses of this resolution are the following: 
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• States are urged to refrain from environmental measures that would adversely affect 
the orderly and sustainable development of international civil aviation. 

• It is ultimately the responsibility of individual states to develop appropriate solutions 
to the noise problems at their airports, with due regard to ICAO rules and policies; 

• States are urged to adopt the Balanced Approach, taking full account of ICAO 
guidance (Doc 9829), relevant legal obligation, existing agreements, current laws and 
established practices, when addressing noise problems; 

• Not apply operating restrictions as a first resort but only after consideration of the 
benefits to be gained from other elements of the balanced approach; 

• States are urged not to introduce measures to phase out aircraft which comply with 
the noise certification standards of chapters 3 and 4 (phase-out being a withdrawal of 
a noise-based category of aircraft from international operational at all airports in one 
or more states); 

• States are urged not to impose any operations restrictions on chapter 3 compliant 
aircraft except as part of the balanced approach to noise management. 

13. It should be noted that ICAO respects current laws and practices, which includes in Europe 
particular measures focusing on the noisiest aircraft, as set out by the Directive on 
'marginally compliant aircraft'. 

2. THE PHENOMENON OF AVIATION NOISE 

14. Europe is promoting a strong aviation industry. The decades' long growth of air traffic is 
forecasted to continue. The current level of 10 million flights in Europe is forecasted to 
nearly double to 18 million by 2030.  

15. Noise is an important external cost generated by transport. Firstly, unlike emissions, noise 
as such is not a problem. Noise only becomes a problem when it translates into annoyance. 
Aviation noise appears to create higher levels of annoyance than noise from other main 
transport sources. The degree of annoyance depends on a range of factors: time, duration, 
frequency, tone, etc. It is the noise stemming from approaching and departing flights which 
creates a problem in the vicinity of the airports, not noise from aircraft in cruising altitude. 

16. Annoyance is also relative, in the sense that people who are used to a certain exposure to 
noise will react in function of this relative level. As a public consultation showed, "A whole 
new group of people suddenly find their peace shattered and their houses devalued. 
Aircraft noise is even more strongly resented when people feel treated unjustly and unable 
to escape…… but for those people adversely affected the situation has become intolerable. 
They feel it is totally unfair that they should be made to suffer the whole burden. Frequent 
lower levels of noise are considered worse than the occasional higher noise: constant 



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 105 – Drucksache 17/8618

EN 64   EN 

noise brings the feeling that there is no escape from it, and for some this leads to 
desperation." 127 

17. Secondly, in order to adequately address the challenges of noise, technical modelling is 
needed. Modelling of noise impacts is becoming however more and more complicated due 
to the use of a broader range of aircraft, the emergence of new operational measures, but 
also due to the increasing need to assess the interdependence with GHG and pollutant 
emissions. 

18. Thirdly, deciding on the ways to address noise problems generates intense discussions 
among stakeholders and is a standing issue on the local political agenda of communities in 
the vicinity of airports.  

19. Finally, the measures taken at the local level can have wider repercussions. Aviation is a 
global industry. Aircraft visit European airports from all corners of the world. At the same 
time, local measures may affect the efficiency of the network as a whole, or the operations 
of a neighbouring state in case an airport located near borders. Noise is therefore one of the 
standing issues in international (bilateral) discussions. 

3. AVIATION AS AN ENGINE TO INCLUSIVE GROWTH 

20. Beyond the invaluable freedom to mobility and travel, aviation is an engine to local and 
regional growth. The following figures give an idea of the general employment effects, 
calculated 128 per 1,000,000 passengers 'airport throughput' (with nearly 800 million 
passengers in European airports:  

• 950 jobs on site;  

• plus 475 additional jobs in the sub-region; 

• plus 570 regional jobs; 

• plus 950 national jobs, so in total nearly 3,000 jobs129. 

21. These general estimates can be refined per specific airport. So is the employment per 
1,000,000 passengers 'airport throughput' in Paris CDG calculated as follows: 1,300 direct 
jobs and a total of 4,727 jobs (including indirect and induced employment).  

22. For freight transport, 12,300 jobs have been created in the EU by freight between midnight 
and 5.00 am (2004 figures) due to the following effects:  

• 272 tons of general cargo and mail produces one direct, one indirect and one induced 
job; 

                                                 
127 Gatwick Area Conservation Campaign, 2011, "A response to the consultation on the future air space strategy", 

p. 3. 
128 MPD Group Ltd in association with ERM,( 2005), Assessing the economic costs of night flight restrictions, 

London, 138p. 
129 MPD Group Ltd in association with ERM,( 2005), p. 80. 



Drucksache 17/8618 – 106 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

EN 65   EN 

• 24 tonnes of express cargo also creates three jobs; 

23. Especially catalytic effects must be considered in view of the local characteristics. In 
particular tourist destinations have higher catalytic employment effects. For instance, the 
catalytic effect for Amsterdam estimated at 700 per million passengers, 882 in Brussels, 
but 16,000 for Malaga.  

4. HEALTH IMPACTS OF AVIATION NOISE AND ANNOYANCE 

24. Noise is a serious public health threat in industrialised countries. More and more scientific 
evidence becomes available demonstrating the link between serious health impacts and 
excessive noise levels. Therefore, the abatement of noise is necessary not only for comfort, 
but also to prevent other important health effects such as cardiovascular problems and 
cognitive impairment130.  

25. In this context, the contribution of aviation to noise pollution is important. Taking the 
55 dB Lden noise measure (which corresponds to the noise level of a normal conversation at 
1 m distance, averaged over day, evening and night), the bulk of people living in 
agglomerations is affected by road transport noise (67 millions), whereas 3.2 million 
citizens are daily exposed to aircraft noise of that level131. Concerning night exposure, the 
numbers of people affected by 50 dB Ln are shown in Table 14. 

Table 14: EU population exposed to Lnight > 50 dB, by source132 
Source of Exposure Number of people exposed 

Major Roads 29,244,500 

Major Railways 5,616,800 

Major Airports 348,400 
 

26. The WHO has recently adopted an authoritative report on the burden of disease from 
environmental noise. The burden of noise is expressed in 'Disability-Adjusted Life Years' 
(DALY) stemming from ischaemic heart disease, sleep disturbance, tinnitus and annoyance 
in general. Table 15 gives the estimated DALYs for air traffic. 

                                                 
130 European Environmental Agency, 2009, Transport at a crossroads, EEA Report 3/2009, p. 23. However, the 

scientific evidence for aviation noise to affect mental health, performance, cognitive performance of children 
and foetal effects is far from conclusive. (Source: UK CAA, Environmental Research and Consultancy 
Department, 2010, "Environmental Noise and Health: a Review", London, 46p.) 

131 See glossary for the explanation of these terms. Information taken from the EEA Report 3/2009, 23pp. 
132 Source: Milieu-RPA-TNO, (2010), Impact Assessment and Proposal of Action Plan, p. 7. 
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Table 15: Estimated Disability Adjusted Life Years for air traffic noise in the EU 133 
Exposure 
Category 

Highly annoyed 
per million 

Number of 
 people exposed 

Days lost if DW 
0.01 

Days lost if DW 
0.02 

Days lost if DW 
0.12 

< 55 dB(A) 30,237 29,244,500 33,360 66,719 400,315 

55 – 59 dB(A) 4,098 5,616,800 11,679 23,358 140,147 

60 - 64 dB(A) 2,176 348,400 6,201 12,401 74,408 

65 - 69 dB(A) 0     

 

27. Recent studies have also attempted to quantify the social and health effects of aviation 
noise. Based on the value of a "disability adjusted life years" of €40,000, the cost of noise 
during the night would amount to about €690 per person.134 

28. These effects should be compared with the health effects of unemployment due to missed 
employment opportunities, also for low-skilled workers. Especially groundhandling or 
express carriers require a great number of low qualified workers. There is scientific 
evidence showing that unemployment tends to have a negative health impact.135 

5. THE ICAO NOISE STANDARD SETTING PROCESS 

29. The challenge of setting noise policy for policy-makers is to balance the protection of 
citizens against nuisances from air transport, whilst maintaining aviation activities as a 
motor for economic growth to the advantage of the wider community. The complexity of 
this challenge implies that noise can only be adequately tackled through a range of 
measures within an international framework. 

30. The International Civil Aviation Organisation (ICAO), the specific UN organisation 
dealing with civil aviation, ICAO, has since the 1970s been working on standard setting for 
aircraft noise. Firstly, a specific annex on environmental protection was attached to the 
Chicago Convention, specifying the noise standards and completed by a technical manual 
on noise certification, so as to ensure that the noise certification process is harmonized at 
the global level. Specific noise standards are included in "chapters" in this annex. 
Chapter 2 covers aircraft designed before 1977. 

31. Chapter 3 was adopted in 1988, improving the noise requirements 10dB(A) cumulatively 
(for the three certification points) and leading to a progressive phasing-out of chapter 2 
aircraft. Chapter 4 was adopted in 2001 and became applicable in 2006. It allowed for a 
more general ban of the eldest chapter 2 aircraft. Meanwhile, ICAO has decided to develop 
a new noise standards ("chapter 5") which should become applicable between 2017 and 
2020136.  

                                                 
133 WHO-European Commission, (2010), "Burden of disease fromenironmental noise", p. 95. DW means the 

'Disability Weight' and determines  
134 CE Delft, 2011, "Ban on night flights at Heathrow Airport – A quick scan Social Cost Benefit Analysis", 

(Delft), 47p. 
135 http://www.bmj.com/content/338/bmj.b829.full 
136 The technical group CAEP (Committee on Aviation Environmental Protection) is exploring the increase in 

noise stringency up to 10-12 dB below the current standard (cumulative on the three points of measurement). 
A standard could be adopted by 2017-20. 
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32. This continuous process of noise standards has reduced noise from individual aircraft 
by 75% over the last four decades. Meanwhile new technologies have made further noise 
reductions possible. For instance, the noise performance of the A380 is impressive for such 
big aircraft as the noise of the A380 at approach is comparable with a far smaller aircraft 
from the A320 family. Take-off causes much higher noise levels due to its 600 Tons take-
off weight (about 10 times the take-off weight of the A320 family137), but are lower than 
noise levels of aircraft of comparable size (Figure 11). In general, it is clear that the current 
technologies of new engines are capable of achieving substantial reductions in the noise 
footprint (Figure 12). 

Figure 11: Maximum noise of arriving and departing flights, as measured with a microphone at about 
1 km of the runway under the flight path – at Heathrow airport – 2010 

 
Figure 12: Reduction of noise footprint through Geared Turbofan technology – Munich airport 

                                                 
137 The Maximum Take-Off Weights vary between 50 and 80 Tons. 
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33. The improvements in engine technology could be well combined with further airframe 
technologies and new operational procedures. This combination would lead to up to 
60dB(A) reductions, hence about 20dB(A) noise reduction per movement. 

Figure 13: Noise reduction potential of airframe technologies and operational measures 
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5. The ICAO Balanced Approach 

34. The progress in noise performance of aircraft could not offset the noise generated by the 
growing air traffic. Increasing noise contours have created more annoyance and louder 
calls for more active noise policies. Operating restrictions mushroomed all over the globe. 
In order to provide for a coherent approach to applying operating restrictions and noise 
mitigation in general, ICAO adopted in 2001 a framework for noise decision-making, 
completing its traditional standard setting role. This "Balanced Approach" is an 
international requirement whereby ICAO Contracting States are: 

• To mitigate aviation noise through a range of measures (1) reducing noise at source 
(introduce quieter aircraft), (2) making best use of land (plan and manage the land 
surrounding airports, i.e. determine conditions for issuing building permits, provide 
financial assistance for insulation programmes etc.); (3) introduce operational noise 
abatement procedures (like using specific runways or routes); and, as last resort, (4) 
imposing operational restrictions (such as a night ban or phasing of out noisier 
aircraft). 

• To select the most cost-effective measure. 

• Not to introduce operating restrictions, unless the authority is in a position, on basis 
of studies and consultations, to determine whether a noise problem exists. 

35. The value added of the Balanced Approach is its harmonization at the global level, 
promoting consistency and transparency in decision-making on basis of evidence, so that 
economic growth is balanced by protection against nuisances. Beyond the requirement, 
ICAO has developed a suite of guidance material in support to the harmonized 
implementation of the Balanced Approach. As any international standard, Contracting 
States need to transpose this requirement into enforceable national/EU law to make it 
binding, and taking due account of existing laws. 
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Appendix 4: Glossary 

1. Aircraft noise certification: The effectively perceived aircraft noise is measured in dB(A) 
on three different points (approach, lateral and fly-over, e.g. 105, 95 and 100 dB) and 
compared with noise standards (e.g. 108, 100 and 102dB). The respective margins (-3, -5 
and -2) are added into a single number, representing the cumulative margin (here 
marginality of -10).  

Figure 14: Phases of measurement 

 

2. Balanced Approach: ICAO strategy of noise mitigating measures to deal with noise 
nuisances in a cost-effective way, adopted in 2001. 

3. Chapters 2, 3, 4: Classification of aircraft on basis of 'noise levels', referring to the 
corresponding Chapters in Annex 16 to the Chicago Convention which describes the noise 
standards and the certification process; a higher Chapter number corresponds to less noisy 
aircraft. Chapter 2 aircraft are forbidden in European airspace. Currently most aircraft 
comply with chapter 4 or above. 

4. dB(A): Logarithmic scale to measure noise, i.e. the sound pressure impinging on the ear, 
expressed in decibel (dB), adapted to the human hearing capacities (A) (humans better hear 
mid- and high frequency noise). Changes of less than 3dB(A) are hardly perceived; an 
increase of between 6 and 10dB(A) is perceived as a doubling loudness. 

5. ICAO: International Civil Aviation Organisation, the UN body dealing with civil aviation, 
established in 1944 through the Chicago Convention, to which annexes are attached 
describing rules and guidance by topic. Annex 16 concerns environment (noise and 
emissions of aircraft).  

6. Lden: Noise indicator which represents the average day-evening-night noise level over a 
period of one year, with a 5 dB weighting factor for evening and a 10 dB weighting factor 
for night. 

7. Lnight: Noise indicator which represents the average night noise level over a period of one 
year, where the night is an eight hour period. 

8. Lnight - outside: Noise indicators measure in principle outside noise. For health assessments, 
the WHO requires inside noise levels. Quality insulation reduces noise levels with some 
15dB, hence the importance of the 55dB(A) standard outside, which would translate to 
40dB(A) inside, level from which onwards adverse biological effects are observed. 
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9. MCA: Aircraft which only marginally (up to 5 dB) comply with the noise certification 
standard, currently Chapter 3 of annex 16.  

10. Noise Maps: Line connecting points with the same noise levels indicating the noise 
contour around airports, the number of people and dwellings affected by this noise level. 

11. Noise Operating Restriction: Any noise-related action that limits or reduces an aircraft's 
access to an airport.  

12. Standard Instrument Departure (SID): is the departure procedure from an airport that 
has been established by air traffic control to simplify clearance delivery procedures. Such 
procedures may take noise abatement into account. 
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Appendix 5: Explanation on noise abatement measures applied at EU airports 

1. APU (Auxiliary Power Unit = device to help starting the aircraft engines): use of the APU 
can be limited to avoid ground noise, with the necessary exceptions for extremely cold 
temperatures. 

2. Curfews are restrictions during a defined period which may apply to all aircraft or to 
aircraft which do not satisfy specific noise criteria. These noise restrictions may be 
determined in function of the characteristics of the airport, e.g. to avoid noise for specific 
communities in the vicinity during approach or take-off.  

Figure 15: Example of airport curfew provisions at Nice-Riviera Airport as extracted from the Boeing 
database138 

AIRPORT CURFEWS  

See AIP France AD 2 LFMN ENV 1 
 
1. FRENCH MINISTERIAL DECREE MARCH 2nd, 2010 
 
The French ministerial decree of March 2nd, 2010 (published April 2nd, 2010) concerns the regulations for noise 
abatement at NICE COTE D’AZUR airfield. Failure to comply with the provisions stated in this decree may result in 
the filing of an infringement report and may 
lead the ACNUSA (Airport Noise Nuisance Control Authority) to issue a penalty in the form of an administrative fine 
for the maximum amount of 20 000 euros for a legal entity, in accordance with the provisions of Article L.227-4 of the 
Civil Aviation Code. 
 
These provisions are the following: 
 
1.1 Night flights 
1.1.1 "The cumulative margin of a turbojet engine" is defined as the sum of the difference between the three points 
between the certified noise level and the admissible level as defined in the International Civil Aviation Organization 
(December 7th, 1944) Annexe 16, Volume I, Part II, Chapter 3 for each of the three measurement points as defined in 
this Annex. 
 
1.1.2 All commercial flight companies arriving or departing from NICE COTE D’AZUR airfield must publish in their 
operating manuals the classification and the cumulative margin of their aircraft. 
 
1.1.3 Turbojet aircraft not complying with standards specified in International Civil Aviation Organization Annex 16, 
Volume I, Part II, Chapter 3 or Chapter 4, are not allowed at NICE COTE D’AZUR airfield to: 
 
- land between 2330 and 0615 local time for arrivals on the apron; 
- depart between 2315 and 0600 local time for departures from the  
 
1.1.4 Starting from October 31st, 2010 - NO jet aircraft whose noise certification 
corresponds with the norms according to the International Civil Aviation Organisation (December 7th, 1944) Annex 16 
Volume I, Part II, Chapter 3 with a cumulative margin < 10 EPNdB can : 
 
- land between 2330 and 0615 (local time) for arrival on the apron; 
- depart between 2315 and 0600 for departure from the apron.  
 
From 30th October 2011 onwards, provided that provisions specified in Paragraph 7 are met, no aircraft equipped 
with turbojet engines the acoustic certification of which complies with the standards of Chapter 3 of the second part of 
the first volume of Appendix 16 of the Convention on International Civil Aviation dated 7th December 1944 with a 
cumulative margin lower than 13 EPNdB shall: 

                                                 
138 1. The "Boeing Noise Restrictions" database is the most authoritative information source of worldwide 

operating restrictions.  
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- land between 11:30 pm and 6:15 am local time of arrival on the parking area; 
- take off between 11:15 pm and 6 am local time of departure from the parking area.  

 

3. Run-ups are engine tests, which may be prohibited at specific times or places. 

4. NAP = noise action plans, adopted by nearly all European airports, give an overview of the 
measures in place. 

5. Noise Budget: the airport has to manage a -yearly- noise budget, where the authority gives 
every movement of an aircraft a noise classification. 139 

6. Noise limits restrict the use of particular aircraft in function of their noise performance 
and/or particular period of the day. 

7. Noise charges are airport charges that are increased in function of aircraft noise 
performance. 

8. Operating Quota: the number of (night) movements is restricted. 

9. Preferential Runways: use of runways is restricted in function of time of the day. 

10. Quota count: aircraft are given points in function of noise levels, giving incentives to use 
quieter aircraft. 

11. Chapter 3 restrictions: specific restrictions apply to 'chapter 3' aircraft. 

                                                 
139 Every aircraft arriving and departing at night from the Airport is given a noise classification, by the Civil 

Aviation Authority, known as a Quota Count (often referred to as QC) based on ICAO noise certification data. 
A modern quiet jet such as the Airbus A319 or Boeing 737-700 is classified as QC0.5 on arrival and departure 
whilst older more noisy aircraft such as the Boeing 747- 200 may be classified as QC8 on departure and QC4 
on arrival. For every arrival and departure we deduct the Quota Count for the arrival or departure from the 
points budget. This process allows airlines to operate more quiet aircraft in exchange for less noisier aircraft. 
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Appendix 6: Data sources and limitations on information  

12. Information on aircraft noise performance and modelling input data is scattered over 
several data banks.  

13. EASA has a publicly available data bank on noise certification, for all EASA certificated 
aircraft types. Hence, per aircraft type and variant (different engines, modifications, weight 
variants etc), three certification values are given, one per certification point, as measured in 
accordance with the globally harmonized ICAO certification procedure. It covers all 
aircraft categories (jets, helicopters, propeller driven etc) to which noise certification is 
applicable. It is limited to those aircraft types variants that have obtained a Type Certificate 
in Europe. Its main purpose is to provide the data for individual aircraft on EU registers. 

14. NoisedB – Aircraft Noise Performance is a database with global noise certification data. 
The French DGCA maintains this data bank on behalf of ICAO. It has for many ICAO 
Aircraft Type identifier the certified noise levels and several different records show a range 
(usually low, medium, high) of certified maximum landing and take-off weights. It does 
not cover all variants and is limited to jet and heavy propeller driven aircraft only. The 
NoisedB primarily provides noise data for civil jet aircraft plus a few military aircraft 
types. Many turbo-prop, piston engine and rotorcraft aircraft are not covered therein. Its 
main purpose is to inform the public and a subset of the database is normally used in 
impact assessment studies done in the environmental group of ICAO (CAEP). 

15. The Aircraft Noise and Performance (ANP) Database contains, for noise modelling 
purposes, for a number of aircraft configurations, noise levels as a function of thrust/power 
and distance (so-called noise performance data (NPD) data) For noise modelling, this basic 
information is widened to give and the 'noise' flight profiles' for approach and take-off 
under different circumstances (e.g. full thrust or idle) (mainly different weights) per 
aircraft type. This data is basically provided by aircraft manufacturers, validated by 
VOLPE, a research centre attached to the US MoT. Eurocontrol maintains this database in 
its research centre in Brétigny. 

16. Eurocontrol has a data warehouse (PRISME) where movement numbers, aircraft types, 
airports etc. are held per individual aircraft. On noise, the warehouse only states whether 
chapter 3 compliant or not, and hence does not precise noise information. 

17. Airports and airlines have noise certification performance information per individual 
aircraft. A single aircraft may at different times have different noise certificates, depending 
on the weight, which may differ according to season (e.g. less seats shorter ranges for the 
winter season, hence lighter, hence quieter). 

18. The specific problem is that there is no common key to link individual aircraft movements 
to noise certification levels ("noise performance") per aircraft. The proposals on marginally 
compliant aircraft are based on the best possible information, where the Eurocontrol data 
on movements was linked to noise performance ranges by aircraft type, with some cross-
checking on basis of airport data. 

19. In order to allow more robust noise assessments, these databanks should be linked through 
a common key. This work could be undertaken, with a relatively minor financial effort, in 
the framework of current arrangements between the Commission, EASA, SESAR Joint 
Undertaking and Eurocontrol, with the collaboration of airports, airlines and national 
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authorities. Airports and airlines would rationalize in the administrative burden, as they 
could be granted access to this central data bank instead of having to request noise 
certificates from each airline for each aircraft in operation. 

Appendix 7: Revision of the Directive - assessment of administrative costs  

1. Introduction 

1. Administrative costs are defined as the costs incurred by different stakeholders in meeting 
legal obligations to provide information on their action or production either to public 
authorities or to private parties. Information is understood in a broad sense, i.e. including 
labelling, reporting, registration, monitoring and assessment needed to provide the 
information.  

2. The administrative costs are calculated as changes in costs compared to the baseline 
scenario. 

3. The identification and assessment of administrative costs have as far as possible been 
following the steps in the EU standard cost model and has been presented to the support 
cell for the calculation of administrative cost in the Secretariat-General.  

2. Identification and calculation of administrative costs 

4. The structure of the policy options considered in the revision of the Directive 
(2002/30/EC) operates on two elements. The first element is the updated definition of a 
marginal compliant aircraft (Article 2) with associated phasing out model (Article 6). The 
second element is provisions aimed at improving the quality of the Balanced Approach 
analysis.  

2.1.First element 

5. Updating the definition of the marginal compliant aircraft, and amending the associated 
phasing out period would not imply any measurable change in administrative costs, 
because the change in definition does not imply any changes in the reporting obligations of 
the airlines 

2.2. Second element 

6. The different measures aimed at improving the quality of the Balanced Approach analysis 
will most likely influence administrative costs. The measure by measure breakdown is 
shown below. 

2.2.1. EU level support cell 

7. Establishment of an EU-level support cell (new provision in all the policy options) for the 
implementation of the Balanced Approach is foreseen in Policy Options 2, 3 and 4. This 
cell would support national administrations and airports in the management of the noise 
measure analysis. It will imply a very modest initial data collection aiming at adjusting 
already existing data for this specific purpose, refinement of existing Eurocontrol data, and 
the validation and update of this information on a recurrent basis. Data has to be supplied 
by airports, aircraft manufacturers, international organisations and public authorities in 
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Member States. The baseline scenario does not contain administrative costs for this 
purpose.  

8. Impact on business: The EU support cell would need to collect information from primarily 
airports, airlines, aircraft manufacturers and coordination with Eurocontrol. Airlines and 
aircraft manufacturers are private organisations, while approximately 25% of EU 27 
airports are wholly or partly owned by the private sector140. Around ¾ of the publicly 
owned airports are managed in a corporatised form.  

9. It is assumed that there will be a one time administrative cost setting up the database. It is 
estimated that around 60 private and 140 public companies will have to supply information 
using on average 30 hours to fill out the information forms from the support cell at an 
average hourly salary of € 20. The quantities are a qualified guess reflecting the 
assumption that the reporting probably to a large extent will consist in adjusting already 
reported data. This gives rise to € 120,000 Euros in administrative costs as a central 
estimate. As there is considerable uncertainty around the assumptions a safer estimate 
would be between € 100,000 and € 250,000 (1.a in Table 18). Around 30% of the cost is 
estimated to fall on the private sector. The deviation from the 25% is due to the 
involvement of airlines and aircraft manufacturers. 

10. The annual update of the database is assumed to comprise the same number of units and it 
is assumed consisting in relatively uncomplicated minor adjustments to already existing 
reporting obligations. An informed guess would give a time consumption of 10 hours on 
average. This gives a central estimate for annual administrative cost for business around € 
40,000 and a safe interval between € 25,000 and 100,000. (1. b in Table 18). Around 30% 
of the cost is estimated to fall on the private sector. 

11. The services of the support cell is supposed to reduce costs for airports preparing a 
balanced approach analysis, as a result of proposals for introducing new operative 
restrictions or changing existing, compared to the baseline. In the calculation of the 
average annual savings it is assumed 20 airports on average would prepare a Balanced 
Approach analysis and could save 40 hours of work at an average rate of € 25. (1.c in 
Table 18). On average 25% of this cost reduction will fall on the private sector and 75% on 
public organisations, corresponding to the composition of ownership of Europe's Airports. 

12. The assumption of 20 airports is due to the fact that it is assumed that around 100 airports 
in Europe would work with operating restrictions in the future and that they on average 
every 5 years have to major reassessment of their noise abatement programme due to the 
environmental noise directive. The figures of 40 hours and € 25 are assumption. 

13. Mandatory utilisation of a noise modelling tool in assessing the impacts of the different 
noise abatement measures in all Policy Options will increase the costs. It is assumed that 
this will imply an average cost of € 50,000 for each assessment. This corresponds to the 
estimated cost of procuring this service from a consultant who would tailor the EU tool 
provided by the support cell to local conditions. (1.d. in Table 18). On average 25% of this 
cost will fall on the private sector and 75% on public organisations. 

2.2.2. Stakeholder consultation 

                                                 
140 "The ownership of Europe's Airports 2010", Airports Council International (ACI), 2010, p.7 
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14. All Policy Options foresee a widening and deepening of the scope of stakeholder 
consultation. This measure would imply more specific demands on the existing national 
rules, and would increase the cost per assessment for authorities in Member States due to 
information obligation, assessment of contributions and decision-making. 

2.2.3. Change in notification procedure 

15. The change in procedures in Policy Option 3 and Policy Option 4 compared to the Policy 
Option 1 will raise the quality of the analysis which the authorities have to deliver.  

16. It is assumed that the Policy Option 3 (scrutiny) would give rise to extra cost for public 
authorities due to information exchange with Commission, preparation of supplementary 
material, meetings in Brussels etc. These activities would probably involve different 
specialists and management levels from the Member States, hence a close to average 
hourly rate can be assumed. 

17. Policy Option 4 (prior authorisation) is assumed to give rise to the same type of extra costs 
as mentioned above, but it clearly would be more demanding on the Member States. The 
Commission would take greater responsibility and would probably have to ensure that the 
information and analysis supporting the decisions are correct. This will imply that Member 
States have to provide more detailed information and eventually independent validation of 
essential parts of the documentation. 

18. In addition to a change in the annual costs, all Policy Options would imply a very modest 
initial data collection aiming at adjusting already existing data for this specific purpose, 
refinement of existing Eurocontrol data, and the validation and update of this information 
on a recurrent basis. Data has to be supplied by airports, aircraft manufacturers, 
international organisations and public authorities in Member States. The baseline scenario 
does not contain administrative costs for this purpose. The one time cost is assumed to be € 
120,000. Around 30% of the cost is estimated to fall on the private sector. 

Table 16: Administrative costs in Policy Options 2, 3 and 4 
  Annual  One time 

Policy Option 2 1,800,000 120,000 

Policy Option 3 3,000,000 120,000 

Policy Option 4 4,200,000 120,000 

 

19. The distribution of administrative cost between the private and the public sector is shown 
in the table below. The numbers are based on the assumptions described above and reflect 
primarily the organisational form of airport activity in 2010. It is expected that the present 
trend for increased airport privatisation will continue in the future. This would influence 
the distribution of the administrative burden in the future.  

Table 17: Distribution of administrative costs in Policy Options 2, 3 and 4 

Euros/year Policy option 2 Policy option 3 Policy option 4 
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Private sector 252,000 252,000 252,000

Public sector 1,548,000 2,748,000 3,948,000
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Table 18: Calculation of administrative costs 

 

 

 

Type of obligation Description of 
required action 

Affected Rate 
(euro/hour) 

Time 
(hours) 

Price 
(per 
action) 

Frequency  No of entities Total 
administrative 
costs(euro/year
) 

Support cell                   

Establish support cell Supply support cell 
with information 

Filling forms and 
tables 

Airports/ 

public authorities 

20 30 600 One time 200 120.000 

Annual update of support 
cell 

Supply support cell 
with information 

Filling forms and 
tables 

Airports/ 

public authorities 

20 10 200 Annual 200 40.000 

Reduction of costs due to 
support cell 

  Receive 
information 

Airports/ 

public authorities 

25 -80 -2.000 Annual 20 -40.000 

Mandatory modelling    Modelling       50.000   20 1.000.000 

Stakeholder consultation Additional rules on 
the scope and content 

Information on 
new procedures 

Public 
authorities 

    40.000 Annual 20 800.000 

Notification procedure                   

 Change in notification 
procedures (policy option 
3) 

Increased quality   Airports/ 

public authorities 

100 600 60.000 Annual 20 1.200.000 

Change in notification 
procedures (policy option 
4) 

Increased quality   Airports/ 

public authorities 

100 1.200 120.000 Annual 20 2.400.000 
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Appendix 8: Impact of defining MCA  
Table 19: Impact of widening MCA definition in a major EU hub – list of most affected airlines 

  
Ma
x 

Pax
Engine Certified Levels Chapter 3 

Noise Limits 
Chapter 3 

Noise Margins 
Cumul
ative 

Ch 
2 

Ch 3 
-5 

Ch3 
- 8 

Ch3 
-10 

Ch3 
-12 

              13 28 58 27 23 

LIBYAN ARAB 
AIRLINES REGIONAL JET 900 75 CF34-8C5 89,0 94,3 98,3 89,0 94,3 98,3 0,0 0,0 0,0 0,0  5    

IRAN AIR B747-100 Passenger 441 JT9D-7F 104,5 103,
5 104,5 105,2 102,3 105,0 0,7 -1,2 0,5 0,0  7    

EL AL ISRAEL 
AIRLINES B747-200 Freighter 0 JT9D-7Q 104,5 103,

2 105,8 105,9 102,8 105,0 1,4 -0,4 -0,8 0,2  10    

IBERIA AIRLINES A320-100/200 171 CFM56-
5C4 95,4 96,1 96,9 91,4 96,7 100,5 -4,0 0,6 3,6 0,3  11    

ISRAIR A320-100/200 180 CFM56-5-
A1 91,7 96,9 100,1 91,7 96,9 100,7 0,0 0,0 0,6 0,6  12    

IRAN AIR B747-200 Combi 447 JT9D-7F 103,5 102,
0 106,9 105,5 102,5 105,0 2,0 0,5 -1,9 0,6  14    

CZECH AIR FORCE AN-26B/32 Freighter 38 AI-24VT 90,6 92,0 96,6 89,0 94,0 98,0 -1,6 2,0 1,4 1,8  18    

EL AL ISRAEL 
AIRLINES B747-200 Freighter 0 JT9D-7Q 103,2 103,

5 104,9 105,9 102,8 105,0 2,7 -0,7 0,1 2,1  19    

AIR CHARTER 
EXPRESS LTD DC-8-50 Freighter 0 JT3D-3B 97,8 101,

3 102,0 101,0 99,6 103,1 3,2 -1,7 1,1 2,6  26    

AIR CONTRACTORS 
L-100 

HERCULES(C130) 
Freighter

0 Emissions 
matrix 95,4 93,9 98,8 96,2 96,6 100,3 0,8 2,7 1,5 5,0   2   

EL AL ISRAEL 
AIRLINES B767-200 ER 192 PW4060 95,4 96,2 102,2 96,0 99,7 103,2 0,6 3,5 1,0 5,1   3   

AIR BERLIN A321-100/200 210 CFM56-
5B3/P 90,4 97,9 96,8 92,1 97,2 100,9 1,7 -0,7 4,1 5,1   5   

BRITISH AIRWAYS 
PLC MD-82 167 JT8D-219 90,8 97,2 93,7 91,4 96,7 100,5 0,6 -0,5 6,8 6,8   21   

DUBROVNIK 
AIRLINES MD-83 167 JT8D-219 90,8 97,2 93,7 91,4 96,7 100,5 0,6 -0,5 6,8 6,8   22   

IRAN AIR B747SP 305 JT9D-7F 98,7 102,
3 103,8 104,6 102,0 105,0 5,9 -0,3 1,2 6,8   23   
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IRAN AIR A300F4 0 CF6-50C2 92,8 97,3 102,0 96,1 99,7 103,2 3,3 2,4 1,2 6,9   27   

EUROPEAN AIR 
TRANSPORT ABX 0 CF6-50C2 92,8 97,2 102,0 96,1 99,7 103,2 3,3 2,5 1,2 7,0   28   

BLUE PANORAMA 
AIRLINES B737-400 167 CFM56-

3C-1 87,1 93,1 100,2 91,0 96,5 100,2 3,9 3,4 0,0 7,3   32   

KUWAIT AIRWAYS A320-100/200 36 CFM56-
5A3 88,6 97,1 96,0 91,7 96,9 100,7 3,1 -0,2 4,7 7,6   38   

DUBROVNIK 
AIRLINES MD-82 167 JT8D-217 

series 90,0 96,4 93,1 90,9 96,4 100,2 0,9 0,0 7,1 7,9   55   

DUBROVNIK 
AIRLINES MD-82 167 JT8D-217 

series 90,0 96,4 93,1 90,9 96,4 100,2 0,9 0,0 7,1 7,9   56   

MONARCH 
AIRLINES LTD MD-83 167 JT8D-217 90,0 96,4 93,1 90,9 96,4 100,2 0,9 0,0 7,1 7,9   57   

LUFTHANSA B737-300 122 CFM56-
3C-1 85,7 91,9 100,0 90,0 95,8 99,7 4,3 3,9 -0,3 8,0    1  

LUFTHANSA B737-300 122 CFM56-
3C-1 85,7 91,9 100,0 90,0 95,8 99,7 4,3 3,9 -0,3 8,0    2  

MALAYSIAN 
AIRLINE SYSTEM B747-400 Passenger 359 PW4056 101,5 99,7 104,4 106,0 102,9 105,0 4,5 3,2 0,6 8,3    13  

CATHAY PACIFIC 
AIRWAYS B747-400 Freighter 0 RB211-

524G 100,6 98,1 104,1 106,0 102,9 105,0 5,4 4,9 0,9 11,2     1 

CATHAY PACIFIC 
AIRWAYS B747-400 Freighter 0 RB211-

524G 100,6 98,1 104,1 106,0 102,9 105,0 5,4 4,9 0,9 11,2     6 

AIR NEW ZEALAND 
LIMITED #N/A 369 RB211-

524G 101,1 98,1 103,5 106,0 103,0 105,0 4,9 4,9 1,5 11,3     7 

CARGOLUX 
AIRLINES INTL SA #N/A 0 RB211-

524H 99,6 98,8 104,0 106,0 103,0 105,0 6,4 4,2 1,0 11,6     13 

AEGEAN AIRLINES 
SA #N/A 112 LF507-1F, 

-1H 90,3 88,1 97,6 93,7 95,0 98,9 3,4 6,9 1,3 11,7     19 

AEGEAN AIRLINES 
SA #N/A 112 LF507-1F, 

-1H 90,3 88,1 97,6 93,7 95,0 98,9 3,4 6,9 1,3 11,7     23 

              ###
# 0,64% 1,33% 0,62% 0,53% 

5.1.1. Parameters for the economic costs for airlines with the extended definition of marginal compliant aircraft 

20. The economic impact of extending the definition of MCA cannot be calculated, as the final outcome depends on how the competent 
authorities will use this instrument. As for now, the range of factors determining the impact can be described: 
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21. As soon as the proposal becomes European law, competent authorities may start a noise assessment process and a cost-effectiveness process, 
consult interested parties, to use the revised definition. 

22. If a competent authority decides on introducing the MCA tool as the most cost-effective measure, the concrete impact depends on the concrete 
modalities (day and/or night) and the phase-out regime. Also the difference between current practice and the new measure determines the 
impact. Some Member States already apply minus 10 at night. At least introducing the measure during the day will trigger a phase-out of a 
few years. 

23. If the aircraft becomes marginally compliant, then the concrete impact will depend on the particular situation. If the aircraft still is relatively 
new and just below the standard, a recertification can be considered. If the aircraft is old – many aircraft types which would be affected date 
from the 80s- the aircraft could be used on airports where such measure is not applicable (or not at day time). 

24. Only when the number of airports which apply the harmonized MCA definition becomes critical, the limitations to the operational flexibility 
of the aircraft may force the operators to abandon EU operations of the aircraft. Depending on the airline activities those aircraft may continue 
to operate outside the EU. In extreme cases the aircraft may have to be sold. 

25. In any case, the proposal sets out a clear framework and allows the operators to adapt to expected decisions. Looking at the time line, the 
effective phase-out for MCA for a critical number of airports may be between 2017 and 2020. By then, the bulk of aircraft types expected to 
become MCA have an age of about 30 years. 

26. The decision to renew the fleet depends on a range of factors, including noise. However, looking at the order of magnitude, the fuel and 
emissions savings from new aircraft are in the range of 25%. Hence, the emissions reduction may turn out to be the stronger incentive. The 
new noise standard may just be the trigger – not the cause. 

Appendix 9: Overview of airlines-fleet composition 

  Margin Air France British Airways Lufthansa Iberia 
Aircraft Type Range Margin Act Not act Hist Margin Act Not act Hist Margin Act Not act Hist Margin Act Not act Hist 
Airbus A300       6 22             2 25     8 2 
Airbus A300 B2/B4       6 22               11     8 2 
Airbus A300-600 13.7-18                 13.7-19.4   2 14         
Airbus A310         12               35         

Airbus A310-200 14.0 to 15.1      8             17        
Airbus A310-300 14.0 to 21.5       4               18         
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ATR 42/72                                   
ATR 42-300 15.8-17.4                                 
ATR 42-500 31.4-31.3                                 
ATR 72 15.8-31.8                                 
Airbus A318 23.9 to 25.4 23.9-25.4 18     23.9 2                     
Airbus A319 18.3 to 23.4 23.5-25.1 44   4 23.0-23.8 33     20.1-24.3 22   16   21 1 2 

Airbus A320   15.3-20.9 57 30 17 18.2-23.5 39 10 1 18.2 46 1 7 19.2-
20.9 29 6 81 

Airbus A320-100 14.7 to 21.4     14       5                   

Airbus A320-200 14.7 to 21.4   57 16 17   39 5 1   46 1 7   29 6 81 

Airbus A321     24   5 18.3 11     20.4 50   1 14.1-
23.7 19   5 

Airbus A321-100 13.5 to 23.7   5               20          

Airbus A321-200 13.5 to 23.7   19   5   11       30   1   19   5 
Airbus A330     15 1             15   5         
Airbus A330-200 18.3-18.7   15 1                 5         
Airbus A330-300 18.5 to 27.9                 23.8 15             
Airbus A340     16 2 12           50   13   36 1 11 
Airbus A340-200 22.8    1 5             9        
Airbus A340-300 20.5 to 23.0   16 1 7           26   4   19   11 
Airbus A340-600 22.9 to 24.2                 23.3 24       17 1   
Airbus A380 26,2 to 26,9   5                   7         
Boeing 737       1 68   19 4 121   63   115       10 
Boeing 737-100                         22         
Boeing 737-200       1 25       57       57         
Boeing 737-300 7.7 to 19,7       12 15.2   2 25 8.0-13.2 33   21       5 
Boeing 737-400 7.3 to 20         13.3 19   26       7       5 
Boeing 737-500 15.7 to 21       31 15.8   2 13 15.7 30   8         
Boeing 737 Next Gen 16.5 to 21.8                       2         
Boeing 737-700 18.3-21                       2         
Boeing 737-800 13.2-22.3                                 
Boeing 747     13 24 62   51 20 38   30 5 34     7 18 
Boeing 747-100 0     7 27     10 10     1 3     1 3 
Boeing 747-200 0.6-13.8     14 25     4 25     4 30     6 9 
Boeing 747-300         2                       4 
Boeing 747-400 8,3-20.6 12.4 13 3   13.4-14.3 51 6 3 12.6 30   1       2 
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Boeing 757               4 58               43 
Boeing 757-200 17.9-27.5         18.2-27.1   4 58               43 
Boeing 757-300 22.3-22.9                                
Boeing 767         9   21   10       3       2 
Boeing 767-200 15.8-26.1       2       3                 
Boeing 767-300 15.2-21.7       7 18.9-20.1 21   7       3       2 
Boeing 777     61   1   49 1 2                 
Boeing 777-200 20.2-27.9 26.0-27.3 25     20.3-27.9 46 1 2                 
Boeing 777-300 20.0-21.2   34       3                     
Boeing 777-Freighter 16.6   2                             
BAe 146 / Avro RJ                 5       1         
Avro RJ 16.4-17.6               1                 
Bae 146 14.4-20.6              4 17.8-20.6     1         
McDonnell Douglas DC-
10         4       11       16     8 5 

McDonnell Douglas MD-
11 15.0-15.5                 15.3 18 1           

McDonnell Douglas MD-
80/90                               20 48 

McDonnell Douglas MD-82 6.8-15.3                                 
McDonnell Douglas MD-83 6.8-28.4                               1 
McDonnell Douglas MD-87 15.1-15.5                             7 46 
McDonnell Douglas MD-88                               13 1 
Dash 8                 3                 

Dash 8-100                 2                 
Dash 8-300                 1                 
Dash 8-400 25.8-26.3                                 
Fokker 70/100         5                         
Fokker 70 29.1-40.2                                 
Fokker 100 14.1-20.7       5                         
Embraer                                   
E145 23.2-25.5                                 
E195 17.6-19.5                                 
Lockheed L-1011 TriStar         2       32               2 
Concorde       7 1     7                   
TOTAL     253 70 160   206 42 171   231 9 181   105 59 224 
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 Margin FEDEX  DHL  Thomas Cook  Flybe  

Aircraft Type Range Margin Act Not 
act Hist Margin Act Not 

act Hist Margin Act Not 
act Hist Margin Act Not 

act Hist 

Airbus A300   71  1             
Airbus A300 B2/B4                  

Airbus A300-600 13.7-18  29  1             
Airbus A310   43 26 1             

Airbus A310-200 14.0 to 15.1 14-15.1 26 23 1             
Airbus A310-300 14.0 to 21.5 14.0 17 3              

ATR 42/72   23 15 15             
ATR 42-300 15.8-17.4                 
ATR 42-500 31.4-31.3  8 14 8             

ATR 72 15.8-31.8  15 1 7         16.1-26.5    
Airbus A318 23.9 to 25.4                 
Airbus A319 18.3 to 23.4                 
Airbus A320           7 3 30     

Airbus A320-100 14.7 to 21.4                 
Airbus A320-200 14.7 to 21.4         24.1 7 3 30     

Airbus A321           4  1     
Airbus A321-100 13.5 to 23.7                 
Airbus A321-200 13.5 to 23.7         23.9 4  1     

Airbus A330           7  5     
Airbus A330-200 18.3-18.7         24.1 7  4     
Airbus A330-300 18.5 to 27.9          0  1     

Airbus A340                  
Airbus A340-200 22.8                 
Airbus A340-300 20.5 to 23.0                 
Airbus A340-600 22.9 to 24.2                 

Airbus A380 26,2 to 26,9                 
Boeing 737     5             

Boeing 737-100                  
Boeing 737-200     5             
Boeing 737-300 7.7 to 19,7            1    4 
Boeing 737-400 7.3 to 20                 
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Boeing 737-500 15.7 to 21                 
Boeing 737 Next Gen 16.5 to 21.8                 

Boeing 737-700 18.3-21                 
Boeing 737-800 13.2-22.3                 

Boeing 747     23             
Boeing 747-100 0    11             
Boeing 747-200 0.6-13.8    12             
Boeing 747-300                  
Boeing 747-400 8,3-20.6                 

Boeing 757   36 13 20  21  1  21       
Boeing 757-200 17.9-27.5  36 13 20 18.6 21  1 24.3-27.5 19       
Boeing 757-300 22.3-22.9         22.9 2       

Boeing 767       3    3       
Boeing 767-200 15.8-26.1                 
Boeing 767-300 15.2-21.7      3   20.2 3       

Boeing 777   13  1             
Boeing 777-200 20.2-27.9                 
Boeing 777-300 20.0-21.2                 

Boeing 777-Freighter 16.6 16.6 13  1             
BAe 146 / Avro RJ                  

Avro RJ 16.4-17.6                 
Bae 146 14.4-20.6 14-15.1            26  10  

McDonnell Douglas DC-10   68 25 11             
McDonnell Douglas MD-11 15.0-15.5 15.5 64 3 11             

McDonnell Douglas MD-
80/90                  

McDonnell Douglas MD-82 6.8-15.3                 
McDonnell Douglas MD-83 6.8-28.4                 
McDonnell Douglas MD-87 15.1-15.5                 
McDonnell Douglas MD-88                  

Dash 8                  
Dash 8-100                  
Dash 8-300                  
Dash 8-400 25.8-26.3             26 55 4  

Fokker 70/100                  
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Fokker 70 29.1-40.2                 
Fokker 100 14.1-20.7                 
Embraer                  

E145 23.2-25.5               6  
E195 17.6-19.5             19.5 14   

Lockheed L-1011 TriStar                  
Concorde                  

TOTAL   363 92 79  24 0 1  42 3 36  0 0 0 
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ARBEITSDOKUMENT DER KOMMISSIONSDIENSTSTELLEN 

Zusammenfassung der FOLGENABSCHÄTZUNG 

Begleitunterlage zu dem 

Vorschlag für eine Verordnung über Regeln und Verfahren für lärmbedingte 
Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Union im Rahmen eines ausgewogenen 

Ansatzes sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. März 2002 

Zusammenfassung der FOLGENABSCHÄTZUNG 

1. PROBLEMSTELLUNG 

1. Innerhalb des rechtlichen Rahmens, der durch ICAO-Verpflichtungen1, das 
Subsidiaritätsprinzip und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 5 
des Vertrags über die Europäische Union vorgegeben ist, bildet die Richtlinie 
2002/30/EG2 (nachstehend „die Richtlinie“) unter dem gemeinsamen Dach mit der 
Umgebungslärmrichtlinie3 einen Bestandteil des „ausgewogenen Ansatzes“ für 
Lärmschutzmaßnahmen an EU-Flughäfen 

2. Ziel der Richtlinie ist es, die kohärente Einführung von Betriebsbeschränkungen auf 
Flughäfen zu erleichtern und damit die Zahl der vom Fluglärm erheblich betroffenen 
Menschen zu begrenzen oder zu verringern. 

3. Zu diesem Zweck wird in der Richtlinie ein gemeinsamer Rahmen von Regeln und 
Verfahren für Betriebsbeschränkungen an EU-Flughäfen festgelegt, der den 
Umweltschutz in der Umgebung von Flughäfen in Übereinstimmung mit den 
Anforderungen des Binnenmarktes gewährleistet, da auf Flughäfen mit weitgehend 
vergleichbaren Lärmproblemen ähnliche Betriebsbeschränkungen in Betracht 
gezogen werden. 

4. Der gemeinsame Rahmen umfasst Folgendes: 

• Regeln für die generelle Durchführung von Lärmbewertungen, die vor der Einführung von 
lärmbedingten Betriebsbeschränkungen zu beachten sind. Betriebsbeschränkungen sind 

                                                 
1 2001 befürwortete die Versammlung der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) den Begriff 

des „ausgewogenen Ansatzes“ zur Bekämpfung des Fluglärms. Mit diesem Ansatz wird ein 
strategischer Rahmen geschaffen, um Lärm an Flughäfen auf kosteneffiziente Weise zu reduzieren, 
wobei Betriebsbeschränkungen nicht als vorrangiges Mittel, sondern erst nach Erwägung anderer 
möglicher Maßnahmen, u. a. Reduzierung des Fluglärms an der Quelle, Flächennutzungsplanung und 
-verwaltung sowie lärmmindernde Betriebsverfahren, eingesetzt werden. 

2 Richtlinie 2002/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. März 2002 über Regeln 
und Verfahren für lärmbedingte Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen der Gemeinschaft, ABl. L 85 
vom 28.3.2002, S. 40 - 46. 

3 Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die 
Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm - Erklärung der Kommission im 
Vermittlungsausschuss zur Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm.  
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lärmbezogene Maßnahmen zur Begrenzung oder Reduzierung des Zugangs ziviler 
Unterschallflugzeuge zu einem Flughafen. 

• Spezifische Regeln für Betriebsbeschränkungen mit dem Ziel eines Abzugs von knapp die 
Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen (Marginally Compliant Aircraft, nachstehend 
„MCA“), die die lautesten Flugzeuge des Luftfahrzeugbestands darstellen. Gemäß 
Definition der Richtlinie sind dies Luftfahrzeuge, die die Zulassungsgrenzwerte von 
Kapitel 3 mit einer kumulativen Marge von nicht mehr als 5 Dezibel unterschreiten. 

• Ein Verfahren4, das die zuständigen Behörden bei der Einführung neuer 
Betriebsbeschränkungen beachten müssen. 

5. Die Ergebnisse der Konsultation der Interessengruppen führten die Kommission zu 
dem Schluss, dass unter Berücksichtigung der Beschränkungen, denen die 
vorgenannten EU-Maßnahmen naturgemäß unterliegen, die in der Richtlinie 
festgelegten Regeln und Verfahren für die Einführung von Betriebsbeschränkungen 
auf EU-Flughäfen derzeit nicht einheitlich angewendet werden und nur begrenzt 
wirksam sind. Dies wird insbesondere auf zwei Ebenen spürbar: 

• Zum einen sind die spezifischen Regeln für Betriebsbeschränkungen mit dem Ziel eines 
Abzugs von knapp die Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen nicht mehr wirksam. 
Inzwischen gibt es nämlich nur noch relativ wenige MCA, da sie im Zuge des technischen 
Fortschritts ersetzt werden. Die Definition für MCA ist veraltet und die entsprechende Frist 
für ihre Außerdienststellung nicht mehr angemessen. 

• Zum anderen wurde von den Akteuren darauf hingewiesen, dass innerhalb des geltenden 
Rechtsrahmens Betriebsbeschränkungen auf Flughäfen mit weitgehend vergleichbaren 
Lärmproblemen in unterschiedlicher Weise gehandhabt werden, was potenzielle 
Wettbewerbsverzerrungen zur Folge hat. Dies liegt daran, dass die Regeln für die generelle 
Durchführung von Lärmbewertungen nicht eindeutig und präzis genug sind. Darüber 
hinaus wird auch das Verfahren zur Einführung von Betriebsbeschränkungen für 
unzureichend erachtet. 

2. SUBSIDIARITÄTSANALYSE 

1. Die Richtlinie trägt zum reibungslosen Funktionieren des europäischen 
Luftverkehrssystem bei. Sie entspricht den Zielen von Artikel 90 und 91 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). 

2. Gemäß Artikel 4 AEUV sind EU-Maßnahmen, die im Bereich lärmbedingter 
Betriebsbeschränkungen im Rahmen der gemeinsamen Luftverkehrspolitik ergriffen 
werden, zu begründen. Im vorliegenden Fall muss daher das in Artikel 5 Absatz 3 
des Vertrags über die Europäische Union verankerte Subsidiaritätsprinzip beachtet 
werden. Dabei gilt es, zwei Aspekte zu beurteilen: 

3. Erstens ist festzustellen, ob die Ziele der vorgeschlagenen Maßnahme von den 
Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Verfassungsordnung in ausreichendem Maße 

                                                 
4 Das Verfahren umfasst u. a. die Konsultation der Interessengruppen, vorherige Unterrichtung der 

Kommission und der anderen Mitgliedstaaten sowie das Recht auf Einlegung von Rechtsbehelfen. 
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erreicht werden können (Erforderlichkeitsprüfung). Hier konzentriert sich die 
Begründung auf die Notwendigkeit sicherzustellen, dass internationale Regeln und 
Verfahren von den Mitgliedstaaten einheitlich und effizient angewendet werden, 
damit für die Betreiber innerhalb und außerhalb der EU die gleichen Bedingungen 
gelten. 

4. Der zweite zu berücksichtigende Aspekt betrifft die Frage, ob und wie die Ziele 
durch Maßnahmen von Seiten der EU besser erreicht werden könnten (Prüfung des 
europäischen Mehrwerts). Der Mehrwert der vorliegenden Initiative soll in der 
Durchführung von Maßnahmen bestehen, bei denen die Situation verschiedener 
Flughäfen berücksichtigt und gleichzeitig sichergestellt wird, dass lärmbedingte 
Betriebsbeschränkungen kosteneffizient an Standorten eingeführt werden, wo die 
Lärmsituation Maßnahmen erfordert und ein angemessenes, standortspezifisches 
Gleichgewicht zwischen den verschiedenen verkehrs- und umweltpolitischen Zielen 
hergestellt wird. Durch einzelne Maßnahmen der Mitgliedstaaten könnte das 
Funktionieren des Binnenmarkts beeinträchtigt werden. 

3. ZIELE DER EU-INITIATIVE 

5. In dem oben beschriebenen spezifischen Rechtsrahmen besteht das allgemeine Ziel 
der Initiative darin, die gemeinsamen Regeln und Verfahren für lärmbedingte 
Betriebsbeschränkungen als Teil der Lärmschutzmaßnahmen an EU-Flughäfen 
weiter zu harmonisieren und zu stärken. 

6. Nach seiner Änderung würden innerhalb des gemeinsamen Rahmens die 
kosteneffizientesten Lösungen zur Lärmminderung gefördert, um die aufgrund 
europäischer, nationaler oder örtlicher Vorschriften geltenden Lärmminderungsziele 
zu erreichen. Auch zum übergeordneten Ziel der Lärmschutzpolitik, das darin 
besteht, schädliche Auswirkungen, einschließlich Belästigung, durch 
Umgebungslärm vorrangig zu verhindern, ihnen vorzubeugen oder sie zu mindern5, 
würde ein Beitrag geleistet. 

7. Unter Berücksichtigung der ermittelten Problemursachen kann das generelle Ziel der 
vorgeschlagenen Initiative in mehrere spezifische Ziele übersetzt werden: 

(1) Wirksame Gestaltung des Regelwerks für MCA, indem deren Definition und 
die entsprechende Bestimmung über ihre Außerdienststellung geändert 
werden6; 

(2) Gewährleistung, dass an Flughäfen mit weitgehend vergleichbaren 
Lärmproblemen einheitliche Betriebsbeschränkungen gelten, indem 

• präzisiert wird, wie ein Lärmbewertungsprozess durchzuführen ist, 

• die zu Betriebsbeschränkungen führenden Verfahren gestärkt werden. 

                                                 
5 Siehe Artikel 1 der Umgebungslärmrichtlinie (2002/49/EG). 
6 Mit Änderung von Artikel 2 Buchstabe d und Artikel 6 über die ‚Regeln für Betriebsbeschränkungen 

mit dem Ziel eines Abzugs von knapp die Vorschriften erfüllenden Luftfahrzeugen’.  
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8. Zur Bewertung der Fortschritte bei der Erreichung der allgemeinen und spezifischen 
Ziele werden auf operationeller Ebene folgende Ziele vorgeschlagen: 

• Das Verhältnis zwischen neuen Flugverboten und der Gesamtzahl der 
Betriebsbeschränkungen sollte bis 2020 ungefähr dem Stand anderer 
großer Wirtschaftsmächte entsprechen, und zwar bei geringerer oder 
zumindest unveränderter Lärmbelastung der Bürger. 

• Alle neuen Betriebsbeschränkungen sollten auch auf MCA zielende Maßnahmen 
beinhalten, damit eine möglichste große Lärmminderung erzielt wird. 

4. POLITIKOPTIONEN 

9. Die Logik der einzelnen Politikoptionen spiegelt die Wechselbeziehung zwischen 
den beiden Problemen wider. Jede Option enthält zwei Hauptkomponenten, die sich 
jeweils auf eines der Probleme beziehen. Darüber hinaus ist jede Option so 
aufgebaut, dass mindestens dieselbe Lärmsituation wie bei einem Kontinuitäts-
Szenario („business as usual“) aufrechterhalten wird. Die Optionen unterscheiden 
sich durch ihren Interventionsgrad, der optionsabhängig beim ersten Problem höher 
und beim zweiten geringer ist. Die Lösung der MCA-Problematik (Problem 1) wird 
weniger und/oder zielgenauere Betriebsbeschränkungen für die übrigen (leiseren) 
Luftfahrzeuge zur Folge haben. Damit wird für diese Luftfahrzeuge die korrekte 
Umsetzung des ausgewogenen Ansatzes (Problem 2) weniger bedeutsam. 

Tabelle 1: Problemstellung, Ursachen und Ziele 

Politikoptionen (PO) Spezifische Ziele 

PO 2 PO 3 PO 4 

Wirksame Gestaltung des 
Regelwerks für MCA durch: 

 

Änderung der veralteten 
Definition für MCA 

Änderung der MCA-
Definition zur Erfassung 
von Luftfahrzeugen, die 
den Kapitel-3-
Lärmgrenzwert 
-12 EPNdB 
unterschreiten 

Änderung der MCA-
Definition zur 
Erfassung von 
Luftfahrzeugen, die 
den Kapitel-3-
Lärmgrenzwert 
-10 EPNdB 
unterschreiten 

Änderung der MCA-
Definition zur 
Erfassung von 
Luftfahrzeugen, die 
den Kapitel-3-
Lärmgrenzwert 
-8 EPNdB 
unterschreiten 

Wahl einer geeigneten 
Außerdienststellungsfrist 

Vollständige 
Außerdienststellung 
innerhalb von 4 Jahren 
möglich 

Vollständige 
Außerdienststellung 
innerhalb von 2 Jahren 
möglich 

Vollständige 
Außerdienststellung 
innerhalb von 
2 Jahren möglich 

Gewährleistung, dass an 
Flughäfen mit weitgehend 
vergleichbaren Lärmproblemen 
ähnliche Betriebsbeschränkungen 
gelten, durch 

 

Stärkung der zu 
Betriebsbeschränkungen 

Schaffung einer EU-
Unterstützungseinheit 
(Support Cell) zur 

Schaffung einer EU-
Unterstützungseinheit 
(Support Cell) zur 

Schaffung einer EU-
Unterstützungseinheit 
(Support Cell) zur 
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führenden Verfahren Umsetzung des 
ausgewogenen Ansatzes 

Umsetzung des 
ausgewogenen 
Ansatzes  

Umsetzung des 
ausgewogenen 
Ansatzes  

Klärung und Spezifizierung des 
Lärmbewertungsprozesses 

Zusätzliche Regeln 
bezüglich des Umfangs 
der Konsultation der 
Betroffenen 

Zusätzliche Regeln 
bezüglich des 
Umfangs der 
Konsultation der 
Betroffenen 

Zusätzliche Regeln 
bezüglich des 
Umfangs der 
Konsultation der 
Betroffenen 

 Größere 
Rechtssicherheit in 
Bezug auf 
Verstoßverfahren 

 

Kontrollbefugnis der 
KOM mit der 
Möglichkeit, 
Maßnahmen 
auszusetzen, bis die 
geänderte Bewertung 
für geeignet befunden 
wird 

Verbindliche 
Vorabprüfung und 
-genehmigung durch 
die KOM 

10. Die EU-Rechtsvorschriften über Fluglärm liegen derzeit als Richtlinie vor. Die Wahl 
dieses Instruments hat zum Teil auch dazu beigetragen, dass Betriebsbeschränkungen 
in Europa auf sehr unterschiedliche Weise gehandhabt werden. 

11. Zur Lösung der oben beschriebenen Probleme sehen die Optionen 3 und 4 eine 
Kontrollbefugnis der Kommission vor. Dies ist insofern gerechtfertigt, als die 
Kommission für den Fall, dass die Kosteneffizienz einer Betriebsbeschränkung im 
Vergleich zu anderen Lärmminderungsmaßnahmen nicht nachgewiesen werden 
kann, die betreffende Beschränkung aussetzen können muss, bis das 
Bewertungsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt wurde. Im Hinblick auf die 
Möglichkeit einer Aussetzung von Betriebsbeschränkungen müssten transparente, 
EU-weit geltende und einheitlich ausgelegte Kriterien geschaffen werden. 

12. Die Optionen sehen zudem eine Änderung der Definition für MCA vor. Diese 
Definition müsste gleichermaßen in allen Mitgliedstaaten gelten, da es sich um eine 
technische Norm handelt, auf die sich dieselben Mitgliedstaaten innerhalb der ICAO 
geeinigt haben. Da diese Definition aller Voraussicht nach in Zukunft geändert 
werden muss, um mit der wissenschaftlichen Entwicklung Schritt zu halten, sowie 
angesichts der selbständigen Erneuerung des Luftfahrzeugbestands sehen alle 
Optionen die Möglichkeit vor, die Definition für MCA durch einen delegierten 
Rechtsakt des entsprechenden Ausschusses zu aktualisieren. 

13. Aufgrund der obigen Argumente wäre eine Verordnung wahrscheinlich das 
geeignetere Instrument, um die strategischen Veränderungen in Rechtsvorschriften 
zu überführen. 

5. FOLGENABSCHÄTZUNG 

14. Aus der Folgenabschätzung geht hervor, dass sich alle drei Optionen deutlich auf 
Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt auswirken. 
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– Aus ökonomischer Sicht scheint die Politikoption 2 insgesamt von Vorzug, da 
hier der Anstieg der Verwaltungskosten am geringsten ist. Auf dem Gebiet der 
internationalen Beziehungen kann sie allerdings als problematisch betrachtet 
werden. Mit der Option 3 würde eine solche Beeinträchtigung der 
Außenbeziehungen vermieden, jedoch hätte sie auch zusätzliche Belastungen für 
den EU-Haushalt zur Folge. Der Verwaltungsaufwand wäre mit dem der Option 1 
vergleichbar. 

– Aus gesellschaftlicher Sicht haben die Optionen 2, 3 und 4 ähnliche 
Auswirkungen. Der einzige große Unterschied besteht in dem Umfang, in dem 
betriebliche Maßnahmen mit Auswirkungen auf die Sicherheit der Luftfahrzeuge 
einer Überwachung unterliegen. Die Optionen 2 und 3 können in dieser Hinsicht 
als weitgehend gleichwertig angesehen werden. 

– Aus ökologischer Sicht fällt vor allem auf, dass die Option 4 wegen der 
Kompromisse zwischen betriebsbezogenen Lärm- und Klimaschutzmaßnahmen 
ein relativ hohes Risiko negativer Auswirkungen aufweist. Dagegen können die 
Optionen 2 und 3 bezüglich ihrer Umweltfolgen als weitgehend gleichwertig 
angesehen werden. 
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Tabelle 2: Zusammenfassung der Auswirkungen im Vergleich zu Option 1 
 Politikoption 2 Politikoption 3 Politikoption 4 

Auswirkungen auf die Umsetzung des 
ausgewogenen Konzepts 

mittel mittel hoch 

Wirtschaftliche Auswirkungen    

Auswirkungen auf: 
effizientes Funktionieren des europäischen 

Luftverkehrsnetzes

 

gering 
 

gering 
 

gering 

Flughäfen mittel mittel gering 

Luftfahrtzeugbetreiber gering gering mittel 

Flugzeug- und Triebwerkshersteller mittel mittel neutral 

Verwaltungskosten bis 
1 800 000 EUR/Ja

hr 

bis 
3 000 000 EUR/J

ahr 

bis 
4 200 000 EUR/J

ahr 
EU-Haushalt gering mittel hoch 

Internationale Beziehungen hoch gering mittel 

Soziale Auswirkungen    

Auswirkungen auf Governance und Partizipation hoch hoch hoch 

Auswirkungen auf Beschäftigungsniveau und 
-bedingungen 

gering gering gering 

Auswirkungen auf die Sicherheit gering mittel mittel 

Auswirkungen auf die Umwelt    

Lärmauswirkungen neutral neutral neutral 

Auswirkungen auf den Klimawandel mittel mittel neutral 

 

Legende: 

Negative Auswirkungen sind fett und kursiv auf dunkelorangem Grund dargestellt. 

‚HOCH’ bezeichnet eine hohe Wahrscheinlichkeit bedeutender Auswirkungen. ‚MITTEL’ und ‚GERING’ 
bezeichnen entsprechend niedrigere Wahrscheinlichkeiten solcher Auswirkungen. Das Ausmaß der Folgen hängt 
in allen Fällen von den Maßnahmen ab, die von den örtlichen und nationalen Behörden sowie den 
Luftfahrzeugbetreibern gewählt werden. 

6. VERGLEICH DER OPTIONEN 

6.1. Kohärenz 

15. Am kohärentesten ist, wie oben dargelegt, die Option 3, bei der die einzelnen 
Maßnahmen zur Erreichung der spezifischen Ziele sorgfältig gegeneinander 
abgewogen werden. Bedeutende negative Folgen sind bei dieser Option nicht zu 
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erwarten, so dass hier die Kompromisse in wirtschaftlicher, sozialer und 
ökologischer Hinsicht am geringsten ausfallen. 

6.2. Wirksamkeit 

16. Tabelle 3 enthält einen Überblick über die Wirksamkeit der Politikoptionen 
bezüglich der spezifischen Ziele in Abschnitt 3. Es zeigt sich, dass sich unter diesem 
Aspekt keine eindeutige Rangfolge festlegen lässt. Allerdings scheint die Option 3 
am ausgewogensten, da sie im Hinblick auf die angestrebten Ziele die am besten 
geeignete Palette von Maßnahmen beinhaltet. 

17. Was das Regelwerk für MCA anbelangt, hängt die Wirksamkeit der Politikoptionen 
von der Höhe der an den Lärmwert der Luftfahrzeuge gestellten Anforderungen ab. 
In dieser Hinsicht dürfte die Option 2 am besten abschneiden, da sie die strengste 
Definition für MCA vorsieht und auch Luftfahrzeuge einschließt, die den Kapitel-3-
Lärmgrenzwert -12 EPNdB unterschreiten und damit annähernd Kapitel-4-
Luftfahrzeugen entsprechen. Dementsprechend ist die Option 4 von geringster 
Wirksamkeit, da sie die niedrigsten Anforderungen an den Lärmwert von 
Luftfahrzeugen stellt, während Option 2 wiederum besser abschneidet als Option 3. 

18. Hinsichtlich des Ziels einheitlicher Betriebsbeschränkungen an EU-Flughäfen hängt 
die Wirksamkeit der Politikoptionen vom Umfang der Qualitätskontrollen ab. Die 
Option 4 bietet in diesem Punkt die besten Möglichkeiten. Sie rückt den 
verfahrenstechnischen Rahmen viel stärker in den Mittelpunkt, insbesondere durch 
die herausragende Rolle der Kommission bei der Kontrolle der Qualität des 
Bewertungsprozesses. Die Kommission wird für die obligatorische Vorabprüfung 
und -genehmigung aller an EU-Flughäfen geplanten Betriebsbeschränkungen 
verantwortlich sein. Im Vergleich zu Option 4 ist die Option 3 weniger wirksam, da 
keine systematische Qualitätskontrolle stattfindet. Sie gibt der Kommission 
allerdings die Möglichkeit, ihre Qualitätskontrolle auf die problematischsten 
Betriebsbeschränkungen zu konzentrieren. Option 2 dürfte bei weitem am 
unwirksamsten sein, da die Qualität des Bewertungsprozesses nur im Nachhinein im 
Rahmen von Verstoßverfahren kontrolliert wird. 
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Tabelle 3: Wirksamkeit der Politikoptionen in Bezug auf die spezifischen Ziele 

Spezifische Ziele Politikoption 
1 

Politikoption 
2 

Politikoption 
3 

Politikoption 
4 

Effektive Gestaltung des Regelwerks für MCA 
durch: 

Änderung der veralteten Definition für MCA 

geeignete Außerdienststellungsfrist  

neutral hoch mittel gering 

Gewährleistung, dass an Flughäfen mit 
weitgehend vergleichbaren Lärmproblemen 
ähnliche Betriebsbeschränkungen gelten, 
durch: 

Klärung und Spezifizierung des Lärm-
bewertungsprozesses  

Stärkung der zu Betriebsbeschränkungen 
führenden Verfahren 

neutral gering mittel/hoch hoch 

6.3. Effizienz 

19. Da es sich bei dem Initiativvorschlag um eine verfahrenstechnische Maßnahme 
handelt, sind in den Gesamtkosten der untersuchten Politikoptionen sowohl 
Verwaltungskosten als auch Kosten zu Lasten des EU-Haushalts enthalten. 

20. Unter Berücksichtigung obiger Schätzungen scheint die Option 2 am effizientesten, 
da sie den geringsten Anstieg der Verwaltungskosten zur Folge hätte. 
Unberücksichtigt sind dabei allerdings die Kosten eines eventuellen internationalen 
Rechtsstreits im stark globalisierten Luftverkehrsmarkt, der sich auf die 
Luftfahrzeugbetreiber in der EU negativ auswirken könnte. 

6.4. Fazit 

21. Unter diesen Umständen erhält die Politikoption 3 den Vorzug. Sie scheint 
insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Kohärenz am besten geeignet, die in 
Abschnitt 3 genannten Ziele zu erreichen. 

7. ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG 

22. Die Kommission wird die Verordnung fünf Jahre nach ihrer Verabschiedung einer 
angemessenen Bewertung und Überprüfung unterziehen. Neben den im Rahmen der 
Kontrolle oder von Beschwerdeverfahren in einzelnen Fällen gewonnenen 
Erkenntnissen wird die Kommission eine Reihe von Kernindikatoren überwachen, 
die zur Verfolgung der Wirksamkeit der Verordnung aktualisiert werden. 
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Tabelle 4: Indikatoren für die Überwachung 

Hauptindikatoren Definition Relevanz 

Überwachung der Lärmwerte von Luftfahrzeugen und der Qualität von Lärmbekämpfungsmaßnahmen 

Lärmzulassung  Gibt den Lärmwert neuer 
Luftfahrzeuge an. 

Fortschrittsüberwachung 
hinsichtlich des Lärmwerts neuer 
Luftfahrzeuge 

Anzahl der Flugbewegungen mit 
MCA 

Gibt die Anzahl der mit MCA 
durchgeführten Flugbewegungen 
innerhalb der ECAC-Region an 
(Aufgliederung nach Flughäfen und 
Luftfahrtunternehmen möglich). 

Aufzeigung von Tendenzen im 
Einsatz von MCA 

Überblick über Betriebsbeschrän-
kungen und Kombinationen von 
Lärmschutzmaßnahmen 

Mit diesem neuen Indikator würden 
anhand von Lärmbekämpfungs- 
und Leistungsplänen Informationen 
über die Qualität von 
Lärmminderungsmaßnahmen 
gesammelt. 

Aufzeigung der Qualität des 
Lärmbewertungsprozesses 
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